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Yerwort. 
Vor 17 Jahren, im April 1895, kreuzte der Geiſtl. Rat Herr 

Wacker in einer großen Volksverſammlung in Freiburg mit Wilhelm 
Ciekxknecht, unſerem unvergeßlichen Alten, die Klinge. Am Tage 
nach dieſem viel beachteten Redekampf ſchrieb das tonangebende Zen- 
trumz2organ des badiſchen Oberlandes, der Freiburger Bote: ;, Noch 
eine ſol<e Verſammlung, und die Sozialdemokratie kann die Segel 
ſtreichen.“ Die damals vernichtete Sozialdemokratie erſcheint heute 
Herrn Wacker in einem ſo bedenklichen Lichte, daß er das Schlagwort 
von der ſozialdemokratiſchen Gefahr geprägt hat. In einerx 
am 5. Mai 1912 in Ravensburg in Württemſberg gehaltenen Rede 
hat er alle politiſchen und parteitaktiſchen Konſequenzen aus 
dieſem neuen Schlagwort für das badiſche Zentrum gezogen; dieſe 
Rede gab den äußeren Anlaß zur Herausgabe der vorliegen- 
den Schrift. Es ſoll gezeigt werden, daß die jetzige Stellung- 
nahme Wacker8 zur Entwicklung und Bedeutung der badiſchen So- 
zialdemokratie ſich weſentlich unterſcheidet von jener, die ex von 1890 
bis 1907 bei allen Land- und Reichstag3wahlen eingenommen hat. 
Da3 in der Schrift enthaltene Material war in Zeitungsartikeln 
und Broſchüren verſtreut und bedurfte gründlicher Sammlung und 
Sichtung, um ein überſichtliches Bild der ſogen. Wackertaktik zu ex- 
möglichen. Wenn das Schlagwort von der ſozialdemokratiſchen Ge- 
fahr in der nächſten Zeit das politiſche Leben Badens beherrſcht 
und zum lehrreichen Vorſpiel für die nächſten Landtag8wahlen wird, 
darf die ſozialdemokratiſche Partei Badens nicht mit leeren Händen 
daſtehen, will ſie aufklärende Gegenagitation betreiben. Des- 
wegen wurde auch verſucht, die wirtſchaftliche Gliederung der badi- 
ſchen Bevölkerung und die Einkommenſteuerverhältniſſe Badens zu 
ſchildern. Zugleich iſt in der Schrift eine kurze Darlegung üÜber 
die Entwicklung der badiſchen ſozialdemokratiſchen Arbeiterbewegung 
enthalten. | 

Der ſtark perſönlich anklingende Titel rechtfertigt ſich. aus der 
Stellung, welche Herr Wacker in ſeiner Partei einnimmt. 

Freiburg, im Juni 1912. 
' Der Verfaſſer. 

Yorwort zur zweiten Auflage 
Die Diskuſſion, welche bisher in der rechts- und linksliberalen 

Preſſe über den Jnhalt der Broſchüre geführt wurde, beſchäftigte 
ſich vorwiegend mit den Kapiteln: „Beſteht alſo die ſozialdemokratiſche 
Gefahr?“ und „Die Landtags8wahlen von 1913“. Es liegt jedoch



keine Veranlaſſung vor, eine Aenderung oder Ergänzung im Text 
dieſer Kapitel vorzunehmen. Regiſtriert ſei nur, daß die kurz vor 
der Vertagung des Landtages in der Zweiten Kammer gepflogenen 
Auseinanderſezungen zwiſchen der Rechten und dem Großblo>k einige 
liberale Organe zu der Forderung veranlaßten: Bei den nächſten 
Landtagswahlen unter keinen Umſtänden die Wacker-Taktik, ſondern 
Großblo>-Politik wie 1905 und 1909, 

Die Zentrumspreſſe hat biSher die Broſchüre totgeſchwiegen, 
lediglich die Freiburger Tagespoſt kritiſierte ihren Jnhalt. Sie be- 
anſtandete die Art der Verwendung der Stichwahlziffern in dem 
Kapitel: „Wie Herr Watcker die ſozialdemokratiſche Gefahr bis 1907 
anſah“. Die einzelnen Zentrumsorte wären auf ihre Stimmenabgabe 
zu prüfen geweſen und es hätte unterſucht werden müſſen, ob im 
großen und ganzen .der Parteiparole auf Stimmenenthaltung Folge 
geleiſtet worden iſt oder nicht. 

Darauf iſt zu bemerkon, daß es nicht auf die Reſultate in ein- 
zelnen Orten ankam; es war nur feſtzuſtellen:! Berechtigen die 
Stimmenzahlen, welche der ſozialdemokratiſche Kandidat in der Stich- 
wahl exhalten, zu der Schlußfolgerung, daß er das Mandat mittels 
der ihm zugewandten Zentrumsſtimmen erlangt hat? Alle- andern 
Zahlengruppierungen warven zweklos. -- Die weitere Forderung des 
Kritikers der Tagespoſt, die Reſerven zu berückſichtigen, welche jede 
der zwei Parteien im zweiten Waſſengang erhalten hat, erledigt ſich 
durc< die Feſtſtellung, daß dies in der Broſchüre bei der Stimmen- 
zahl der Nationalliberalen, wenn ſie mit den Sozialdemokraten zur 
Stichwahl ſtanden, geſchehen iſt. Die Reſerven der Sozialdemokratie 
zu zählen, iſt müheloſes Beginnen, da faſt durc<gängig unſere Partei 
jehon in der Hauptwahl den letzten Mann aufbietet. Das iſt jedem 
Wahlſtatiſtiker bekannt. Die von der Tagespoſt exhobenen Einwen=- 
dungen ſind alfo belanglos; ſie ändern nichts am Geſamt-Charakter 
der Schrift. ] 

Wenn ſich nach 4 Wochen ſchon eine zweite Auflage nötig macht, 
ſo dürfte damit der Beweis erbracht fein, daß die in dem Werk<en 
behandelten Fragen aktuell find und die ernſte Aufmerkſamkeit der 
politiſch intereſſierten Kreiſe exfordern. 

Freiburg, Mitte Juli 1912. 
Der Verfaſſer.
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Perſönliches. 

Der Geiſtl. Rat Theodor Wacker in Zähringen hat auf dem 
Gebiete der Wahltaktik eine Lebensarbeit hinter ſich; als Ziel ſchwebt 
ihm vor Augen: Freie Bahn für das Zentrum! Seit 
mehr als 35 Jahren arbeitet Herr Wacker daran, das badiſche 
Zentrum groß zu machen und dementſprechend den Einfluß der 
anderen Parteien in Baden zu vermindern. Er ſeßt an dieſes Lebens- 
ziel ſeine ganze Perſon, ſeine bedeutende Arbeitskraft und ſeinen 
durd). langjährige Erfahrung gefeſtigten Einfluß, den er bei ſeinen 
Parteiangehörigen beſizt. Es darf getroſt behauptet werden, daß 
in keinem deutſchen Bundesſtaate ein Parteiführer ſich ſeiner Auf- 
gabe mit ſolcher Ausdauer, mit der zähen Hingabe widmet, wie 
der Führer des badiſchen Zentrums. Für ihn iſt die Wahltaktik --- 
nicht zu verwechſeln mit Wahlpolitik -- das Geheimnis aller 
Erfolge bei Reichs- und Landtags8wahlen. Darin hat er es zu einer 
wahren Virtuoſität gebracht und ſich die Herrſchaft über ſeine Parteige- 
noſſen bei allen Wahlaktionen unbeſtritten geſichert. Will man alſvo die 
politiſchen Ziele der bad. Zentrumspartei kennen lernen, dann kann 
dies nur geſchehen auf der Grundlage der ſchriftlichen Aufzeichnungen 
Wackers, ſowie ſeiner öffentlichen Vorträge über die Taktik und die 
vor jeder Wahl erſchienenen Wahlaufrufe, die mit dem Namen des 
Herrn Theodor Wacker als 1. Vorſizenden des Wahlkomitees unter- 
zeichnet ſind. Dieſe politiſchen Dokumente Wackers ſind nicht leicht 
hingeworfene Tages8produkte; Abfaſſung, Stil und Inhalt der partei- 
taktiſchen Manifeſte zeugen vielmehr von gründlicher Beherrſchung 
des Stoſfes, von tiefem Nachdenken und povn klarem Wollen. Daraus 
ergibt ſich für uns: Wir haben den Führer des badiſchen Zentrums, 
Herrn Geiſtl. Rat Theovdor Wacker in Freiburg-Zähringen, ernſt, 
ſehr ernſt zu nehmen. Wir müßten es eine3s Tages bitter büßen, 
wenn wir die vielfach geübte Gepflogenheit der liberalen Preſſe, 
Wacker mit einigen oberflächlichen, nicht8ſagenden Redensarten abzu- 
tun, nachahmen wollten. 

Herunter mit den. nLationalliberalen! 
Die nachhaltigſten EGindrücke bei ſeinem erſten politiſchen Auf- 

treten in Baden empfing der junge Kaplan unter der liberalen Herxr- 
ſchaft. Sein kritiſcher Blick erkannte ſofort, daß gegen dieſes Ge- 
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waltſyſtem nur zäher, unerbittlicher Kampf am Plate war, ſollten 
der Sache der katholiſchen Kirche und ihrer politiſchen Vertretung, 
der badiſchen Zentrumspartei, irgendwelche Erfolge beſchieden ſein. 
Die Nationalliberalen hatten -- dank dem auch noch in Baden be- 
ſtehenden indirekten Wahlrecht -- im Landtag .von 63 Siten' 47 Site 
inne; ſiC vertraten auch im Reichstag die badiſchen Kreiſe faſt ſämt- 
lich. In den Legislaturperioden 1874 und 1877 waren von den 
14 Reichstagswahlkreiſen nicht weniger als 11 nationalliberal ver- 
treten. Das Klaſſenwahlrecht für die Gemeinde ſicherte ihnen die 
unumſchränkte Herrſchaft auf den Rathäuſern der Städte und größe- 
ren Orte: in der Verwaltung dominierte der liberale Einfluß, und 
er gebärdete fich um ſo unduldſamer, je heftiger die anderen Bevblke- 
rungösflaſſen an die liberalen Tvre pochten und das Mitbeſtim- 
mungsrecht an den Angelegenheiten des Staates und der Geſellſchaft 
begehrten. Das alles ſah Wacker; er erlebte noch gzum Teil die 
badiſche Kulturkampfperiode, die Verfolgung der fkatholiſchen Geiſt- 
lichen, ihre Einferkerung, die Sperrung des Gehaltes, die Aechtung 
der Neuprieſter und alle die Auswüchſe der mit den ſogen. Maigeſeten 
im innigſten Zuſammenhang ſtehenden Zwangsmaßregeln gegen die 
katholiſche Kirche, die eine maßloſe Erbitterung hinterlaſſen und um 
die Katholiken Badens jenen eiſernen Ring der Zuſammengehörig- 
keit gelegt haben, den die nichtgentrümlichen RParteien noch heute 
bei den Wahlen nur unter Aufwand äußerſter Kräfte zu loc>ern ver- 
mögen. 

Der traditionelle liberale Beamtenhochmut, der im Verkehr mit 
dem Bauern und dem Arbeiter ſtets recht fühlbar den „Herrn“ her- 
ausſteckte, der liberale Fabrikanten-Terrori8mus8, der in den 80er und 
90er Jahren noch im Wieſental den katholiſchen Arbeitern den libe- 
ralen Stimmzettel bei den Wahlen in die Hand drückte und ſie nach 
oſtelbiſcher Junkermanier unter dem Kommandoruf: Hände hoch! 
an die Wahlurne beorderte =- dieſe und andere liberale Attentate 
auf die politiſchen und wirtſchaftlichen Grundrechte aller Staats- 
bürger arbeiteten dem kühnen Reformer am politiſchen Leben des 
Muſterländles Baden prächtig in die Hände, und ſein Entſchluß war 
gefaßt: Herunter mit den Nationalliberalen ! - 

Der Kampf um das direkte Wahlrecht. 

Wacker warf ſich mit wahrem Feuereifer in das politiſche Ge- 
triebe. Er Fkandidierte zum deutſchen Reichstage, zum badiſchen 
Landtage, und als er 1879 in den lekteren gewählt war, ſchallte 
das Echo der Kulturkampfgeſeze, denen ſich ſpäter das politiſch und 
verwaltungsrechtlich gleich brutale Syſtem Eiſenlohr mit ſeiner Pro- 
tegierung der Nationalliberalen und der Billigung der Wahltätigkeit 

w 
nardemahan be rhe 

der Oberamtmänner anſchloß, mit bis dahin nur ſelten gekannter : 
Heftigkeit in das Karlsruher Rondell hinein. Die parlamentariſchen 
Kumpfe, die der ſtreitbare Prieſter mit den liberalen Führern Fieſer
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und Kiefer und mit dem Miniſterium Eiſenlohr ausgefochten, erreg- 
ten in Baden und darüber hinaus berechtigtes Aufſehen und hoben 
den Abgeordneten Wacker bald aus den Reihen ſeiner Parteigenoſſen 
heraus und ſtellten ihn an die Spitze der badiſchen Zentrumspartei. 
Denn Wacker iſt ein Kämpfer; politiſche Sentimentalität iſt ihm 
fremd. In dieſem Kampfesdrang, der mit den eigenen Parteifreunden 
ebenſo rükſichtslos verfährt, wie mit dem politiſchen Gegner, liegt 
Wackers Stärke. Hansjakob, der bekannte Volksſchriftſteller und 
Pfarrer von St. Martin in Freiburg, hat gewiß zugegeben, „daß 
damals das Syſtem Wacer am Plate war“, aber er 'hat äuch vor 
mehr als 30 Jahren ſich über die Kampfesmethode Wackers Wwie 
folgt geäußert: 

„Zn der reinſten Revolverſprache wurde im Freiburger Boten 
über mich hergefallen und mir kurzerhand Ehrloſigkeit und Scham- 
loſigkeit vorgeworfen. Der Redakteur dieſes Blattes, ein junger 
Kaplan (eben Wacker ?), hat nach Konitzer Art gegen mich gewütet. 
E3 muß in der Dreiſamſtadt in religiös-politiſcher Hinſicht bedenk- 
lich ausfehen, wenn ein Mann von dem Fanatismus und dieſer 
unprieſterlichen Rückſichtsloſigkeit die erſte Rolle in der öffent- 
lichen politiſchen Vertretung ſpielen kann. 'Im übrigen braucht 
man dieſem Herrn nur einmal gerade ins Geſicht zu ſehen, und 
man weiß, mit wem man es zu tun hat.“ 

* 

Was halfen aber in den 80er und 90er Jahren alle redneriſchen 
Kammer-Erfolge, wenn das indirekte Wahlrecht und die noch unge- 
rechtere Wahlkreizeinteilung den Nationalliberalen im badiſchen Land- 
tage die parlamentariſche Mehrheit ſicherte ?! Deshalb“ beherrſchte 
die  Wahlreform jahrelang das politiſche Leben Badens. Fort mit 
dem indireften Wahlrecht ! Einführung de38 gleichen und direkten 
Wahlrecht38! Neue Wahlkreiseinteilung! Dieſe Forderungen wurden 
immer lauter und dringlicher im Parlament, in der Preſſe und in 
'den Volksverſammlungen erhoben. Und zwar um ſv nachhaltiger, 
al3 ſich die Nationalliberalen mit allen Mitteln gegen die Reform 
de3 Wahlrechts ſträubten. 

Die nationalliberale Mehrheit in der 2. Kammer alſo zu brechen, 
-- koſte es ſelbſt „unnatürliche“ politiſche Bündniſſe =- war das8 
große Problem, das ſich der Taktiker Wacker ſtellte. Mit dem 

- Zentrum waren Freiſinnige, Demokraten und Svozialdemokraten gleich- 
fall3 in die Minderheit gedrängt. Herr Wacer zögerte de3halb vei allen 
Reichstag2- und Landtagswahlen in den 90er Jahren und noch in der 
erſten Hälfte des jüngſten Jahrzehnts nicht im geringſten, die Pa- 
role auszugeben?! Unter keinen Umſtänden Unterſtüßung eines Na- 
tionalliberalen! Damit förderte er ſelbſtverſtändlich „die rote Ge- 
fahr“; denn: Gegen die Nationalliberalen ! bedeutete bei den Stich- 
wahlen gar nichts anderes als die Stimmenabgabe für die Sozial- 
demokratie, die dadurch bei den Reich8= und Landtags8wahlen in
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den Großſtädten mit Zentrumshilfe den Sieg davontrug. Der ſv- 
zialdemokratiſche Sieg in Mannheim bei den Reichstagswahlen von 
1890, die beiden Karlsruher ſozialdemokratiſchen Landtags5mandate 
von 1897, die ſozialdemokratiſchen Reichstagswahlſiege von Karls- 
ruhe und Pforzheim in den Legislaturperivden 1898, 1903 und 
1907 ſfind wahlſtatiſtiſch nachweisbar auf das Konto der Wackerſchen 
Wahltaktik zu ſezen. In dieſer Zeit gab es für Herrn Wacker keine 
„vzialdemvokratiſche Gefahr“, und wenn man ihn in der Kammer . 
und in der Preſſe der unbedingten Förderung der Svozialdemokratie 
zieh -- und die Nationalliberalen ließen es daran nicht mangeln =, 
dann wies er mit ſeiner bekannten unübertroffenen Auslegungs- 
kunſt nach (ſiehe ſeine 1900 erſchienene Broſchüre: Wer fördert die 
Umſturzbeſtrebungen; wer hat der Sozialdemokratie bei Wahlen 
direkte und indirekte Hilfe geleiſtet ?), „daß die herrſchende Partei 
(die Natienalliberalen) und die großh. Regierung das Möglichſte getan 
hätten, um Fatholiſche Wähler zur Stimmenabgabe für ſozigal- 
demokratiſche Kandidaten förmlich zu drängen, wenn man da- 
durch nationalliberale Niederlagen herbeiführen könne. Die Regie- 
rung reize die Katholiken durch ihre Behandlung der kirchlichen 
Fragen direkt an, in gewiſſen Fällen die Wahl von Sozialdemokraten 
zu fürdern.“ Und der eifrige Wahlſtratege hüllte ſich in die. ſchüt- 
zende Toga des echten Volksvertreters und erklärte mit voller 
Seelenruhe: 

„Nun, wenn das Zentrum wirklich die ſozialdemokratiſche Par- 
tei bei Wahlen unterſtüßen würde, um die Zahl der national- 
liberalen Abgeordneten zu vermindern und dadurch erwünſchte 
Kammerbeſchlüſſe zu ermöglichen, ſov wäre der Zwe> ein durch- 
aus unanfechtbarer. Auch das Mittel wäre wenigſtens geſetlich 
und ſtaat5rechtlich tadellos. Geſehzlich und ſtaats3recht- 
lich iſt die Wahl von Sozialdemokraten gerade ſvo 
ſFatthaft, wie die von Nationalliberalen vder 
Konſervativen, DemokratenpderZentrumsleuten.“ 

Natürlich ſtellte ſich die öffentliche Meinung, der die Wahlfreiheit 
etwas galt, nicht auf die Seite der Nationalliberalen, ſondern auf 
die Seite des für die Wahlreform kämpfenden Wacker, und die 
Feinde des indirekten Wahlrechts nahmen an Zahl und Einfluß 
ſtändig zu, obwohl der nationalliberale Führer Fieſer mit rückſicht8- 
[Ioſer Offenheit in der Kammerſivung vom 14. Mai 1892 ſich zum 
Fortbeſtand dieſer Fälſchung des Wählerwillens durch die Worte 
befannt hatte: „Man kann un3 doch nicht zumuten, den Aſt ab- 
zuſägen, auf dem wir ſitzen!“ Aber die Saat war reif, das indirekte 
Wahlrecht fiel, und mit der Einführung des allgemeinen und direkten 
Landtagswahlrechts war Wacker am Ziel ſeiner parlamentariſchen 
Wünſche! Hat er die Früchte eingeheimſt ?



_9_ 

Die Landtagswahlen von 1905, 
Die badiſche Zentrums8partei ſuchte auf jede Weiſe in d[e ver- 

ſchiedenen Bevölkerungsſchichten einzudringen, um zugleich partei- 
politiſche Intereſſen zu fördern. Sie gründete den Badiſchen Bauern- 
verein als Gegengewicht gegen den „liberalen“ Landwirtſchaftlichen 
Verein, ſie verſchaffte ſich unter den ſtädtiſchen Handwerkern An- 
hang, um den Einfluß der liberalen Bezirks8vereine zu paralyſieren 
und in den fatholiſchen Arbeitervereinen glaubte man eine Schuß- 
wehr gegen die ſozialdemokratiſche Partei und die freien Gewerk- 

. ſchaften geſchaffen zu haben. In allen dieſen Körperſchaften hütete 
man ſich. die konfeſſionellen Geſicht3punkte in den Vordergrund zu 
rücfken, aber man ſc<loß doch die betreffenden Berufsſtände von 
anderen Parteien gefliſſentlich ab und kochte ganz im ftillen ſein 
Parteiſüppchen... Wacker nutte die politiſche Mißſtimmung, die ſich 
gegen die Nationalliberalen wegen ihrer ablehnenden Haltung in 
der Wahlrechtsfrage im Lande angeſammelt hatte, reichlich aus und 
betrieb die Agitation für die erſte Landtagswahl unter dem direkten 
Wahlrecht mit maßloſer Heftigkeit. Der bekannte Wackerſche Wahl- 
erlaß -- ſiehe nächſtes Kapitel =- war von den katholiſchen GSeiſt- 

„lichen eben doch ſv aufgefaßt worden, daß ſie ſich nicht nur um 
das Leſen katholiſchex Zeitungen, ſondern auch um „richtige Wah- 
len“ fümmern ſollten. Dieſer intenſiven Tätigkeit entſprach auch 
das Wahlreſultat: 28 Mandate im erſten Wahlgang und 125 000 
Stämmen. E3 ſah alſv für das Zentrum äußerſt vorteilhaſt aus. 
Zwar wurde die Fraktion im zweiten Wahlgang auf dieſe 28 Sike 
beſchränkt: immerhin rückte ſie mit den 4 Konſervativen an die 
abſolute Mehrheit ſtark heran. Ein Mandatsvergleich mit dem lekten 
Landtag unter dem indirekten Wahlrecht und der neuen Situation 
ergibt da8 folgende Bild, bei dem zu berücſichtigen iſt, daß der alte 
Landtag 63 Site, der neue 73 enthielt: 

Natlib. Zentr. Soz. Dem. Freiſ. Konſ. 

1903 25 23 6 6 2 1 = 63 
1905/23 " 28 12 N -5é-" 1 „é-?--Z- = 

-- 9 + 5 + 6 -1 -1 + 3 

DIer erſte Großblo>. 

Neue Verhältniſſe ſchaffen oft raſch andere Parteikonſtellationen. 
Nach dem erſten Wahlgang von 1905 rückte die nicht zu unterſchäßende 
Gefahr einer konſervativ-zentrümlichen Herrſchaft in bedenkliche Nähe 
und in den Parteilagern der Liberalen und der Sozialdemokratie ge- 
wann der Gedanke eines wahltaktiſchen Zuſammengehens die Ober- 
hand. Aber die Ausführung war nicht allzu leicht. Noch lebte zu 
ſtarf die Erinnerung an die Mehrheitsbildung im alten Landtag 
und die frühere Stichwahltaktik zwiſchen dem Zentrum, den Links-
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liberalen und den Sozialdemokraten. Zudem lief ein ſolches Zuſam- 
mengehen auf ein bedenfkliches politiſches Experiment hinaus, das 
noch in keinem deutſchen Bundesſtaate ausprobiert worden war. Vor 
allem befürchtete die Sozialdemokratie, daß die Scheu vor dem roten 
Tuch im nationalliberalen Lager noch immer ſehr groß ſei und nicht 
zur Wahl von Sozialdemokraten durch Liberale führen würde, wäh- 
rend ſich unſere Partei auf ihre geſchulten Truppen ſchon verlaſſen 
fonnte. Und wenn der Plan mißlang, dann ſaß das Zentrum 
erſt recht im ſicheren Mehrheit8-Sattel, und die anderen Parteien 
hatten verlorenes Spiel. Aber der Großblo> lag förmlich in der 
Luft. Sogar in der Karlöruher Zeitung, dem Sprachrohr der 
badiſchen Regierung, war in wenigen Sätßzen eine -- Sympathie 
für den Großblo> ausgeſprochen, die ſpäter im Landtag und in 
der politiſchen Preſſe jahrelang kommentiert wurde. In einer Er- 
örterung des Ausfalls des erſten Wahlgange8 war u. a. geſagt, 

„daß jedenfalls im zweiten*) Wahlgang Bündniſſe zuſtande kom- 
men, an die bis jekt niemand geglaubt habe.“ 

Damit ſollte die Regierung indirekt ihre feierliche Zuſtimmung 
zum Großbloc>-Bündnis ausgeſprochen haben und man ſah) in dem 

* inzwiſchen verſtorbenen Miniſter Schenkel, der damals das Mi- 
niſterium de8 Innern leitete, den eigentlichen Vater des Großbloc>s. 
Unbeſtritten dürfte heute ſein, daß der vom Zentrum ſtark gehaßte 
Schenkel die obige Notiz inſpiriert, wenn auch nicht *ſelbſt geſchrie- 
ben hat. Jedenfalls hat ſie nicht den Einfluß auf die Großbloc>k- 
parteien ausgeübt, den das Zentrum ihr ſtetig zugeſchrieben. In der 
Kammer erklärte ſpäter Abg. Obkircher, daß die Stellung der Re- 
gierung zum Großblo> für die Nationalliberalen beim Abſchluß des 
Bündniſſes nicht maßgebend war. Und daß die Sozialdemokratie 
nicht auf das Miniſterwort wartete, um ihre Entſcheidung zu tref- 
fen, liegt auf der Hand. Die Sozialdemokratie verſchaffte ſich nur 
Rückendekung inſofern, als ſie es ablehnte, die Abmachungen ſozu- 
ſagen unter dem Ausſchluß der Oeffentlichkeit zu vollziehen, wie das 
von manchen Liberalen gern gewünſcht wurde. Gang im Gegenteil 
beſtand das ſozialdemokratiſche Zentralwahlkomitee auf Publikation 
des Bündniſſes in der liberalen und ſozialdemokratiſchen Preſſe, um 
gewiſſen liberalen Politikern die Möglichkeit zur Ausrede zu hehmen: 
Mein Namce iſt Haſe, ich weiß von nichts! 

Durch die öffentliche Bekanntmachung waren die Mitglieder bei- 
der Parteien über die tatſächlichen Verhältniſſe unterrichtet und mit 
dem Ernſt der politiſchen Verantwortung vertraut gemacht. Dieſer 
nachdrückliche Appell an die Wähler hat auch bewirkt -- was8 gar 
nicht einmal erwartet werden konnte --, daß die wahltaktiſchen Ab- 

*) Nach 8 67 des Landtagswahlgeſetzes gibt es in Baden keine Stich- 
wahlen, ſondern nur den zweiten Wahlgang, an welchem wieder alle Kandi- 
daten teilnehmen fönnen, die mehr als 15 Prozent der abgegebenen Stimmen 
nuf fich vereinigt haben.
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machungen von den Liberalen und von den Svozialdemokraten glän- 
zend gehalten wurden. Ein Vergleich zwiſchen dem erſten und zweiten 
Wahlgang ergibt: | 

1. Wahlgang 2. Wahlgang 

Zentrum 28 - 
Nationalliberale 14 9 
Svozialdemvofraten 5 7 
Demokraten 2 3 
Freiſinnige - 1 
Konſervative 1 3 

| . 50 23 

"Yé)fAbgeordnebxe 

Der Zweck des Bündniſſes, die zentrümlich-konſervative Herr- 
ſchaft dem Lande Baden zu erſparen und einer freiheitlichen Politik 
die Wege zu ebnen, war alſv erreicht worden; das Zentrum erlangte 
nicht ein einziges Mandat mehr. Die Linksparteien verfügten über 
die abſolute Mehrheit. Der neue Landtag bot bezüglich der Partei- 
gruppierung das folgende Bild : 

Die Rechte " Die Linke 

(Zentrum und Konſervative) (Liberale und Sozialdemokraten) 
28 29 

„2 „n B2 
32 41 Sipe 

Herr Wacker war von dieſem Ausgang überraſcht; mit der 
Möglichkeit, daß ihm die Wahlernte mit Hilfe der Sozialde- 
mvkratie ſv arg beſchnitten werden könnte, hatte er nicht ge- 
rechnet. Die „ſozialdemokratiſche Gefahr“ tauchte zum erſten Male 
auf! 

Die Folgen des Wackerſchen Wahlerlaſſes. 

Eine der erſten Arbeiten des neuen Landtages waren die Wahl- 
prüfungen, die ſich diesmal recht gründlich notwendig machten, 
weil die katholiſchen Geiſtlichen einen Wahlerlaß Wacker8, für die 
Zentrumgpreſſe eifrig Propaganda zu machen, allzu wörtlich ge- 
nommen hatten. Der bekannte Meineids8prozeß des Pfarrers Gai- 
ſert, ſeine Aufforderung an die Wähler: Wenn ihr zum Pfarrer 
beichten und fkommunizieren kommt, müßt ihr auch wählen, wie 
der Pfarrer will, oder: Wer mit ſeinem Pfarrer in den Himmel kom- 
men will, muß wählen, wie der Pfarrer wählt, und ähnliche Ver- 
ſtöße gegen die Beſtimmungen des Wahlgeſeges, wie ſie auch an- 
deren Geiſtlichen nachgewieſen waren, führten u. a. zur Ungültig- 
keitgerklärung der Wahlen in Bonndorf-Waldshut, Ettlingen-Raſtatt
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und Stadt Bruchſal, woſelbſt die Zentrumsabgeordneten Wittemann, 
Belzer und Wiedemann gewählt worden waren. 

Nun ſchwenkte das Zentrum den roten Lappen. Abg. Kopf 
verteidigte die Wahltätigkeit der katholiſchen Geiſtlichen mit dem 
Argument: | 

„Sollen die Geiſtlichen auch negativ bleiben, wenn'die Sozial- 
demvFkraten aufs Land gehen und die Revolution predigen?“ 

Gegenüber dieſer Beſorgnis um die Rettung des Staates vor dem 
Umſturz mußte die Regierung in die gebotene Hand einſchlagen 
und Miniſter Schenkel replizierte darauf: ,„Wenn der Geiſtliche 
auf der Kanzel predigt, daß dem Landesherrn die Treue zu wahren 
und der Umſturz zu befämpfert ſei, ſo iſt das berechtigt.“ Alſvo 
Thron und Altar in trauter Verbindung im Kampfe gegen den 
Umjſturz. Wa3s wollte man mehr? Das Zentrum mußte ſich doch 
oben in empfehlende Erinnerung bringen. 

Die kaſſierten Wahlen und das Wahlopfer Gaiſert bereiteten auch 
Herrn Wacker einige Kopfſchmerzen. Er hatte ein Mandat für den 
neuen Landtag nicht mehr angenommen, denn er war ſchon 1903 aus8- 
geſchieden, nachdem er -- mit geringer Unterbrechung =- ſeit 1879 
der zweiten badiſchen Kammer angehört hatte. Man hat viel dar- 
über debattiert, warum ſich Wacker dem Parlament jehbt fernhält; 
der Schleier dürfte vielleicht erſt nach Wackers Tod von dieſem Ge- 
heimnis gezogen werden. JZedenfalls ſteht ſoviel feſt, daß ihm jeder- 
zeit ein bombenſicheres Mandat -- und deren hat das Zentrum für 
den badiſchen Landtag in reichlichem Maße -- zur Verfügung ge- 
ſtellt würde, falls er einen diesbezüglichen Wunſch bekundete. Man 
geht wohl nicht fehl, wenn man annimmt, Watcker betrachtete ſein 
nächſtes Ziel : Einführung der direkten Wahl und neue Wahlkreis- 
einteilung als erreicht. Die Ausgübung eines Landtagsmandats bringt 
viele Zeitverluſte, er (Wacker) könne alſo der Partei beſſer dienen, 
wenn er ſich nur noch ſeiner Lebens8aufgabe: die „richtige“ Wahl- 
taftif für das Zentrum zu finden, widme. Zudem mögen wohl auch 
die Diplomaten des Zentrums8, die Fehrenbach, Lau>, Schüler uſw., 
mit Wackers Ausſcheiden im ſtillen einverſtanden geweſen ſein, denn 
von 1905 ab war eine andere Taktik für das Zentrum am Plaze, 
als das Draufgängerſyſtem Wacers. 

Alſo Wacker bekam es nach den Landtag8wahlen von 1905 mit 
der bloßen Angſt zu tun, und er erklärte feierlich im Badiſchen Be= 
obachter, „daß nicht das Zentrum, ſondern er perſönlich für den 
Wahlerlaß die Verantwortung trage. Es ſei bei der Formulierung 
des Rundſchreibens an die katholiſchen Geiſtlichen zu wenig Bedacht 
auf den Unterſchied zwiſchen ſeelſorgeriſcher und ſtaat8bürgerlicher 
Tätigkeit der Prieſter genommen worden; man habe auch nicht 
damit gerechnet, daß der in einem verſchlvſſenen Privatbrief verſandte 
Erlaß „dem Feinde“ -- der Erlaß gelangte durch die nationalliberale 
Preſſe an die Oeffentlichkeit -- ausgeliefert werden könnte.“ Nun,
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der Unterſchied wird heute ſov wenig wie damals gemacht und inſo- 
fern darf Herr Wacker ruhig als der Vater der Hete gelten, die zur- 
zeit wieder von der Kanzel herunter gegen die liberale und ſozial- 
demofratiſche Preſſe inſgzeniert wird. 

Die Verwirrung im nationalliberalen Lager. 

Im weiteren Verlaufe der Landtagsperiode gab ſich das Zentrum 
und vor allem ſeine Preſſe erſichtlich Mühe, zwiſchen den Groß- 
blo>parteien Verwirrung zu ſtiften, als die Nationalliberalen von 
ihnen ſtändig als Hörige der Sozialdemokratie bezeichnet wurden. 
Die ſchlauen Taktiker hatten damit inſofern Erfolg, als auch die 
badiſche Regierung ein heimliches Kompromiß mit der konſervativ- 
zentrümlichen Reaktion ſchloß, da die Angſt vor der erſtarkten Svo- 
zialdemokratie die anderen Bedenken in den Hintergrund ſchob. Dieſe 
Beſtrebungen wurden gekrönt durch die Wahl des Zentrum3:- 
abgeordneten Fehrenbach zum 1 Präſidenten und 
Ausſchluß der Sozialdemokratie vom Präſidium in der Seſſion 
1907/08, nachdem 19035/06 zum erſtenmal ein ſozialdemokratiſcher 
Vizepräſident in dem Gen. Ad. Ge gewählt worden war. Der 

- Großblo> ſchien geſprengt, das Zentrum wähnte ſich am Ziel ſeiner 
Wünſche. Es kam wieder anders! 

Die Yeichsfinanzreform und die letzten Landtagswahlen. 

Da8 badiſche Zentrum mußte die politiſchen Sünden, welche 
der ſchwarzblaue Bloc>k im Sommer des Jahres 1909 begangen, am 
eheſten, und man möchte ſagen, am ſchlimmſten büßen. Die geſamte 
Landtagswahlagitation ſtand unter dem Zeichen der Finanzreform, 
alſo einer Angelegenheit, mit der ſich nur der Reichstag zu beſchäf- 
tigen hat. Die maßlofſe Wut des Volkes, daß man ihm abermals 
faſt 506 Millionen Mark neue Steuern aufgeladen und die Beſikzenden 
infolge der ſchamloſen Ablehnung der Erbſchaftsſteuern von den Laſten 
nahezu völlig befreit hatte, ſchuf eine für die Sozialdemokratie äußerſt 
günſtige, für das Zentrum ungemein fatale Situation. In den 
Zentrum3verſammlungen kam es8 häufig zu heftigen Auseinander- 
ſezungen zwiſchen den biSherigen Wählern und den Zentrumsfkandi- 
daten, welche das konſervativ-klerikale Machwerk zu verteidigen hat- 
ten. Am 2; Oktober fand der erſiv Wahlgang zu den Landtags- 
wahlen ſtatt, knapp wenige Wochen danach, als die lezten Steuern 
Geſegeskraft erlangt hatten. Der Ausfall bedeutete für das Zentrum 
eine bedeutende Niederlage. Zwar unterſtüßte es ſchon im erſten 
Wahlgange, wo für die eigene Partei Vorteile nicht zu erreichen 
waren, die konſervativ-bündleriſch-mittelſtändleriſchen Kandidaten und 
trat nur in 53 Kreiſen mit Partei-Kandidaturen hervor, immerhin 
nahm es troß ſtarker Wahlbeteiligung und. erheblicher Bevölkerungs- 
zunahme an Stimmen und Mandaten ab. Da ſich infolge dieſer



Konſtellation die eigenen Stimmen des Zentrums nicht zählen laſ- 
ſen, ermöglicht ſich ein Vergleich nur auf der nachfolgenden Baſis: 

71909 Seit 1905 

Zentrum und Konſervative 121 382 -- 17600 
Die liberalen Parteien 8211 -- 7718 
Sozialdemokratie 86 078 + 35 647 

Die Sozialdemokratie hatte alſo um 71 Prozent an Stimmen zu- 
genommen, die vereinigte Rechte dagegen um 13, die Liberalen um 
7 Prozent abgenommen. Ebenſo ſchlimm äußerte ſich die Wirkung der 
Streichholzſteuerwahlen, wie ſie im Volk8munde wegen der neuen 
Streichholzſteuer kurzweg getauft wurden, in der Zahl der Man- 
date. Der Kampf war nur in 38 Kreiſen im erſten Wahlgang ent- 
Ichieden worden. Es entfielen auf 

1909 1905 
das Zentrum 23 Mandate 28 Mandate 
die Sozialdemofkratie 10 M andate 5 Mandate 
die Nationalliberalen 4 Mandate 14 Mandate 
dic Demokraten 1 Mandat 2 Mandate 

Da3 entſcheidende Merkmal des erſten Wahlganges war alſo 
die weſentliche Abnahme der Stimmen der bürgerlichen Parteien 
und das ſtarke Anſchwellen der Sozialdemokratie. Der liberale Blo> 
kam nicht in allen Kreiſen zuſtande, und ſo ergab ſich infolge dieſer 
Uneinigkeit und der ſchwankenden Haltung der Nationalliberalen 
zu den Steuerfragen, ehe der ſchwarzblaue Bloc>k ihnen das Steuexr- 
heft aus der Hand nahm, ein Rückgang auch bei den Liberalen. Zwar 
erholte fich die Rechte im zweiten Wahlgange wieder etwas, denn 
das Zentrum gewann noch 3 und die Konſervativen ebenfalls 3 Man- 
date, immerhin war das Zentrum an Mandaten geſchwächt und an 
politiſchem Einfluß ſtark diskreditiert aus der Wahl hervorgegangen. 
Die vereinigten liberalen Parteien und die Sozialdemokraten hatten 
wieder das Großblo>bündnis abgeſchloſſen; die lezteren ver- 
mehrten ihre Mandate um 10, die Nationalliberalen um 13 und die 
Linksliberalen um 6, ſo daß der neue Landtag gegenüber dem vorigen 
fich wie folgt präſentierte: 

1909 1905 

Zentrum 26 28 - 2 
Sozialdemokratie 20 12 + 8 
Nationalliberale 17 23 -- 6 
Demokraten 6 6 -- 
Freiſinnige 1 1 - 
Konſervative 3 4 - 1 

Die Linke iſt alſo 1909 geſtärkt, die Rechte geſchwächt worden;; 
es ſtehen 44 Site der Großbloc>parteien 29 Sißen des Zentrums 
und der Konſorvativen gegenüber. Die Mehrheit der Wähler hat die 
Quittung für das ſchmähliche Spiel des ſchwarzblauen Blo>s bei
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der Geſtaltung der Reichsfinanzreform gegeben, ſo daß wenige Tage 
nach der Wahl ſelbſt der Badiſche Beobachter, das Zentral- 
organ der ZentrumsSpartei, das folgende Bekenntnis ablegte: 

„Die Reichs8finangzreform war eine zu ſtarke Belaſtung für 
weite Kreiſe des Volkes. Ohne Zweifel wäre ein größerer 
Widerſtand gegenüber einigen ſchlechten, von der Regierung vor- 
geſchlagenen Steuern am Platße geweſen. Zündholzſteuern 
und Kaffeezoll, in geringerem Maße Ablehnung der Erbanfallſteuer 
haben das Reſultat mit verurſacht.“ 

E8 war mithin nicht der Lügen- und Verleumdungsfeldzug 
gegen das Zentrum, wie Herr Wacker die Kritik an der Reichsfinanz- 
reform bezeichnete, ſondern die berechtigte Empörung der breiten 
Wählermaſſen über das ſkandalöſe Verhalten der ehemaligen Volks8- 
partei. 

Gegen die Sozialdemokratie und ihre Verbündeten. 

Im direkten Anſchluß an den Wahlausfall von 1909 nahm 
Herr Wacker den Wechſel der für das badiſche Zentrum einzuhaltenden 
Taktik vor. Er proklamierte im Bad. Beobachter: Gegen die Spozial- 
demokratic und ihre Verbündeten! Die Gefahr beſtand für ihn nicht 
mehr in der Herrſchaft der liberalen Partei, denn die National- 
liberalen hatten auch bei dieſer Landtagswahl ſchlecht abgeſchnitten. 
„„Die Nationalliberalen ſind für uns überwunden; ſie kommen für 
uns nur noch als Verbündete der Sozialdemokratie in Betracht !“ 
Sv äußerte ſich Herr Wacker. Und er wiederholte dieſe Auffaſſung 
kurz vor den Reichstagswahlen 1912, denn er ſagte in der Delegierten- 
verſammlung der Vertrauensleute des Zentrums8, die am 22. Novem- 
ber 1911 in Freiburg ſtattſand : 

„„Wir haben in heftigen Kämpfen unſere urſprünglichen Gegner 
überwunden. Die Nationalliberalen haben wir nicht 
mehr zu fürchten. Wir haben ſie ſo gründlich überwunden, 
daſßz es in ganz Baden keinen Reichstagswahlkreis mehr gibt, den 
die Nationalliberalen halten könnten, und daß unter den 73 Land- 
tagswahlkreiſen e8 kein halbes Dupvend mehr gibt, das die National- 
liberalen ohne jegliche Hilfe feſthalten können. So haben wir die 
Nationalliberalen überwunden.“ 

Welche Siegeshoffnung, welche Genugtuung ſpricht aus dieſen 
Worten;: ſorgen wir recht gründlich dafür, daß Herr Wacer oder 
ein anderer Führer des badiſchen Zentrums8 nicht einmal feſtſtellen 
kann: Sv haben wir die Sozialdemokratie überwunden! -- 
Auch Herr Rechtsanwalt Trunk in Karlsruhe, der an leitender 
Stelle in der Karlsruher ZentrumsSpartei ſitßt, erklärte Ende 1911 
Yn einer Wählerverſammlung: Mit den Nationalliberalen ſind wir 
ertig !



Um ſv größer ficht Herrn Wacker jekt die ſozialdemokratiſche Ge- 
fahr an, und er hat auch nicht verfehlt, dieſen Frontwechſel in 
der Taktik des Zentrums in aller Freimütigkeit und mit der Herrn 
Wacker auszeichnenden Logik zu begründen. Ganz abgeſehen von 
den polemiſchen Artikeln im Bad. Beobachter, die ihre Spitze gegen 
die „neue Gefahr“ richten, führte er im Juli 1911 in einer längeren 
Rede in Pforzheim aus: 

„Die Frage nach der ſozialdemokratiſchen Gefahr in Baden 
iſt eine Frage der Dauer, die eine Generation an die andere 
übergibt als ein Erbe der Laſt und Svrge. Als eine Frage der 
Gefahr muß ſie bezeichnet werden; denn ihr Grundcharakter und 
ihr weſentlicher Inhalt iſt eben Geſahr. Geſahr für den Staat 
und deſſen Ordnung, Gefahr für die Kirche und deren Wirk- 
ſamkeit, Gefahr für die Geſellſchaft und deren Wohlergehen. Wenn 
dieſe Gefahr nicht überall in ihrer Größe und Dringlichkeit erkannt 
und entſprechend gewürdigt wird, jo kann man das nur befklagen.“ 

In dem legtzteren Saße kündet Herr Wacker bereits an, daß er 
es nunmehr als feine Aufgabe betrachte, die Größe und Dring- 
lichfeit der Gefahr der Oeffentlichkeit zu ſchildern. Denn damit 
muß innerhalb der badiſchen Sozialdemokratie gerechnet werden: 
Herx Wacer predigt dieſe Gefahr der Regierung, predigt ſie den . 
anderen Parteien, predigt ſie der bürgerlichen Geſellſchaft und erhofft 
dadurch, daß alle dieſe Gewalten und Körperſchaften ſich ſeiner 
Auffaſſung anſchließen und zu Maßregeln gegen die ſozialdemokratiſche 
Gefahr bereit finden laſſen. -- In allen ſeinen weiteren Reden, Wahl- 
aufrufen und Ze(tungs[)rttke[n fehrt nunmehr die ſozialdemofratiſche 
Gefahr wieder. Im Zentrums8-Wahlaufruf zur Reichstagswahl 1912 
(unterzeichnet Theodor Wacker) leſen wir: 

„Wir beklagen den täglich wachſenden Ginfluß des ſo»- 
zialdemokratiſchen Geiſtes im öffentlichen Leben 
unſeres Landes. Im Grunde genommen iſt dieſes Erſtarken 
ver Sozialdemokratie bedenklicher als deren Zunahme an Stimmen 
und Mandaten. Eines hängt mit dem anderen innig zuſammen. 
Und Kampf um die Mandate in Baden iſt im weſentlichen ein 
Kampf gegen das weitere Vordringen des ſozialdemokratiſchen 
Einfluſſes.“ 

Wie immer wollte Herr Wacker zwec Fliegen mit einer Klappe 
jſchlagen: Die Januarwahlen 1912 haben der Sozialdemokratie zwar 
zwei Mandate gekoſtet, aber das weitere Vordringen der Sozialdemo- 
Fratie k)abeu ſie mck)t zu hindern vermocht, denn unſere Partei hatte 
am 12. Januar eine Zunahme von 23 700 Stimmen zu verzeichnen. 
Herxrn Wacker war es darum zu tun, den nötigen Sozialiſteny- 
fchrécken zu verbreiten und ſv proklamierte er den Kampf gegen uns 
in dem erwähnten Wak)[aufruf für die Reichstagswahl 1912 noch 
wie folgt:
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„Wir haben heute ganz andere Gegner zu bekämpfen : nicht die 
nationalliberale Partei, auch nicht der geſamte Liberalismus iſt 
der Gegner und Feind, ſondern Liberale und Sozialdemokraten im 
Großblock vereint, in welchem die Sozialdemokraten das 
erſte und entſcheidende Wort ſprechen.“ 

Auch hier ſehen wir wieder gefliſſentliches Hervorheben der 
Sozialdemokratie zu dem beſtimmten Zwecke, den Zentrumsanhän- 
gern zunächſt die Bekämpfung dieſer Partei anzuempfehlen. Ja, 
Herr Wacker war ſchon im Anſchluß an den Ausgang der Landtags- 
wahlen von 1909 bereit, mit „rvechtsſtehenden Nationalliberalen“, 
wie er ſich ausdrückte, gemeinſame. Sache zuxr Bekämpfung der So- 
zialdemokratic zu machen.. Er hat ſeine damalige Prophezeiung 
wahr gemacht und bei den verfloſſenen Reichstag8wahlen dem na- 
tionalliberalen Kandidaten Wittum im Pforzheimer Kreis und (bei 
der Stichwahl) im Karlöruher Kreis dem Demokraten Dr. Haas gegen 
die Sozialdemokratie zum Sieg verholfen. Des Wahlſtrategen Ruf: 
Gegen die Sozialdemokratie und ihre Verbündeten! löſt ſich bei 
nüherer Betrachtung der Wackertaktik in das Programm auf: Der 
Hauptkampf der badiſchen Zentrums8partei gilt der Sozialdemokratie ! 

Me Herr Wacker die ſozialdemokratiſche Gefahr bis zum 
Jahre 1907 anſah. 

In den levten Jahren iſt darüber in der Agitation wie in der 
Preſſe viel geſchrieben worden. In der Tat beſteht zwiſchen der 
früheren Begünſtigung der Sozialdemokratie dur<; Wacker bei faſt 
allen Wahlen zum Reich8- und zum Landtage und der jetigen poli- 
tiſchen Scharfmacherei des badiſchen Zentrumsführers8 ein klaffender 
Widerſpruch. Herr Wacker leugnet dies zwar und hat in der ſchon 

' erwähnten Broſchüre: „Wer fördert die Umſturzbeſtrebungen ?“ das 
Gegenteil zu beweiſen verſucht. Allein die Wahlziffern und ſchrift- 
liche und mündliche Darlegungen des Herrn Wacker beſtätigen dieſen 
Widerſpruch, wie weiter unten nachgewieſen wird. Stellt man ihn 
alſo feſt, ſo bleibt nur übrig, ihn zu erklären. 'Und da leitet die 
parteitaktiſche Tätigkeit Wackers in den lekzten zwei Jahrzehnten 
des vorigen Jahrhundert8 von ſelbſt auf die Spur: Im Kampfe 
um die Niederringung und Begwingung der Nationalliberalen und 
unter Berückſichtigung der eben erſt ſich entwickelnden Sozialdemo- 
kratie galt ihm die lebtere als ein nebenſächlicher Faktor. Für 
Wacker war ſie, wenn das Zentrum zwiſchen Natiovnalliberalen und 
Sozialdemokraten den Ausſchlag gab, ſtet8 nur das kleinere Uebel, 
mit dem man ſogar noch die Schwäüchung des Hauptgegners zum 
Teil erreichen konnte. Da Wacker in erſter Linie nur Taktiker äſt, 
wie ſchon wiederholt hervorgehoben, hat er ſich wenig vder gar nicht 
um die geſchichtlichen, politiſchen und sökonomiſchen Vorausſetzun- 
gen, auf welchen die heutige Sozijaldemokratie baſiert, gekümmert.
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Er rechnete nie mit der Möglichkeit, daß ſie ihm in ſeinen Beſtre- 
bungen, freie Bahn für die Herrſchaft des Zentrums in Baden zu 
ſchaffen, zum entſcheidenden Hindernis werden würde. Seine poli- 
tiſche Kalkulation bewegte ſich in d er Richtung, erſt die National- 
liberalen aus ihrer ausſchlaggebenden Stellung im badiſchen Muſter- 
ländle zu drängen; mit der Sozialdemokratie als der kleineren und 
„einflußloſen“ Partei werde er ſchon fertig. 

Darin hat er ſich getäuſcht, und darin liegt der große Rechen- 
fehler in ſeiner nun faſt vierzigjährigen Lebensarbeit. Ein Taktiker 
aber, der in ſolchen entſcheidenden Fragen bekennen muß: JIc<h habe 
mich geirrt! darf nicht beanſpruchen, daß ſeine heutige Schilde- 
rung von der ſozialdemvokratiſchen Gefahr mit voller Ueberzeugung 
hingenommen wird. Solange der badiſche Zentrumsführer ſeine war- 
nende Stimme gegen die Sozialdemokratie erhebt, wird ihm der blin- 
fende Spiegel ſeiner früheren Taktik vor die Augen gehalten werden. 
Wir ſtellen alſo auf Grund mancherlei Aufzeichnungen und zum 
Teil unier Benugzung des Materials aus Heft 4 der badiſchen natio- 
nalliberalen Bibliothek: „Zentrum und Sozialdemokratie in Baden“ 
die einzelnen Etappen der früheren Wacker-Taktik zuſammen. 

1890, 
Im Wahlkreiſe Mannheim-Schwetingen gelangte bei der 

Reichstagswahl am 20. Februar 1890 unſer verſtorbener Partei- 
genoſſe Auguſt Drees8bac zum erſtenmal in die Stichwahl. Sein 
nationalliberaler Gegner hatte 9872 Stimmen erhalten, auf Dree3- 
bach waren 8701 Stimmen, auf den vom Zentrum unterſtühten Kan- | 
didaten der Demokraten 7705 Stimmen entfallen. Das politiſche 
Intereſſe des Zentrums gebot es, dem konſervativ-nationalliberalen 
Kartell, das ſeit den Septennatswahlen von 1887 ſich in ſchwerſter 
Weiſe an den VolkSintereſſen verſündigte (Verlängerung der Geſet- . 
gebungeperiode von 3 auf 5 Jahre 2c.) den Garaus zu machen. In 
allen Variationen ſuchte die Kartell-Preſſe die in Wirklichkeit gar 
nicht beſtehende Koalition : Windthorſt-Grillenberger-Richter ! vor den 
Wählern zu diskreditieren. Und Windthorſt wußte, was auf dem 
Spiele ſtand. Seine Stichwahlparole für das Zentrum lautete: Unter 
fkeinen Umſtänden einen Kartell-Kandidaten, d. h. einen National- 
liberalen vder Konſervativen! In Mannheim hing die Entſcheidung 
für die Stichwahl vom Zentrum ab; daß es die allgemeine Wahl- 
parole befolgte, war ſelbſtverſtändlich. Aber es tat noch ein übriges. 
Zehn Tage vor der Stichwahl erhielten ſeine Vertrauensmänner in 
allen Orten des 11. Wahlkreiſes ein Zirkular, da3 ſich ſogar zu der 
Recht8-Idec aufſchwang, es gebühre der Sozialdemokratie in Baden 
eine Vertretung .im Reichstage, da ſie ſchon eine erhebliche Stimmen- 
zahl aufweiſe (ganz im Gegenteil zur heutigen Auffaſſung Wackers, 
daß man ihr möglichſt viele Wahlkreiſe abnehmen müſſe). Das 
Zirkular hatte folgenden Jnhalt:
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Mannheim, 14. Februar 1890. 

Der Vorſtand des Kathol. Männervereins Zentrum 
Mannheim. 

Ew. Wohlgeboren 

erlauben wir un8 anmit Kenntnis zu geben, -daß eine Deputation 
der hieſigen Zentrumsleitung geſtern mit dem Provinzialkomitee 
unſerer Partei für.den 11., 12., 13., 14. bad. Reichstagswahlkreis 
in Heidelberg wegen der bevorſtehenden Stichwahl im 11. Kreis 
Verhandlungen gepflogen, und iſt unſere Loſung auf der ganzen 
Linie: Gegen das Kartell! und werden demzufolge unſere Par- 
teigenvſſen im ganzen Bezirk ihre Stimmen 

für Herrn Stadtrat Dreesbach 
abgeben, und zwar um ſo mehr, da. unſere Parteileitung von der 
rechtlichen Anſicht ausgeht, daß der ſozialdem. Partei angeſichts 
ihrer erheblichen Stimmenzahl in unſerem Großherzogtume eine- 
Vertretung im 'Reichstage gehört. Unſere Vertrauen3männer im 
Bezirke haben wir heute mit den diesbezüglichen Informationen 
betraut. 

Hochachtungsvoll ! 

I.A.: Enk. Engel. 

Damit war der Sieg Dreesbachs entſchieden. Es tut nichts zur 
Sache, daß die Unterzeichner Enk und Engel ſpäter von der vffi- 
ziellen Zentrumsleitung des8apouiert wurden. Das geſchicht noch 
heute, wenn die parteitaktiſchen Intereſſen des Zentrums es exv- 
heiſchen. Das8 Zirkular ging vom Lkath. Männerverein Mannheim 
aus und wurde ſogar an die Meßner verſandt, von denen einige 
auch Stimmzettel für Dreesbach in die katholiſchen Häuſer trugen. 
Dem jegigen Abg. Gen. Süßkind ſagte der Pfarrer in Ketſch: „Bei 
mir brauchen Sie keine Verſammlung abzuhalten; ich habe meine 
Leute in der Hand.“ In der Stichwahl zeigte ſich denn auch die 
praftiſche Wirkung der obigen Aufforderung: Dree8Sbach wurde 
gewählt. Die Wahlziffern ergaben " 

' mehr 
für die Sozialdemokratie 14556 Stimmen 5855 
für die Nationalliberalen 12094 Stimmen 2222 

Eine Feſtſtellung der Zentrumsſtimmen, die in der Stichwahl auf 
Dree8bach fielen, iſt ſelbſtverſtändlich nicht möglich, aber die vor- 
ſtehenden Zahlen ſprechen deutlich genug; denn die ſozialdemokrati- 
ſchen Stimmen vermehrten ſich um 5855, die der Nationalliberalen 
noc<h nicht einmal um die Hälfte, nämlich. nur um 2222. Auch von 
ſozialdemokratiſchen Reſerven kann nicht geredet werden; jedenfalls 
waren ſie nicht zahlreich, da ſchon in der Hauptwahl unſere Stim- 
menzahl ganzg bedeutend, und zwar von 5128 im Jahre 1887 auf 
8701, alſo von 23 auf 33 Prozent der abgegebenen Stimmen ;ge- 
ſtiegen war. .Die Zentrumswähler im Mannheimer Kreiſe handelten
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ja auch ganz im Sinne der Wackerſchen Intentionen, denn dieſer 
erkflärte am Tage vor der Mannheimer Stichwahl in einer in Karls8- 
ruhe abgehaltenen demokratiſchen Wählerverſammlung, nachdem vor- 
her zwei Sozialdemokraten geſprochen: „Ein größeres Uebel kann 
es in Baden und für Baden gar nicht geben als den Nativona'l- 
liberalis8mus Fieſerſcher Färbung.“ = Das3 war der erſte Streich; 
der zweite folgte ſogleich 

1891, 

als in Mannheim unſere beiden Genoſſen Auguſt Dreesbac und 
Dr. Rüdt gewählt wurden und mit ihnen die erſten Sozialdemokraten 
in den badiſchen Landtag einzogen. Damals erklärte Herr Watcker 
(am 25. Oktober 1891): „Ungleich ſc<hlimmer als der Sieg der 
ſozialdemokratiſchen Mannheimer Landtagsabgeordneten durch Zen- 
trumzhilfe wäre ein Sieg nativnalliberalerKandidaten 
durch Zentrumswähler geweſen.“ Iſt das nicht deutlich ? 
Zeigt es nicht den heutigen Rufer von der ſozialdemokratiſchen Ge- 
fahr in ſeiner wahren Denkart ? Was ihm damals erwünſcht war, 
kann heute nicht eine Gefahr für den Staat und die Geſellſchaft 
bilden. 

1897, 

Die badiſche Reſidenz wurde zum erſtenmal durch zwei Sozial» 
demokraten, unſere Genoſſen Ge> und Schaier, vertreten. Dabei 
hat das Zentrum Geburtshelferdienſte geleiſtet. Vor vier Zahren 
ſchilderte Abg. Gen. Kolb in der zweiten Kammer die damaligen 
Vorgänge. „„Es galt, wie er ausführte, die Nationalliberalen zu 
dezimieren, und wir haben damals den erſten Kompromiß mit den 
Demofraten, in Wirklichkeit allerdings mit dem Zentrum abge- 
ſchloſſen. Die Demokraten ſpielten nur die Rolle des Mediums für 
das Zentrum, um mit dem ſozialdemokratiſchen Geiſt in Verbin- 
dung kommen zu können. (Heiterkeit.) . . . . Eine große Reihe von 
Zentrums8männern ſtand auf der Wahlmännerliſte unſerer Partei, und 
zwar waren es nicht irgendwelche obſkure Leute, die man gar nicht 
fennt, ſondern es waren die Vorſtände und Vorſtandsmitglieder 
der Zentrumsvereine, die ſich ohne weiteres. zur - Verfügung ge- 
ſtellt hatten. E8 war der Direktor der Aktiengeſellſchaft Badenia, 
es war auch der Profkuriſt der Geſellſchaft dabei. Und als der Wahl- 
tag gefommen war, da haben nicht etwa wir, die wir die ungeheure 
Mehrheit der Wahlmänner geſtellt hatten, an die Zentrumswahlmänner 
da3 Anſinnen geſtellt, in unſer Lokal zu kommen, ſvndern wir haben 
der freundlichen Einladung Folge geleiſtet und ſind in das Katholiſche 
Kaſino und von da in die Feſthalle gegangen. . . . Zh muß geſtehen, 
die Zentrum8wahlmänner von damals haben ſich ſehr wa>er ge- 
halten, ſie haben Mann für Mann für die zwei Svozialdemokraten 
und den Demokraten geſtimmt; und es iſt dieſerhalb kein . einziger 
nus der Partei ausgeſchloſſen worden, keiner etwa ſeines Vertrauen3-



amtes entſehzt worden, ſondern die Herren haben nach wie vor die- 
ſelbe Rolle in ihrer Partei geſpielt wie damals.“ 

Ganz ſelbſtverſtändlich, denn Wacker hatte ja kurz zuvor aus- 
geſprochen, daß für die Oppoſition (deren Liſte beſtand aus 
Demokraten und Sozialdemokraten) keine AuSſicht beſtehe, 
Karlöruhe ohne die Hilfe des Zentrums zu erobern. Die 
gegneriſche Liſte war die der Nationalliberalen, und das Zentrum 
gabh den Ausſchlag, weil e8 eine eigene Liſte nicht aufgeſtellt hatte. 
Es ſchlug ſich auf die Seite der Oppoſition, und ein Demvokrat 
und zwei Sozialdemokraten ſind gewählt worden. Als8 man Watker 
deswegen angriff, erklärte er in ſeiner 1899 erſchienenen Schrift: 
„Aufgaben und Ausſichten des Zentrums in Baden“ auf S. 61: 

„Bei der Landtags8wahl von 1897 errang in Karlsruhe äine 
antinationalliberale Koalition den Sieg, ſv daß zwei Mandate an 
die Sozialdemokraten und eines an die Linksliberalen kamen. Darob 
iſt viel Geſchrei erhoben worden, wie wenn nicht bloß Ungeſeß- 
liches, fjondern geradezu Landesverräüteriſches geſchehen wäre. . . . 
Die Wähler haben verfaſſungösmäßig das Recht der ganz 
freien Wahl, welches ſv wohl verbrieft und ſv heilig iſt wie 
andere Rechte, die auf der Verfaſſung beruhen. Dem Geiſte der 

- Verfaſſung iſt es durchaus entſprechend, daß ein durchaus freier 
Gebrauch von dieſem Rechte gemacht wird. Es wäre direkt gegen 
den Geiſt der Verfaſſung, wenn die Wähler ſich fragen wollen, 
wie man an dieſer oder jener Stelle wünſcht, daß ſie ihr Wahlrecht 
auSüben. - . .“ 

Dey Argumenten des Herrn Wacker kann man durchaus zuſtim- 
men. Warum ſollen aber heute nach Wackers Forderung in Raven3- 
burg Staat8- und Kommunalbeamte in Acht und Bann getan werden, 
wenn ſie ſozialdemokratiſch wählen ? Die Verfaſſung gewährte das 
freie Wahlrecht im Jahre 1912 ſo gut wie 1897, 

1898, 

Die Reichstagswahlen fanden ſtatt. In den drei Kreiſen Mann- 
heim, Karlsruhe und Pforzheim kam es zur Stichwahl 
zwiſchen den nationalliberalen und ſozialdemokratiſchen Kandidaten 
und -- um es gleich anfangs zu bemerken -- im 9., 10. und 11 Kreiſe 
ſiegte die Sozialdemokratie. Laſſen wir die Zahlen reden; ſie 
desavouieren beſſer als viele Worte den heutigen gegen die ſozialdemo- 
Fratiſche Gefahr mobilmachenden Zähringer Taktiker. 

Pforzheim-Durlach: 

Hauptwahl Stichwahl Mehr 
Sozialdemokratie 10 380 12972 2592 
Nationalliberale 7272 10 530 3258 
Zentrum 4254 
Konſervative 1509
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Scheinbar haben ſich die Zentrumsſtimmen in der Stichwahl 
geteilt, allein man hat wohl ohne weiteres die 1509 konſervative 
Stimmen reſtlo8 dem Nationalliberalen für die Stichwahl zuzuzählen ; 
dann bleiben von ſeinem Mehr noc<h 1700 Stimmen, während der 
ſozialdemokratiſche Kandidat aber ein Mehr von 2600 Stimmen ver- 
zeichnen konnte. Den ſozgzialdemokratiſchen Sieg haben 
alſov die Zentrumswähler entſchieden. Daran iſt nicht 
zu rütteln, auch wenn der berühmte Zähringer Rechenſtift den Verſuch 
des Gegenteils machen wollte. 

Karlsruhe-Bruchſal: 

Hauptwahl Stichwahl Mehr 
Svozialdemokratie 9031 12821 3790 
Nationalliberale 7607 12602 4995 
Demvokraten 6370 
Konſervative 1604 
Antiſemiten 874 

Karlsruhe wie auch Pforzheim gingen alſo zum erſtenmal an 
die Sozialdemokratie über. Das hat in Baden ungeheures Aufſehen 
erregt und in der politiſchen Preſſe und in der Kammer beſchäftigte 
man ſich beſonder8 damit, wer denn nun den Sozialdemokraten den 
Wahlkreis Karlsruhe ausgeliefert und dem Großherzog „die Schmach“ 
angetan habe, daß ſeine Reſidenz im Reichstag ſozialdemokratiſch 
vertreten ſei. Wacker ſchob in. Artikeln im Badiſchen Beobachter 
und in ſeinen Kammer-Reden den Nationalliberalen die ausſchließ- 
liche Schuld zu, weil dieſe den Demokraten (von 1890 bis 1898 war 
der Kreis durch den freiſinnigen Abg. Pflüg er-Lörrach vertreten) 
aus der Stichwahl verdrängt hätten. Die Nationalliberalen repli- 
zierten : Hätten die Zentrumswähler, welche bei der Hauptwaäahl für 
den Demokraten ſtimmten, in der Stichwahl ſämtlich für den natio- 
nalliberalen Kandidaten geſtimmt, wäre dieſer und nicht Geck ge- 
wählt worden. Das leztere iſt richtig, wenn auch zuge- 
geben werden muß, daß ungleich mehr Zentrumsleute für den Na- 
tivnalliberalen, al8 für den Sozialdemokraten geſtimmt haben. Aber 
entſchieden wurde der Sieg durch die Zentrums3ſthim- 
men. EsS iſt als feſtſtehend anzunehmen, daß =- wie 1890 in Mann- 
heim -- in den 6370 demvofkratiſchen Stimmen die im 10. Kreiſe 
abgegebenen Zentrumsſtimmen ſte>ken, da die Demokratie in dieſem 
Kreiſe niemals eine zahlenmäßige Stärke von 6000 aufwies. Die 
1604 Fkonſervativen und 874 antiſemitiſchen Stimmen dürfen wir 
auc<h für die Stichwahl ohne weitere3 dem nationalliberalen Kandi- 
daten zurechnen, bleibt Reſt 2500 Stimmen. Die ſozialdemokratiſchen 
Stimmen vermehrten ſich aber um rund 3800. Nimmt man an, 
daß die etwa 2000 Demokraten Mann für Mann für den Sozial- 
demokraten ſtimmten (ſchon aus Aerger, weil Pflüger von den 
Nationalliberalen aus dem Felde geſchlagen war), dann bleiben 
immer noch 1800 Stimmen; die können nur vom Zentrum her-



rühren. Da Gen. Ge> nur mit 219 Stimmen Mehrheit gewählt 
war, ſteht feſt: Der ſozialdemokratiſche Sieg iſt 
durch Zentrumshilfe ermöglicht worden. Die Karl3- 
ruher Leitung der Zentrumspartei hatte novch in lezter Stunde 
-- 2 Tage vor der am 24. Juni ſtattgefundenen Stichwahl --, als8 
der verſtorbene Führer der Zentrumsfraktion des deutſchen Reichs- 
tag8, der damalige Abgeordnete Dr. Lieber, die Weiſung nach Baden 
gelangen ließ, die Zentrumswähler in Mannheim, Karls3ruhe 
und Pforzheim ſollten für die nationalliberalen Kandidaten ſtim- 
men, eine geharniſchte Erklärung gegen die nationalliberale Preſſe 
erlaſſen, welche die VLieberſche Aktion für ſich ausſchlachtete. Da 
hieß e8: „Die ZentrumsSpartei in Baden ſei nicht in der Lage, zur 
Rettung eines nationalliberalen Mandates etwas zu tun. Es wäre 
unverſtändlich und ſelbſtmörderiſch, dem Nationalliberalizmus das3 
verdiente Schicſal zu erſparen oder zu erleichtern.“ -- Die Wahl- 
parole hieß alſo am Wahltage: Keine Stimmenabgabe für natio- 
nalliberale Kandidaten! Wie das die Zentrums8wähler verſtanden, 
beſagen die vbigen Stichwahlziffern. Gec> wurde gewählt und Herr 
Wacker wuſch nachher ſeine Hände in Unſchuld, als er zwei Zahre 
ſpäter in ſeiner Broſchüre: „Wer hat der Sozialdemokratie bei 
Wahlen direkte oder indirekte Hilfe geleiſtet ?“ erklärte: 

„„Au28 den überraſchenden Ziffern geht hervor, daß ein nam- 
hafter Teil der Zentrumswähler für den ſozial- 
demofkratiſchen Kandidaten geſtimmt hat, daneben 
aber ein noch größerer Teil für den nationalliberalen.“ 

Dieſes Zugeſtändnis Wackers iſt außerordentlich wertvoll und 
das lektere (mehr Stimmen für den Nationalliberalen wie für 
Ge>) wurdc auch, wie ſchon bemerkt, von ſozialdemokratiſcher Seite 
nie beſtritten. So ſehr ſich alſv Herr Wacker gegen die Tatſache 
wehren mag, ſo ſehr er in Artikeln des Beobachters und in Bro- 
ſchüren dagegen eiferte: Der Wahlkreis Karlsruhe hat durch da8 
Zentrum erſtmalig ſozialdemokratiſche Vertretung im Reichstag 
befommen. -- Dieſe Wahl mußte ausführlicher behandelt werden, 
weil ſich Herr Wacker gerade auf ſie ſtüßt, um dem Vorwurf zu 
begegnen, er habe früher ſtändig der Sozialdemokratie zu Land= und 
Reichstag3-Mandaten verholfen. 

Mannheim-Sck)weß-ingen; 

- "Hauptwahl Stichwahl Mehr 
Svzialdemokratie 15244 19052 3808 
Nationalliberale 8 747 14369 5622 
Zentrum | 4667 
Demokraten 2319 
Antiſemiten 2097 

Scheinbar iſt die Mehrzahl der Zentrumsſtimmen dem National- 
liberalen zugefallen; aber nur ſcheinbar. Denn es iſt nicht anzu-
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nehmen, daß die Antiſemiten, die die „jüdiſche“ Sozialdemokratie 
immer mit glühendem Haſſe verfolgten, ihre rund 2000 Stimmen un- 
ſerem Genoſſen Dree8bach zugewandt haben. Dieſer hat ſein Mehr 
von rund 3809 Stimmen in der Stichwahl wohl ausſchließlich den 
Demokraten und dem Zentrum zu verdanken. Zieht man aber von 
dem Stimmenüberſchuß des nativnalliberalen Kandidaten die 2000 
antiſemitiſchen Stimmen ab, dann bleiben noch 3600, und auch dieſe 
rühren gleicherweiſe wie beim Sozialdemokraten vom Zentrum und 
den Demokraten her. Es iſt deshalb die Schlußfolgerung zu- 
läſſig, daß das Zentrum einen Teil ſeiner Stimmen dem Sozial- 
demekraten zugeführt hat. Verhindern konnte es allerdings5 den Sieg 
Dreesbachs nicht mehr, da deſſen Uebergewicht in der Hauptwahl, 
wie die Wahlziffern zeigen, ſchon ein zu großes war. 

So ergeben die wahlſtatiſtiſchen Betrachtungen für die erſte 
Reich8tagswahl, in welcher das badiſche Zentrum die Entſcheidung 
zwiſchen der Sozialdemokratie und den Nationalliberalen in der 
Hand hatte, daß die rote Gefahr mit Hilfe der Wackerſchen Taktik 
zum mindeſten: für die Wahlkreiſe Karlsruhe-Bruchſal und Pforz- 
heim-Durlach latent wurde. Die zum Beweiſe angeführten Zahlen 
ſind, auch wenn Herr Wacker ihnen mit ſfeiner bekannten wahltechni- 
ſchen Mathematik auf den Leib rückt, unanfechtbar. Und unanfechtbar 
ſind auch die Schlußfolgerungen, die wir gezogen, und die wir mit 

'“ Herrn Wacker getroſt als hocherfreuliche Erſcheinungen für -- die 
Sozialdemofkratie bezeichnen küönnen. 

1901, 
Die ſozialdemokratiſchen Mandate gingen bei dieſer Landtags8- 

wahl verloren; aber das Zentrum war ehrlich befliſſen, ſie zu 
halten. Der vor einem Jahre in Freiburg verſtorbene Redakteur 
Vinzenz Häfner, welcher damals den Badiſchen Land8mann in 
Ettlingen in recht geſchickter Weiſe redigierte und dadurch dieſem 
Zentrum2blatt auch in Karlsruhe Beachtung verſchaffte, ſjagte in 
einer Karlsruher Zentrumsverſammlung, „das Zentrum habe ſpä- 
ter, wenn die Liberalen in der Kammer einmal auf 6 oder 7 
Sitze reduziert ſeien, immer noch Zeit genug, ihnen ſeine Wahlhilfe 
zu leihen. Vorerſt aber betrachte es den NativonalliberalisSmus noch 
als die größere, die linksSſtehenden Parteienal3 dieklei- 
nere Gefahr und werde demgemäß ſein Verhalten bei den Wah- 
len einrichten.“ Und der Bevbachter wiederholte am Tage der Wahl 
die ach ſo befannte und von allen Wählern ſo gut verſtandene Pa- 
role: „Keinen Nationalliberalen unterſtüßen! Wir 
ſagen nichts mehr und nichts weniger!“ Es8 hatte ſich allerdings 
eine Gegenſtrömung in den Kreiſen der Karlsruher katholiſchen Geiſt- 
lichkeit, die ihren Hauptvertreter in dem Geiſtl. Rat Knörzer fand, 
herau2gebildet, und dieſe wählte die nationalliberal-freiſinnige "Liſte, 
welcher unſere Genoſſen Kagenſtein und Schaier (Gec> kandidierte
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für Karlsruhe nicht) unterlagen. Aber die Bad. Landeszeitung weiß 
rec<ht eingehend über die 1901 betriebene Agitation des Zentrums | 
für die ſozialdemokratiſch-demokratiſche Liſte zu berichten, wenn ihr 
Urteil als Zentralorgan der badiſchen Nationalliberalen auch gefärbt 
iſt. Da heißt es u. a.: „Es kann beigefügt werden, daß bei jenen 
Wahlanläſſen, beſonders hier in Karlsruhe, die ſchwarzen Unter- 
führer bis zu den katholiſchen Vereinsvorſtänden hinauf mit einer - 
wahren Begeiſterung für die Sozialdemokratie eintraten. Viele wähl- 
ten lieber rot al8 fchwarz, einzelne von dieſen katholiſchen Vexr- 
ein8brüdern agitierten in den Straßen und Häuſern mehr für die 
Svzialdemokraten, als dieſe ſelbſt, und wenn am Wahltag abend 
im ſchwarzen Kaſino, im Cafe Nowac>, rote Wahlſiege gemeldet 
wurden, löſten ſie dieſelben Beifallsſtürme aus, wie die Nachrichten 
von Zentrumserfolgen. Wacker und ſeine hieſigen Plazkommandanten 
wußten das, lekztere taten ja ſelber mit, wenn ſie auch ihre Truppen 
mehr hinter der Front befehligten.“ 

Die vorſtehende Schilderung ſieht nicht aus wie eine Bekämpfung 
der Sczialdemokratie, und aus dem Verhalten der Zentrumsleute 
ſpricht auch keine Angſt vor der roten Gefahr. 

1903, 
Die Stichwahlen zur Reichstagswahl brachten in Mannheim, 

Karlsruhe und Pforzheim abermals den Sieg der ſozialdemokratiſchen 
Abgeordneten. E3 bedarf nicht vieler Nachweiſe, daß ſie wiederum 
aufs Kontv des Zentrums zu ſezen waren. Laſſen wir die Wahl- 
ergebniſſe ſprechen : | 

Karlö3ruhe-Bruchſal: 

Hauptwahl .Stichwahl Mehr 
Sozialdemofkratie . 11 429 15063 3534 
Nationalliberale 7770 14412 642 
Zentrum 7473 
Konſervative 2261 
Freiſinnige 1329 
Demokraten 1247 

Die Stimmenzahlen de8 Nationalliberalen -- es war ja der 
nationalliberale Führer Baſſermann -- ſind in der Stichwahl zwar 
gewaltig emporgeſchnellt, und es iſt auch anzunehmen, daß viele 
Zentrumsleute trog Wacers geheimer Parole Herrn Baſſermann 
wählten, immerhin hat auch der ſozialdemokratiſche Kandidat 3534 
Stimmen mehr erhalten, und man kann ſie nicht ſchlankweg als 
freiſinnige oder demokratiſche Stimmen bezeichnen, da ſie -- 1329 
und 1247 = 2576 -- noch nicht den Sieg des Sozialdemokraten 
bringen konnten. Ausſchlaggebend war das Z entrum, das jekht ſchon 
bedenflich den Nationalliberalen auf der Spur war und ſeine Stim- 
men ſeit 1898 erheblich vermehrt hatte. Die Stichwahlrechnung wäre,
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wenn man die Koalition der Rechten gegen die Linke als ge 
ſchloſſen annehmen wollte, ſo zu geſtalten : 

- Nationalliberale 7770 Sozialdemokratie 11429 ' 
Zentrum 7473 Freiſinnige 1329 
Konſervative . 2261 = Demokcaten 1247 

| 17504 . - 14005 

Ob man im einzelnen ein paar freiſinnige und demokratiſche 
Stimmen hinüber oder herüber rechnet, ändert an der vorſtehenden 
Zuſammenſtellung gar nicht8; die Möglichkeit, die badiſche Reſidenz 
der Sozialdemokratie zu entreißen, war für das Zentrum gegeben. 
E3 brauchte nur, wie bei der Stichwahl 1912, ſeine ſämtlichen Stim- 
men dem bürgerlichen Kandidaten zuführen, und der Sozialdemo- 
frat war geſchlagen. Das gibt ſogar -- Herr Wacker zu. Er hat 
am 18. Dezember 1909 im Bad. Beobachter bei der Beſprechung 
der Reichstagswahl im Jahre 1903 für Karlsruhe-Bruchſal feſtge- 
ſtellt : 

„„Wenn die Zentralleitung des Zentrums ſich dazu verſtand, die 
Unterſtüßung der Kandidatur Baſſermanns als Parole auszugeben, 
ſo war feine Wahl geſichert. Die Zentrumskreiſe (im 
Reiche- und aus der Zentrumsfraktivn des Reichstages) ließen es an 
wiederholter und ſehr nachdrucksvoller Empfehlung nicht fehlen. 
Allein die Zentralleitung in Baden blieb unzugäng- 
lich und Baſſermann unterlag.“ 

Die Zentralleitung in Baden blieb unzugänglich! Das ſpricht 
Bände. Wacker wollte alſo den ſozialdemvkratiſchen Sieg, und der 
war nur möglich, wenn die Zentrumsſtimmen entſprechend „verteilt“ 
wurden. Es hat desShalb nicht viel Wert, wenn Herr Wacker por 
etwa einem Jahre erſt wieder im Bad. Beobachter nachweiſen wollte, 
daß höcſtens 1000 Stimmen des Zentrums in der Stichwahl auf 
Ad. Gec>, den ſozialdemofkratiſchen Kandidaten, gefallen ſeien. Das8 
Zentrum hat den ſozialdemokratiſchen Sieg nicht verhindert, und 
darauf allein kymmt es an. Herr Wacker verſpottete im übrigen 
'ſogar recht fräftig den jehigen Abgeordneten Baſſermann in dem 
vben angezogenen Artifel: „War er ſiegreich, ſo hatte er nicht bloß 
den Sitßz im Reichstage auf einige Jahre hinaus geborgen, nein: xer 
fonnte ſich im großherzoglichen Schloſſe als Retter de8 Vater- 
landes vorſtellen, der die Reſidenz der Sozialdemokratie wieder ent= 
riſſen, und war in Baden „der Held des Tage8“.“* 

Dieſen Triumph gönnte Wacker Herrn Baſſermann ſchon lange 
nicht. Der Retter des Vaterlandes hieß neun Jahre ſpäter -- Theodor 
Wacker! | 

Pforzheim-Durlach: 

Die umſtehenden Stichwahlziffern beſagen, daß der Sieg des ſozial- 
demofkratiſchen Kandidaten auch ohne ſtärkere ZentrumShilfe wahr- 
ſcheinlich war. Die ſoziale Struktur dieſes Kreiſes mit den großen
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Arbeitermaſſen im Amtsbezirk Pforzheim verleiht der Sozial- 
demofkratie ohnehin ſchon ein erhebliches Uebergewicht. Immerhin 
muß au3s den Erfahrungen des Reichstagswahlkampfes vom -Jahre 
1912 -- Zuführung ſämtlicher Zentrumsſtimmen auf den national- 
liberalen Kandidaten Stadtrat Wittum ſchon in der Hauptwahl -- 
geſchloſſen werden, daß Herr Wacker keine Veranlaſſung ſah, den 

.9. Kreis ſchon damals der Sozialdemokratie zu entreißen. Die „,rote 
Gefahr“ iſt für ihn erſt einige Jahre ſpäter akut geworden. 

Hauptwahl Stichwahl Mehr 
Svozialdemofkratie 13231 14790 1559 
Nationalliberale 8157 12851 4694 
Zentrum 5801 : 
Konſervative 1816 
Demokraten 557 

Der Kreis Mannheim-Schwebingen war 1903 infolge 
der Zunahme der ſozialdemokratiſchen Stimmen bereits außer dem 
Bereich der Wackerſchen Taktik gerückt. Die Sozialdemokratie ex- 
hielt in der Hauptwahl 20037, der Nationalliberale 12250, das 
Zentrum 7104 und die Demokraten 2163 Stimmen. In der Stich- 
wahl ſteigerte Gen. Dree8bach ſeine Stimmenzahl auf 23182, ſein 
nationalliberaler Gegner unterlag mit 17573 Stimmen. Er hat um 
5323 Stimmen zugenommen, der ſozialdemokratiſche Kandidat jedoch 
auch noch um 3145; daß unter dieſen fich manche Zentrumsſtim- 
men befanden, das wird wohl auüch Herr Wacker nicht zu leugnen 
verſuchen. Aber entſcheidend war die Stellungnahme des Zentrums3 
bei dieſer Wahl nicht mehr. 

Al2s Ergebnis der Wackerſchen Wahltaktik bei den Reichstags- 
wahlen von 1903 darf alſo betrachtet werden, daß der ſozialdemo- 
Fratiſche Sieg in Karlsruhe auf das Konto des Zentrums zu ſeken 
iſt und die nationalliberalen Niederlagen in Pforzheim und Mann- 
heim Herrn Wacker jedenfalls nicht unangenehm waren. 

1905, 

Die erſten Wahlen zum badiſchen Landtag unter dem neuen Wahl- 
recht wurden vorgenommen; die Großbloc>zeit begann. Aber auch 
jebt war man im Zentrumslager nicht gegen die Abgabe ſozialdemo- 
kratiſcher Stimmzettel gefeit. Die Macht der langjährigen Gewohn- 
heit machte ſich noch immer bemerkbar. Zunüchſt weckte man in 
der Sozialdemokratie die ſchöne Hoffnung, daß man der alten Ge- 
pflogenheit treu bleiben werde. Drei Monate vor dem erſten Wahl- 
gang -- am 18. Zuli 1905 -- ſchrieb das Heidelberger Zentrums- 
blatt, der wegen ſeines anſtändigen Tones ber-ühmte Pfälzer 
Bote: 

„Die Sozialdemokratie ſollte ernſt machen mit ihren Forde- 
rungen und ſtatt ſich mit der Rolle des „Züngleins an der Wage“



zu begnügen, gegen ihren ärgſten politiſchen Gegner, den Libera- 
liamus, den Kampf mit aller Entſchiedenheit aufnehmen.“ Und 
zum Schluß wurde geſagt! „Die Sozialdemokratie benötigt an 
vielen Orten die Hilfe des Zentrums. Ob ſie ihr wird, wird zum 
guten Teil von einer objektiven Neutralität ihrerſeits abhängen. 
Mehr verlangen wir nicht.“ 

Mehr verlangen wir nicht! Ein köſtliches Eingeſtändnis zur 
Beurteilung der heutigen Kampfesweiſe des Zentrums gegen die 
Sozialdemokratie. Man war noch 1905 gern gewillt, dieſer die bis- 
herige Stichwahlunterſtüßung zu gewähren, wenn ſie dem bis dahin 
für das Zentrum norh gefährlicheren Gegner, dem Liberalismus, 
den entſchiedenen Kampf anſage. Heuchelei, dein Name iſt Zentrum ! 
Auch der Acher- und Bühler-Bote, der in Bühl erſcheint, 
erklärte ähnlich wie ſein Heidelberger robuſterer Bruder: „Wir müß- 
ten Tvren ſein, wenn wir den Block groß werden ließen, wo wir 
ihn klein machen können. Wenn wir dazu die Sozialdemofkratie be- 
nüßen, wie das eben in Bayern geſchehen iſt, ſo haben wir damit 
nach den Worten der Liberalen nur das kleinere Uebel benüßt, um 
das größerc zu beſeitigen. Da38 darf man vor Gott und der Welt.“ 

Nun das kleinere Uebel das größere geworden iſt, verbündet 
ſich Herr Wacker wieder mit dem liberalen Uebel und macht den 
Verſuch -- ſiehe Pforzheim =- damit die Sozialdemokratie totzu- 
ſchlagen. 

Das8 Tollſte aber leiſtete ſich die Zentrumspartei in Karls3- 
ruhe beim zweiten Wahlgang. Die Genoſſen Dr. Frank, Kolb 
und Schaier mußten ſich der Stichwahl unterziehen. Das Zen- 
trum gab den Ausſchlag. Kurz vor der Wahl erblikte man an den 
Anſc<hlagſäulen der badiſchen Reſidenz ein rieſengroßes Plakat, das 
die Zentrums8wähler aufmunterte, für die ſozialdemokrati- 
ſchen Kandidaten einzutreten. Wohlgemerkt, wenige Tage nach dem 
offenen Abſchluß des Großblo>-Bündniſſes, das ſeine Spike aus- 
ſchließlich gegen das Zentrum richtete. Um ein übriges zu tun, 
verbreitete man die Aufforderung zur Unterſtüßung der Sozialdemo- 
kraten ſogar al3 Flugblatt. Ob ſeines originellen Texte3 hat es wie- 
derholt die Oeffentlichkeit beſchäftigt. Es war nämlich darin zu 
lefen ? „Zentrumswähler! Zündet die Hochzeit3fac>el an 
und führt dem Blo> ſein Liebchen zu!“ Und die Karl3- 
ruher Zentrums8wähler ſchwenkten begeiſtert die Hochzeit8fackel und 
Dr. Frank und Kolb wurden glänzend gewählt. Man vergleiche: . 

Karlsruhe-Oſtſtadt (41. Krei3): 

"Sauptwahl Stichwahl Mehr 
Liberaler Block 1379 1517 138 
Svozialdemofratie 1343 1828 485 
Zentrum 654 

Gewählt: Dr. Frank,
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Karlsruhe-Südſtadt (44. Kreis): 

Hauptwahl Stichwahl Mehr 
Liberaler Bloc> " 1125 1176 31 
Sozialdemokratie 1628 2146 518 
Zentrum 927 

“ Gewählt: W. Kolb. 

Die überraſchend hohen Stimmen, welche auf die gewählten 
Sozialdemokraten im 2. Wahlgang entfallen ſind, entheben uns wohl 
des Nachweiſes, daß die Karlzruher Zentrumswähler des Oſt- und des 
Südſtadtbezirkes mitſchuldig an der Vergrößerung der „ſozialdemo- 
kratiſchen Gefahr“ ſind. Sie haben dem Bloc>-Liebchen ein präch- 
tiges Hochzeit8geſchenk in der Form ihrer zahlreichen Wahlſtimmen 
überreicht. Und damit auch die lezten Zweifel fallen, daß die Lei- 
tung der Karlsruher Zentrumspartei wieder einmal von nichts wußte, 
ſei hinzugefügt, daß der Verfaſſer des Flugblattes der damalige 
Reviſor und heutige Oberreviſor A. Trenfle war, derzurgleichen 
Zeit, als er die Hochzeitsfackel anzündete und ſie ſeinen Parteifreun- 
den ſtürmend vorantrug, im Südſtadt-Kreis für das Zentrum kan- 
didierte. Er war Mitglied des Zentral-Wahlkomitees der Zentrums- 
partei, iſt heute noch ein bekannter Zentrumsagitator und ſitkt 
ſeit Juni 1911 im Karlsruher Bürgerausſchuß als Vertreter des 
Zentrums! Mag Herr Wacer, wie es jedenfalls geſchehen wird, den 
Verſuch unternehmen, die Leitung des Zentrums von allen dieſen 
Dingen reinzuwaſchen, es wird ſeine Arbeit -- troßz der berühmten 
Wackerſchen Logik = nicht leichter machen, wenn wir ergänzend be- 
merken, daß noch gerichtlich erwieſen wurde: Herr Chefredakteur 
Joſeph Theodor Meyer pvom Badiſchen Beobachter hat das 
Trenfleſche Flugblatt dur<korrigiert, hat alſo von 
ſeineim Inhalt gründlichſt Kenntnis genommen. Der verantwortliche 

- geiſtliche Schriftleiter des Zentralorgans der badiſchen Zentrums- 
partei iſt über Herrn Wackers Pläne und Abſichten jederzeit genau 
ſo unterrichtet, wie Herr Wacer über die politiſche, redaktionelle 
und journaliſtiſche Tätigkeit des Herrn Chefredakteurs Th. Meyer. -- 

- So hat Wacker bei der erſten Großblock Wahl die ſozialdemvkra- 
t[fc[)e Gefahr überwunden. 

„ 

1907. 
Der Reichstag war aufgelöſt; der konſervativ-liberale Bülow- 

blo> trat in Wirkſamkeit. Das Zentrum, das als Oppoſition3- 
partei in den Wahlkampf zog, hatte genügend Veranlaſſung, das 
unnatürlichſte aller poltttfchen Gebilde, die liberal-konſervative Paa- 
rung, zu ſchwächen, wo immer ſich ihm dazu Gelegenheit bot. 
Das konnte geſchehen -- und geſchah auch! -- durch die Untera 
ſtüßung derjenigen Partei, gegen die ſich gleichfalls der bekannte 
Silveſterbrief des damaligen Reich8kanzlers richtete: der Sozial-. 
demofratie. Was im Reiche der frühere Abg. Müller-Fulda für das
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Zentrum einleitete und mit den Abgg. Bebel und Singer ſchriftlich 
austauſchte, beſorgte in Baden -- Herr Wacker. Aber keineswegs 
offen! So unvorſichtig war der Zähringer Stratege nie; er hat 
ſeine Hände immer in Unſchuld gewaſchen, wenn die Wahl vorbei 
und der von ihm gewollte Zwec erreicht war. Die „Sprache der 
Zahlen“ = um mit Herrn Wacer zu ſprechen =- mag reden. 

Pforzheim-Durlacht - 

Hauptwahl Stichwahl Mehr 
Sozialdemokratie 15 883 17087 1204 
Liberaler Bloc>k - 12 398 14 764 2366 
Zentrum *6 892 

Der ſozialdemokratiſche Kandidat hat nur 1200, ſein liberaler 
Blo>-Gegner faſt um das Doppelte zugenommen; gleichwohl darf 
behauptet werden, daß die erſteren 1200 Stimmen den Wahlaus- 
gang entſchieden haben. Ein- Vergleich der pbigen Zahlen lehrt 
dies zur Genüge. Herr Wacker hat ja das „Kunſtſtück“ fünf Jahre 
ſpäter ſo vorzüglich fertig gebracht: e8 lag alſo nur an ſeinex 
Taktik, wenun der Kreis von 1907 bis 1912 ſozialdemokratiſch ver- 
treten war. Zudem war auch im 9. Kreiſe die Wahlſtimmung in 
Zenkrumßkre'cken für Unterſtüßung des Sozialdemokraten. Dafür zeugt 
u. a. auch eine Aeußerung des Pfarrers von Stupferich bei Dur- 
lach zu dem fozmldemokrattfck)en Parteiſekretär Trinks, der vor der 
Stichwahl dort eine Verſammlung avbhielt : 

„„Die Sozialdemokraten hätten keine Verſammlung mehr ge- 
braucht. Wir haben unſere Leute in der Hand; wenn Ihre Ge- 
noſſen in Freiburg nicht für den Nationalliberalen eintreten, ſo 
ſorgen wir. dafür, daß Eichhorn gewählt wird.“ 

Eichhorn wurde gewählt. Auch damals kandidierte Herr Wit- 
tum; aber erſt 1912 erhörte das Zentrum fein Flehen um Unter- 
ſtüßung. ; 

Karl3ruhe-Bruchſal: 
'Hauptwahl Stichwahl Mehr 

Scxzialdemofratie 14430 17066 2636 
Liberaler Blvc>k 11482 - 16248 4766 
Zentrum 9569 
Konſervative 2684 

Dieſe Wahlziffern hat Herr Theodor Wacker in einer Erwiderung 
auf Angriffe der Badiſchen Landeszeitung in der Artikelſerie: Lü- 
genhafte Mache; beleuchtet. von Th. Wacker! im Bad. Beobachter 
vor mehr als Jahresfriſt beſprochen und unter Berückſichtigung der 
Stichwahlzahlen : Liberaler Blo> mehr 4766, Sozialdemokraten mehr 
nur 2636 ſeine Verteidigung wie folgt geführt : 

„Venn jemand von den parteipolitiſchen Verhältniſſen gar nichts 
wüßte und auch nichts davon, ob und welche Parole für die Zen- 
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trumswähler in ſolchen Fällen in Geltung war; wenn 1hm ge= 
ſagt würde, das Zentrum habe ſich mit einer der beiden Stich- 
wahlparteien verbündet gehabt und ſollte nun auf 'Grund des 
Stimmenziffern-Materials feſtſtellen, ob er mit der nationallibe- 
ralen Partei ſich verbündet hatte oder mit der ſozialdemokrati- 
ſchen, ſo würde und müßte er auf ein Bündnis8 des Zentrums mit 
der nationalliberalen Partei erkennen.“ 

So! Durchaus mck)t' Erſtens weiß man eben 'etwas von den 
politiſchen Verhältniſſen in Baden und weiß auch, wie Herr Wacker 
ſein Ziel: Herunter mit den Nationalliberalen! zu erreichen ſuchte, 
nämlich immer durch die Stichwahlparole für ſeine Anhänger: Un- 
ter allen Umſtänden gegen die Nationalliberalen! und zweitens 
müſſen die 2684 konſervativen Stimmen dovch wohl von dem Stich- 
wahlüberſchuß des liberalen Block-Kandidaten abgezovgen werden, weil 
ſie ohne weiteres dieſem zugefallen ſein dürften. Dann ergibt ſich: 
4766 --- 2684 = 2082 Stimmen. E3 taucht ſofort die Frage auf*: 
Welcher Kandidat hat die meiſten Zentrumsſtimmen in der Stichwahl 
erhalten ? Der Ueberſchuß beträgt für den ſozialdemokratiſchen 2636, 
für den ſüberalen (nach Abzug der konſervativen Stimmen) 2082. 
Da eine andere Partei als das Zentrum am Wahlkampfe nicht mehr 
beteiligt war, iſt die Schlußfolgerung zuläſſig, daß der ſozialdem. 
Kandidat etwa 2000--2300, der liberale 1800--1900 Zentrumsſtim- 
men befam. Die anderen fehlenden Wahlſtimmen mögen durch Re- 
ſerven der Sozialdemokratie und des liberalen Bloc>ks aufgebracht 
worden ſein. Nun gibt Herr Wacker in der erwähnten Artikel- 
ſerie: „Lügenhafte Mache“ wiederholt ſelber zu, daß dem Svozial- 
demofkraten in der Stichwahl ungefähr 2300 Zentrumsſftimmen zu- 
geführt worden ſind -- trog der offiziellen, von Wacker unter- 
zeichneten Stichwahlparole auf Wahlenthaltung. Daraus folgt, daß 
dieſe 2306 Stimmen die ſelbſtverſtändliche Urſache 
waren, daß Genoſſe Ad. Ge> auch 1907 den Wahlfreis 
Karlsruhe-Bruchſal eroberte. Und ganz unbegreiflich iſt 
e3s, wie Herr Wacker ſich zu der „Feſtſtellung“ in der angezogenen 
Erwiderunc auf die Vad. Landes8ztg. aufſchwingen konnte: 

„Man ftellt demnach die Wahrheit auf den Kopf, wenn man 
behauptet, das Zentrum habe 1997 das Mandat der Reſidenz an 
die Sozialdemokratie gebracht. Gine derartige Behauptung kann 
nur als Lüge bezeichnet werden.“ 

Die Sprache der Zahlen -- eine Lüge! Wer lacht da nicht ? 
Fielen die 2300 Zentrumsſtimmen dem liberalen Block-Kandidaten 
zu vder blieben die 2300 „Sozzen-Wähler“ zu Hauſe, dann war das 
Wahlglü> zu ungunſten unſerer Partei entſchieden. Das wäre ge- 
wiß ſehr zu beklagen geweſen, aber darauf kommt es in dieſev 
Verbindung nicht an. Es ſoll nur gezeigt werden, welch ſonder- 
bare Geſtalt die von Herrn Wacker gebrandmarkte „Lüge“ im Lichte 
der nackten Stichwahlzahlen des 10. Kreiſes angenommen hat.
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Aberx es gibt auch noch die Sprache der ſchriftlichen und münd- 
lichen Aeußerungen von Zentrumsanhängern, die man nicht igno- 
rieren fkann. Im badiſchen Oberlande hatte die Sozialdemokratie 
für die Stichwahlen 1907 beim Kampfe zwiſchen Zentrum und libe- 
ralem Block ftrikte Wahlenthaltung beſchloſſen. Sie mußte es ab- 
lehnen, der ſogen. Hottentotten-Reichstagsmehrheit durch die Wahl 
der liberalen Kolonialſchwärmer Mandatsſtühpunkte zu geben. Und 
peinlich achtete man insbeſondere in Freiburg darauf, daß dieſer» 
Beſchluß gehalten wurde; denn hier galt es für das Zentrum, 
den alten Beſikſtand zu wahren und zugleich dem gehaßten liberalen 
Führer Obkircher, der für den 5. Kreis kandidierte, eine entſcheidende 
Niederlage zu bereiten. Der Freiburger Bote hat darüber na < 
der Wahl wie folgt aus der Schule geplaudert: „Wir leben im Zeit- 
alter des Telegraphen. Wäre über Mittag in Karlsruhe und Pforz- 
heim befannt geworden, daß in Freiburg Sozialdemokraten in grö- 
ßerex Anzahl für den Liberalen geſtimmt hätten, ſo wäre für die 
Sozialdemokratie Karlsruhe und Pforzheim verloren geweſen.“ Der 
Telegraph ſcheint alſo ſeine Schuldigkeit getan zu haben, denn im 
10. Kreiſe richtete man ſich in Zentrumskreiſen ſchon vorher ein. 
Sagte doch in einer-ſozialdemokratiſchen Wählerverſammlung in der 
Südſtadt in Karlsruhe wenige Tage vor der Stichwahl der. als 
Zentrumsanhänger geltende Bäöckermeiſter Rabold: „Ihr (zu den 
ſozialdemokratiſchen Verſammlungsbeſuchern gewendet) braucht keine 
Angſft zu haben, Ge> kommt wieder durch; wir wiſſen, was wir 
zu tun haben.“ 

Gec> kam durch: Obkircher unterlag. Das Zentrum hat das Vater- 
land für -- die Sozialdemokratie gerettet ! Daran iſt nicht zu deu- 
teln und zu rütteln. Dieſe abermalige Auslieferung der badiſchen 
Reſidenz an die „ſozialdemvkratiſche Gefahr“ =- noch dazu zwei 
Jabre nach dem erſten Großblo>bündnis -- mag für Herrn Wacer, 
wenn man die Erinnerung auffriſcht, keine angenehme Reminiſzenz 
ſein; allein die „Sprache der Zahlen und Tatſachen“ läßt eine 
andere Schlußfolgerung nicht zu! 

1912. 
Nicht einmal bei den verfloſſenen Reichstag8wahlen unterblieben 

die Verſuche völlig, mit der Sozialdemofkratie ein Tauſchgeſchäft abzu- 
ſchließen. Wenige Stunden vor Beendigung der Stichwahl für den 
Kreis Freiburg-Emmendingen -- um 4Uhr nachmittags 
-- erſchien der Parteiſekretär des Freiburger Zentrums, ein Herr 
Ganter, im Volkswachtgebäude und ſtellte das Ultimatum:t „Ent- 
weder Sie hören mit Ihrer Propaganda für Schulze-Gävernitz auf 
oder in Karlsruhe treten die Zentrumswähler von 145 Uhr ab 
geſchloſſen für Haas (den Kandidaten der fortſchrittlichen Volks- 
partei) ein.“ Natürlich wurde dem zentrümlichen Unterhändler von 
ſozialdemokratiſcher Seite die Tür gewieſen. -- Man wird ſeitens 

K .
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der Leitung des badiſchen Zentrums erklären, was Herr Ganter 
getan, iſt für uns nicht maßgebend. Aber gewiſſe Dinge fcl)einen 
in Freiburg doch im Werke geweſen zu ſein; darauf läßt eine 
kurze Andeutung des Freiburger Boten ſchließen, der 8 Tage 
nach der Stichwahl ſchrieb : 

„Der radikale wozm[de'm*okrat Ge> fehrt, wohl zur Freude 
der „Genoſſen“ Kolb und Frank, nicht mehr nach Berlin zurück. 
Es wäre am Samstag noch ein leichtes geweſen, 
dem Kandidaten Ge> zum Siegezu verhelfen, wenn 
e8 den führenden Parteigrößen ernſtlich darum zu 
tun geweſen wäre.“ 

Der Samstag war der 20. Januar 1912, der Stichwahltag für 
Baden. Die Faſſung der Notiz beſagt doch wohl: Hätten die Frei- 
burger Svzialdemokraten in dem Kampfe zwiſchen dem jepigen fort- 
ſchrittlichen Abg. v. Schulze-Gävernit. und dem Zentrumskandidaten 
Hauſer Gewehr bei Fuß geſtanden und dadurch den Sieg Hauſers 
ermöglicht, dann wären in Karlöruhe die Zentrumswähler nicht 
gegen Ge> marſchiert. = Später wiederholte der Freiburger Bote 
obige Notiz und bemerkte dazu : 

„In der ſozialdemokratiſchen Volkswacht und in dem Volks- 
freund iſt biSher ſehr viel über die Karlzruher Wahl geſchrieben 
worden; aber vorſtehende Anſicht des Freiburger Boten iſt bisher 
nicht berührt worden.“ 

Dazu lag keine Veranlaſſung vor. Die Sozialdemokratie des 
badiſchen Oberlandes hatte die Unterſtüßung des liberalen Blocks 
für die Stichwahl beſchloſſen. Daß ſie ſich durch das Freiburger 
Zentrum nicht zum Wortbruch verleiten ließ, gereicht ihr zur poli- 
tiſchen Ehre, mit der das Zentrum frivol -- freilich vergeblich -- 
ſpielen wollte. 

X 

Damit wollen wir dieſes Kapitel ſchließen. Es iſt ziemlich um- 
fangreich geworden, weil an der Hand der untrüglichen Zahlen 
einmat! der ſtrikte Beweis erbracht werden mußte, daß der badiſche Zen- 
trumsführer ſaſt zwe[ Jahrzehnte lang - ſich mit der ſozialdemo- 
Fratiſchen Gefahr in Baden ganz gut abfand. Die Sozialdemokratie 
iſt aber heute keine andere wie vor 10 und 20 Jahren. Spielt ihr 
gegenüber Herr Wacker ſeit den lehten Landtagswahlen die Rolle 
des Vaterlandsretters, dann verweiſen wir auf die Wacker-Taktik 
von früher. Mit dieſem politiſchen Sündenkonto beladen, mag der 
moderne Drachentöter des Sozializmus in den Kampf ziehen. Er 
wird trot der gewagteſten Auslegung ſeiner Wahlparolen und noch 
ſo geſchiter Zahlengruppierung der Stichwahlergebniſſe keinen ob- 
jeftiv denfenden Politiker davon zu überzeugen vermögen, daß es 
ihm immer bitterer Ernſt mit der Beſeitigung der ſozialdemokrati- 
ſchen Gefahr war.
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Die Ravensburger Rede, 
In den lezten Monaten hat Herr Wacker die ſozialdemokra- 

tiſche Gefahr des öftern beſprochenz wenn wir den Vortrag, den 
der badiſche Zentrumsführer am Sonntag, 5. Mai 1912, im kath. 
Volk2yverein des württembergiſchen Städtchens Ravensburg gehalten, 
zur eigentlichen Urſache der Herausgabe dieſes Schriftchen8 genvm- 
men haben, ſo um deswillen, weil der Ravensburger Redner die 
vollen Konſequenzen der ſvogen. Wacker-Taktik zog und in allen 
Einzelheiten ſeine derzeitigen. Anſchauungen über die Sozialdemo- 
fratie darlegte. In politiſchen Fragen iſt unbedingte Klarheit ein . 
weſentlicher Vorzug. Wir wiſſen nach der RavensSburger Rede, woran 
wir mit Herrn Wacker ſind. Wir kennen die Richtlinien, die ſeine 
Taktik in den nächſten Jahren beſtimmen. 

Die Gedankengänge des Herxn Wacker waren in Ravensburg 
ungefähr die folgenden: Die Sozialdemvkratie iſt eine große Gefahr 
für das deutſche Vaterland, die ſtändig in ihrem Umfange wächſt 
und einen bedenklichen Charakter angenopmmen hat. Sie nimmt 
unter den brennenden Fragen der Gegenwart und der nächſten 
Zukunft einen der erſten Pläze ein. Darüber ſollten ſich vor ällem 
jene klar ſein, denen ſtaatliche. Macht in die Hände gegeben und die 
auf Grund einer amtlichen Stellung berufen ſind, an der Geſtal- 
tung der öffentlichen Angelegenheiten direkt mitzuwirken. Zunächſt 
iſt es 

die ſozialdemvokratiſche Preſſe, 

die einen unabläſſigen Vergiftungsprozeß an der geiſtigen Leben3- 
kraft und Geſundheit des deutſchen Volkes vollzieht. Sie iſt zu 
vergleichen mit der religionsfeindlichen Literatur des 18. Jahr- 
hundert8, der die franzöſiſche Revolution mit ihren ſchre>lichen Früch- 
ten und entſeplichen Greueln folgte. Ein Geſchlecht, das in der Schule 
der ſozialdemokratiſchen Preſſe heranwächſt, muß nicht blvß ein gott- 
entfremdete3s, ſondern auch ein gottſeindliches werden, denn cs hul- 
digt der Lehre: Kein Gott über uns und kein Höherer! =- Die 
ſvzialdemokratiſche Preſſe hat eine zu große Bewegungsfreiheit und 
darf Unglaubliches ſchreiben, ohne beläſtigt zu werden. Sie hat 
durch ihre Verführungsarbeit in den Köpfen von Tauſenden und 
Abertauſenden gar nicht zu ermeſſendes Unheil angerichtet, das in 
jeinen 'Folgen weit ſchlimmer iſt, als jene Beſtrebungen, die man durch 
das Spozialiſtengeſeß treffen wollte. Inſerate und Abonnenten fallen 
ihr mit Leichtigkeit zu, und auch bürgerliche Kreiſe zählen zu ihren 
Leſern und Inſerenten. Svogar bis in die höchſten Beamtenſtellen 
und bis hinauf in die Miniſterien äſt die Angſt vor der Kritik der 
Sozialdemokratie und ihrer Preſſe verbreitet. . 

Der Erfolg bei den Wahlen, 

wie er in den Stimmen und /Mandaten der ſozialdemokratiſchen Partei 
zum Aus8druc> kommt, iſt ein Hauptfaktor in ihrer öffentlichen Macht-
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ſtellung. Da mit der Gefahr des Ueberganges eines Mandates in 
den ſozialdemokratiſchen Beſit gerechnet werden muß, ſohald ein- 
mal. deren Stimmenſtärke 20 Prozent der Wahlberechtigten Über- 
ſchritten hat, iſt es denkbar, daß in abſehbarer Zeit die Sozial- 
demokratie die Mehrheit im Deutſchen Reichötag bekom- 
men kann. Nach den Ergebniſſen der lezten Reichstag8wahl am 
12. Januar 1912 gibt es unter den 397 Reichstagswahlkreiſen 215, 
aljv mehr als die Hälfte, in welchen die Sozialdemokratie ,mehr 
al3s 20 Prozent der Wahlberechtigten auf ihrer Seite hat; nimmt 
man 25 Prozent als Grenze an, dann 182, bei 30 Prozent ſogar 146 
Wahlkreiſe, die baldigſt in ſvozialdemokratiſchen Beſih übergehen 
können. Seit 1903 ſind die ſvzialdemokratiſchen Stimmen von 106 
Wahlkreiſen mit einer Stimmenſtärke von 15 bis 30 Prozent nur 
in 11 Kreiſen zurückgegangen. Wenn wir noch zwei Wahlſchlachten 
geſchlagen haben, alſo bis zum Jahre 1922, keine Reichstagsauflöſung 
dazwiſchen kommt und die Dinge ſich wie biSher weiter entwickeln, 
dann wird es bis 1922 ſtatt 93 Wahlkreiſe mit höchſt beunruhigender 
Stimmenſtärke  der Sozialdemokratie deren zwiſchen 140 und 150 
geben. Und was dann ? | 

Die Mitläufer 

mack)en die Sozialdemokratie zur Sammelſtelle der minderwertigen 
Wähler, für die es kein Wahlrecht geben ſollte. Sie bilden die trau- 
rigiten Elemente im politiſchen Leben; wer aus Aerger ſozialdemo- 
kratiſch wählt, iſt des Wahlrecht3 nicht wert. Dieſe Mitläufer ver- 
mindern ſich nicht, ſie vergrößern ſich noch. Zhre Zahl und die 
Stichwahlerfolgeder Sozialdemokratie ſind dieſchlimm» 
ſten Kapitel der Geſchichte der politiſchen Parteien Deutſchlands. 
Von ſvozialdemokratiſchen Stichwahlerfolgen ſvlite man überhaupt 
nicht reden müſſen. 

Wackers Vorſchläge zur BekUmpfung der Syziagl- 
demoFkratie 

gipfeln teils in vffenen, teil8 in verſteckten Aufforderungen an die 
Staats8gewalt, ihre Macht rückſichtslo8 zu gebrauchen. 

„In ſämtlichen deutſchen Bundesſtaaten müßten eigene 
Stellen errichtet werden ähnlich den ſtatiſtiſCchen Aemtern, 
die mit der ſpeziellen Aufgabe betraut wären, Zuſammenſtel- 
lungen über die Leiſtungen ſvozialdemokratiſcher Blätter und 

' Schriften zu machen und periodiſch wiederkehrende Geſamt-= 
“ bilder dieſer Leiſtungen zuſammenzuſtellen. Würden ſie auch 
nur über den furzen Zeitraum von drei Jahren aufgeſtellt, 
dann bedürfe e8 einer weiteren Diskuſſion über die Gefahr der 
ſozialdemokratiſchen Preſſe nicht. Man ſvollte ferner wiſſen, 
wieviel Prozent der ſozialdemokratiſchen Stimmen von Mit- 
läufern herrühren und des8halb von den 424 Millionen ſozial- 
demofratiſcher Stimmen eigentlich abgezogen werden müßten,
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und wieviel von eigentlichen Sozialdemokraten ſtammen. Man 
ſollte wiſſen können, wie viele Abonnenten ſozialdemokrati- 
ſcher Blätter bürgerlichen Kreiſen zugehören. Man follte wiſſen 
können, wie groß die Zahl der Beamten iſt, vom niederſten 
Grad bis hinauf zu den höchſten Stellen, die. Sozialdemo- 
fraten ſind oder doch mit der Sozialdemokratie ſympathiſieren. 
Man fſollte wiſſen können, wie groß die Zahl der Arbeiter 
im Dienſte des Staates iſt, welche der Sozialdemokratie zu- 
gezählt werden müſſen. Man ſollte wiſſen können, wie groß 
die Zahl derer iſt, die berufsmäßig an der Heranbildung und 
Erziehung unſerer Jugend arbeiten, vom jüngſten Volksſchul- 
lehrer bi8s hinauf zu angeſehenen Univerſitätsprofeſſoren und 
die auf der Seite der Sozialdemokratie ſtehen. Man ſollte 
wiſſen fönnen, wie viele ausgediente, alſo in den Waffen ge- 
übte Staat8bürger dem ſozialdemokratiſchen Lager zugehören. 
Und man ſollte auch wiſſen können, wie zahlreich die Tau- 
ſend« oder auc<h Millionen ſind, welche die Arbeiterwelt den 
Kaſſen der Sozialdemokratie hat zur Verfügung ſtellen müſſen. 
Dieſe Tauſende oder auch Millionen, die hat zum großen 
Teil die bürgerliche Geſellſchaft zahlen müſſen. Dieſe Sta- 
tiftiken und Erhebungen hätten ſich nicht nur zu erſtreeken auf 
die Reichstag8wahlen, ſondern auch auf die Landtags- 
wahlen in den einzelnen Bundesſtaaten, ebenſo auf die 
GCemeindewahlen.“ 

Würden die gemachten Vorſchläge und Anleitungen durchgeführt, 
dann käme man wohl zu der Uebergeugung, daß gegenüber der ſo- 
zialdemokratiſchen Gefahr große Beſorgnis am Plaze ſei. 

Die wirtſchaftliche Entwi>lung in Baden. 
Die induſtrielle Entwicklung eines Lande3 bildet den untrüg- 

lichen Maßſtab für die Stärke oder Schwäche der Arbeiterbewegung. 
Die deutſche Sozialdemokratie hängt aufs innigſte mit der wirt- 
ſchaftlichen Entwiklung des Deutſchen Reiches zuſammen. In dem 
Maße. wie fich der Kapitalismus ausdehnt, wie er größere Arbeiter- 
maſſen in die tägliche Fron zwingt, entſpehen die Klaſſengegen- 
ſäke zwiſchen den Beſigern und Nutnießern der Produktionsmittel 
und den von dieſen Los8gelöſten und daher Beſitloſen. Die Are 
beiterbewegung folgt alſo dem Kapitalismus, wie der Schatten der- 
Rerſon. Eines iſt nicht ohne das andeve denkbar. 

Dieſes eherne Geſeß, das mit der fapitaliſtiſchen Geſellſchafts- 
ordnung ſteht und fällt, machte natürlich auch vor dem Bundesſtaat 
Baden nicht Halt. Der „reine Agrarſtaat“ wurde mit Betrieben, 
Fabriken uſw. durc<hſezt und heute darf behauptet werden, daß über die 
Hälftederbadiſchen Bevölkerungin Induſtrie, Han- 
del und Gewerbetätig iſt und nur noch etwa Zweifünftel ihre



ausſchließliche Exiſtenz in der Landwirtfck)aft finden. Die nach- 
folgenden Unterfuchungen erſtre>en ſic< in ihrem erſten Teile 
auf Gewerbe und Induſtrie, im zweiten Teile nur .auf die Induſtrie, 
da die leztere hauptſächlich für unfere Zwecke in Betracht kommt. 
Als Unterlage ſind genommen die Ergebniſſe der Gewerbezählungen 
von 1882, 1895 und 1907 nach der Zuſammenſtellung des Statiſtiſchen 
Lande2amts für das Großherzogtum Baden ſvwie die Mitteilungen 
der badiſchen Fabrikinſpektion bezw. des jekigen Gewerbeaufſichts+ 
amtes. 

Gewerbe und Induſtrie haben beſ<häftigt: 

Perſonen Prozent der Geſamtbevölkerung 
1882 491 956 31,6 
1895 598,153 34,8 
1907 830 808 40,4 

Man darf alſo eine beſtändige, zum Teil beträchtliche Steige- 
rung der in Induſtrie und Gewerbe tat[gen Perſonen konftatteWn„ 
und zwar eine Zunahme 

von 1882 bis 1895 um 106 197 Perſonen 
von 1895 bis 1907 um 232655 Perſonen. 

Die Zunahme von 1895 bis 1907 iſt doppelt ſo ſtark, wie jene 
von 1882 bis 1895. Baden trat erſt in den 90er Jahren in die 
Reihen der deutſchen Bundesſtaaten ein, die eine raſch ſortſchreitende 
Induſtrialiſierung aufweiſen. Seit 30 Jahren hat ſich die Zahl jener, 
welche ihre Exiſtenz in der Induſtrie und im Gewerbe finden, faſt, 
verdoppelt. Dieſe Feſtſtellung iſt ein unantaſtbarer Beweis für die 
von uns ſchon oft aufgeſtellte Behauptung, daß auch die landwirxt= 
ſchaftliche Bevölkerung Badens den Bevölkerungsüberſchuß in die 
Städte und Induſtrieorte abſchiebt, weil ſie nicht in der Lage iſt, 
ihm Lohn und Brot zu bieten. Auf der anderen Seite wird dadurch 
ein weiterer Beitrag zur politiſchen Benachteiligung der Städte 
geliefert, deren Rechte durch die Wahlkreiseinteilung bei der Reichs- 
tagswahl und zum Teil auch bei der Landtags8wahl weſentlich be- 
einträchtigt ſind. Denn mit der Induſtrialiſierung eines Landes 
wird auch der Schwerpunkt der Steuerkraft in die Induſtriezentren - 
verlegt. Das lehrt das nachfolgende Kapitel : Die Einkommenſteuer- 
verhältniſſe Badens, das beweiſt auch der vor 4 Jahren im badiſchen 
Landtag durch einen ſozialdemokratiſchen Redner geführte Nachweis, 
daß von dem Geſamtbetrag der Einkommenſteuer in Baden 

61 Prozent von Induſtrie, Gewerbe und Handel und nur 
39 Prozent von der Landwirtſchaft 

getragen werden. Dieſe Zahlen haben ſich inzwiſchen nicht zugunſten 
der Landwirtſchaft verſchoben. 

Die gewerblichen Betriebe. 

Recht lehrreich iſt zunächſt ein Vergleich zwiſchen den Zahlen 
von 1895 und 1907. Er zeigt an der Hand der Zahlen die Ver-
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- Tchiebung und das Aufgehen der kleinen in die mittleren und der 
mittleren in die Großbetriebe, und wiederum die Verſchmelzung der 
Nebenbetriebe mit den Hauptbetrieben. Einſchließlich Bergbau und 
Baugewerbe waren in der Induſtrie Badens vorhanden : 

Betriebe darunter Gehilfen- und Neben- 
überhaupt Alleinbetriebe Motorenbetriebe betriebe, - 

1895. 91 042 39 580 34 282 - 17180 
* 1907 86 772 34 661 39 699 12 412 

Die in den deutſchen Induſtriegegenden ſich immer mehr 
bemerkbar machende Tendenz, daß die Zahl der Betriebe an ſich ab- 
nimmt, die ſogen. Motoren- und Kraftbetriebe aber zu, erſehen wir 
auch aus dieſer Statiſtik. Es haben von 1895 bis 1907 

- abgenommen 
die Betriebe überhaupt um 4270 vder 4 Prozent, 

zugenommen 
die Gehilfen- und Motorenbetriebe um 5417 vder 15 Prozent. 

Den gleichen Entwiceklung8gang können wir verfolgen bei den 
Allein- und ebenſo bei den Nebenbetrieben. Jn der Berichtsperiode 
haben : 

abgenommen 

die Alleinbetriebe um 4919 ovder 12 Prozent, 
die Nebenbetriebe um 4768 oder 27 Prozent. 

In dem Zeitraum von 12 Jahren find alſo ein Teil der Allein- 
und Nebenbetriebe in den Haupt- und motvriſchen Betrieben aufge- 
gangen, ein neuer Beweis zu dem alten Thema, daß zwar der Klein- 
betrieb nicht in dem Maße verſchwindet, wie man noch vor 10 und 
15 Jahren annahm, daß aber doch eine beſtändige Ausrovitung und 
Umformung ftattfindet und die mittleren und größeren Betriebe, 
wie ſchon eingangs bemerkt, ſich raſcher wie die kleineren ver- 
mehren. Sagt doch auch das Statiſtiſche Landesamt in ſeiner Be- 
ſprechung der Gewerbegählung von 1907: „Die fortſchreitende Ab- 
Iöfung des Kleinbetriebs durch den Mittelbetrieb und dieſes durch 
den Großbetrieb und die gegen früher raſche Zunahme der 
leßteren ſind das augenfällige Gepräge der neuzeitigen Entwick- 
lung im Gewerbe, Handel und Verkehr des Großherzogtums Baden.“ 
Dafür zeugen auch die weiteren Zahlen über die 

Zunühme der Großbetriebe. 

Man ermittelte: - 

Betriebe von ö51 und mehr be- Betriebe, in welchen über 1000 

ſchäftigten Perſonen: PBerſonen beſchäftigt werden : 
1895 818 1895 6 
1907 1460 ' 1907 11 

Mehr feit 1895: 642 = 78, Mehr ſeit 1895: 5 = 83% 
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Geradezu ſprunghaft iſt alfo das Anwachſen der Großbetriebe 
vor ſich gegangen. Die folgenden Branchen Jind davan in der Haupt- 
ſache beteiligt : 

Betriebe von 51 und mehr beſchäftigten Perſonen gab es: 
1895 41907 Mehr 

Holz- und Scl)mßftoffe .. 25 84 59 oder 236 ?/, 
Baugewerbe . . .- 93 221 128 „ 137 „ 
Metallverarbeitung . . .* 35 204 - 113 „ 124 „, 
Maſchinen, Znſtrumente u. | 

Apparate . . . 77 143 6G „ 8 „ 
Nahrungs- u. Genußm[ttel 226 323 7 „ 4 „ 
Textilinduſtrie . . . . 122 146 24 „ 20 „ 

Der kurze Zettraum von 12 qzahren hat genügt, um aus nmiitt= 
leren Betrieben große und ſogar ſolche zu machen, die über 1000 
Verfouen beſchäftigen. Das beſtätigt den Siegeslauf der Induſtrie 
auch in Baden aufs glänzendſte. Und wir ſtehen noch nicht vor 
dem Abſchluß dieſer Epoche. Seit 1997 ſind fünf Jahre verfloſſen; 
es iſt nicht anzunehmen, daß ſich etwa eine rückläufige Tendenz her- 
ausgebildet hat. Ganz im Gegenteil dürfte die Kartellierung und 
Verſchmelzung einzelner Induſtriezweige, die Betriebsausdehnung und 
die Erweiterung zum Großbetrieb zugenommen haben. Das be- 
weiſen auch die nachfolgenden Zahlen, die uns ein Bild geben. 
in wie hohem Maße die Induſtrie die Arbeiterkräfte an ſich geriſſen 
hat. In der Induſtrie Badens, einſchließlich des Bergbaues 
und des Baugewerbes, betrug die 

Geſamtzahl der gewerblich tätigen Perſonen: 

1882 . . . 205968, darunter 48 365 Frauen 
1895 . . . 288 830, „ 75 547. 
1907 . . . 411084, „ 99 897 „ 

Wie ſc<hon eingang3 bei der Angabe der im Gewerbe und in 
der Induſtrie beſchäftigten Perſonen und ſpäter bei der Zunahme 
der Betriebe geſchildert worden iſt, ergibt ſich auch hier der ſtarke 
Zuwachs des Verfona[s von 1895 bis 1907. Seit 1882 hat ſich 
die Zahl der in der Induſtrie tätigen Perſonen genau verdoppelt. 
Wollen wir aber zu den Reſultaten gelangen, äauf die es uns bei 
dieſen Nachweiſen überhaupt ankommt, nämlich auf die Zunahme 
der Induſtriearbeiterſchaft, dann müſſen wir von den lektgenannten 
PBerſonen das Verwaltung8- und Kontorperſonal, das Aufſichtsperſo- 
nal und die Inhaber abziehen und wir erhalten dann wie folgt 

die Zahl der Induſtriearbeiter: 
Arbeiter insgeſ. darunter weibl. 

1882 124 352 30 445 

1895 204 054 52 742 

1907 305 956 74 747
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Wir können alſo von 1882--1895 eine Zunahme von rund 
80 000, von 1895--1907 eine folche von rund 100 000 Induſtrie- 
arbeitern konſtatieren. In dieſen Zahlen liegt -- geben Sie acht, 
Herr Geiſtl. Rat Wacker! -- die „ſozialdemokratiſche Gefahr“. Die 
306 0600 Induſtriearbeiter, welche natürlich in den lezten 5 Zahren eine 
weitere Zunahme erfahren haben, ſind dem badiſchen Kapitali8mus ouf 
Gnadc oder Ungnade ausgeliefert. Sie mußten den Klaſſenkampf, 
den Kampf um kürzere Arbeitszeit und höhere Löhne einerſeit8, den 
politiſchen Kampf um Wahrung und Erweiterung ihrer politiſchen 
Rechte andrerſeits führen, wollten ſie ſich nicht ſelbſt zu willenloſen 
Sklaven des Unternehmertums und zu politiſchen Eunuchen der bür- 
gerlichen Parteien degradieren. Wie in der Abteilung: Sozialdemokra- 
tiſche Bewegung dargelegt iſt, läßt ſich aus der Zunahme der ſozial- 
demofkratiſchen Stimmen mit logiſcher Konſequenz die Ausdehnung der 
Induſtrie und die Zunahme der JInduſtriearbeiterſchaft nachweiſen. 
Hier liegt dex Schlüſſel zum vobjektiven Verſtändnis der badiſchen 
Arbeiterbewegung. In dieſer Auffaſſung beſtärken uns auch 

die badiſchen Fabrikinſpektionsberichte. 

Bekanntlich werden in der Hauptſache nur die Betriebe revidiert, 
die mehr als 10 Perſonen beſchäftigen oder motoriſche Kraft an- 
wenden voder „Verordnungsbetriebe“ ſind. Es ergibt ſich darnach 
folgendes: ' 

Vorhandene Betriebe Beſchäft. Arbeiter 

1902 7 728 191 029 
1905 9040 208 943 
1907 10142 235 327 
1909 10 704 234 744 
1911 11 389 263 880 

Bei der Würdigung dieſer Zahlen fällt auf, daß im Jahre 1909 
die Arbeiterzahl abgenommen hat. Dem iſt nicht ſv; der Bericht der 
Fabrikinſpektion von 1908 klärt darüber auf, daß von dieſem Zeit- 
punkt ab die gewerblichen Nebenbetriebe der Staats- und Privat- 
eiſenbahnen (einſchließlich der Straßen- und Bergbahnen), weil ſie 
angeblich nicht unter die Gewerbeordnung fallen, von der Erhebung 
ausgeſchloſſen worden ſind und damit auch die kontrollierte Arbeiter- 
zahl ſich vermindert hat. Ferner iſt bezüglich der Steigerung der 
revidierten Fabrikbetriebe noch zu bemerken, daß die Zahl der repi- 
ſions8pflichtigen Betriebe ſtetig erweitert worden iſt. 1903 
kamen die Dreſchmaſchinen mit Motoren hinzu, 1904 die Maßwerk- 
ſtätten für Frauen- und Kinderbekleidung, 1906 die nicht fabrik-' 
mäßig betriebenen Maler-, Anſtreicher= und Lackiergeſchäfte und 1907 
die ſämtlichen nicht fabrikmäßig betriebenen Werkſtätten der Tabak- 
induſtrie ſowie die Motor-Nebenbetriebe des Handel8- und Verkehrs8- 
gewerbes. Gleichwohl 'bemerken wir auch hier ein ſtetiges An- 
wachſen der Betriebe und demgemäß auch der Arbeiterzahl. Zu 
erwähnen wäre noch die ſtarke .
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Vermehrung der Arbeiter in den Großbetrieben. 

Man zählte Großbetriebe Beſchäft. Arbeiter Mehr 

1895 818 103 409 84 747 
1907 1460 188 156 vder 81 Proz. 

Die Frauennarbeit 

hat ebenfalls eine ſtarfe Zunahme erfahren. Das ergeben die Zahlen 
in der Tabelle: Induſtriearbeiter 1882: 30 445, 1895: 52 742, 1907: 
74 747; der . Fabrikinſpektion8bericht von 1911 verzeichnet in den 
11 389 reviſionspflichtigen Betrieben eine Arbeiterinnenzahl von 
80 326. Damit übertrifft Baden den Durchſchnitt der im Reiche 
beſchäftigten Frauen um 4--5 Prozent. Faſt ein Drittel, nämlich 
23 990 waren verheiratet; in der Textilinduſtrie allein 5738. Wir 
brauchen nicht erſt zu ſchildern, welche Gefahren für das Familien:- 
leben und für die Erziehung der Kinder die Fabrikarbeit verheirateter 
Frauen mit ſich bringt. Ihre Laſten ſind doppelte; der Kapitalis- 
mus ſchenkt ihnen bezüglich der Arbeitsleiſtung nichts und das Haus- 
weſen erfordert ebenfall8s noch einen nicht kleinen Teil ihrer wft 
recht ſchwachen Arbeitskraft. Die meiſten weiblichen Perfonen wer- 
den in der Induſtrie der Nahrungs8- und Genußmittel beſchäftigt; 
es jind 1911 31983 geweſen (28576 entfallen auf die Zigarren- 
fabrifen). Die Textilinduſtrie beanſprucht die größte Zahl von weib- 
lichen Hilfskräften, nämlich 20 010; ihr folgt die Gruppe Metall- 
verarbeitung mit 10137. Dieſe drei Gruppen beſchäftigen zuſammen 
alſv mehr als drei Viertel aller weiblichen Hilfskräfte. 

Das Wachstum der Bevölkerung in Baden: 
1871 1461 562 Einwohner 
1880 1570 254 „ 
1890 1657867 " 
1900 “ 1867944 „ 
1905 - 2010 728 „ 
1910 2142 833 

Es erübrigt ſich, an die vorſtehende Statiſtik längere Schluß- 
folgerungen zu knüpfen. Wer ſie aufmerkſam lieſt und logiſch zu 
denfen vermag, der muß zu der Auffaſſung kommen, daß der Indu- 
ſtrie in Baden eine bedeutende Rolle für die Ernährung und für die 
Exiſtenzmöglichkeit ſeiner Bevölkerung zugeteilt iſt. Und damit ſind 
verfnüpft alle jene politiſchen, wirtſchaftlichen und kulturellen Fragen, 
die Herr Wacker unter dem Schlagwort: Die ſozialdemokratiſche 
Gefahr! in ſeine Scharfmacherbetrachtungen einbezogen hat. 

Die Einkommenſteuerverhältniſſe Badens5, 
Mit der näheren Kennzeichnung der wirtſchaftlichen Gliederung 

de3 badiſchen Volkes hängt eng zuſammen die Betrachtung Über 
die Tendenz der Entwicklung der Steuerverhältniſſe. Folgen wir
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der Steuerſtatiſtik von 1910, ſo ergibt ſich das folgende Bild: Es 
verſteuerten in Baden ein Einkymmen von 

900 bis 3000 Mk. 378 617 Steuerzahler 
3000 „ 500 „ 29185 „ 
5000 „ 1000 „ 13587 „ 
10000 „ 20000 „ 4192 „ 
20 000 „ 50000 „ 1650 „ 

über 50 000 „ -- „ 660 „ 
1000 000 „ 253 v 

“ Auf der breiten Grundlage der unteren Einkommenſchichten baut 
ſich alſo die badiſche Steuerpyramide auf; ſchwach und ſchwächer 
wird die Spige, bis8 ſie ihren Endpunkt in -- 253 Millionären findet, 
die ein jährliches Einkommen von je 1000000 Mk. verſteuern, 
während 378 617 Steuerzahler mit einem Einkommen von 900 bis 
3000 Mk. das Gros der ſteuerpflichtigen Bevölkerung ausmachen. Nun 
darf man aber nicht annehmen, daß dieſe 378 617 ſämtlich bis zu 
3000 Mk. jährlich verdienen. Die weitere Einkommensgliederung 
ſagt uns vielmehr, daß 

900 Mk. nicht erreichen etwa 160000 Perſonen, - 
1500 Mk. nicht erreichen etwa 247000 Perſvnen. 

Dieſe Feſtſtellung läßt obige Zahlen noch in einer weſentlich 
ſchlimmeren Form erſcheinen. Drei Viertel der badiſchen Bevölkerung 
haben im täglichen harten Kampfe um ihre Exiſtenz zu ringen, und 
das andere Viertel wird reicher, immer reicher, häufig, ohne daß 
es erhebliche Arbeit de8wegen verrichtet. Denn auch das ergibt die 
badiſche Einkommenſteuerſtatiſtik von 1910 mit aller Deutlichkeit. 
Das Geſamteinkommen der badiſchen Bevölkerung betrug 

1904 . . . - . . 673477 700 Mk. 
1910 . . . . . . 927941900 Mk. 

Zuwachs? 254464 200 = 36 Proz. 

Imm Durchſchnitt wuchs mithin das Einkommen um 36 Proz., 
aber das Bild ändert ſich ſofort, wenn wir die höheren Einkommen 
betrachten. 1904 gab es 'nur 454 Steuerzahler mit einem jähr- 
lichen Einkfommen von 50000 MX. und darüber, 1910 aber 660. 
Sie verfügten 

1904 über ein Geſamteinfommen von 57 784 000 Mk., 
1910 über ein Geſamteinkommen von 104102 000 MLX. = 80 Proz. 

Das Einkommen der reichen Oberſchicht mehrte ſich um 80 Pro- 
zent, das des Durchſchnittsſteuerzahler3 aber nur um 36, alſo um 
weniger als die Hälfte. Nach einer anderen Berechnung darf man 
die Steigerung der Durchſchnittgeinkommen von 1904 bis 1910 wie 
folgt feſtſtellen : 

900--3000 Mk. um 72 Mk. 
Veber 100 000 Mk. um 69 000 Mk. 
Ueber 200 000 Mk. um 92 000 Mk.
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Kapital fügt ſich zu Kapital ! Die Schicht der Einkommen von 
über 50 0006 Mk. barg 1904 erſt ein Zwölftel, 1910 aber ſchon ein 
Neuntel des geſamten Steuerbetrages der Einkom- 
men über 900 Mk. Und dieſe Tendenz macht ſich von Jahr 
zu Jahr ſtärker bemerkbar. Sie iſt auch lezten Endes die Urſache 
des heftigen Kampfes zwiſchen Kapital und Arbeit, weil die brei- 
ten Maſſen mit ſteigender Erbitterung wahrnehmen, daß ſie troß 
eines arbeit3=- und ſorgenreichen Leben3 recht froh ſein müſſen, wenn 
ſie ſich ehrlich und redlich durch die Welt ſchlagen, während die 
ovberſte Spiße auch der badiſchen Steuerpyramide faſt mühelos Ver- 
mögen auf Vermögen häuft und ſich das Leben immer ſchöner und 
genufreicher geſtalten kann. Da bedarf e3s keiner großen Heke durch 
die Sozialdemokratie, um auf dieſe Widerſprüche in der kapita= 
liſtiſchen Geſellſchaft8ordnung aufmerkſam zu machen. Auch die un- 
terſten Schichten der Bevölkerung haben leſen und -- denken gelernt. 
Und Vergleiche zwiſchen Beſitenden und Beſitloſen ergeben ſich im 
täglichen. Leben mehr als genug! -- 

X 

An die Einkommenſteuer reiht ſich an die Vermögenszsſteuer. 
Es waren in Baden im Jahre 1910 dazu 377472 phyſiſche oder 
juriſtiſche Perſonen veranlagt, 50 400 weniger als zur Cinkommen- 
ſteuer. In das Vermögensſteuerkataſter wurden im Großherzogtum 
Baden Werte in der Höhe von 11 Milliarden 366 Millionen Mark 
aufgenommen. Damit rangiert es mit den Einnahmen äus direkten 
Steuern in Deutſchland an 6. Stelle. In der Hauptſache ſchaffen 
die Städte die Vermögens8werte. So verſteuert durch- 
ſchnittlich ein Steuerpflichtiger in Mannheim 91 437 Mk. Vermögen, 
in Freiburg 52 340, in Baden-Baden 49590, in Karlsruhe 45 490, 
im ländlichen Bezirk Boxberg aber nur 8302 Mk. Daß dieſe Steuer- 
unterſchiede noh zum Nachteil der Städte -- ſfiehe Einteilung der 
Reichstag38wahlkreiſe -- ausgenügßzt werden, iſt das Seltſame an 
unſerer an Seltenheiten nicht eben armen Steuerpolitik dex Mehr- 
heitsparteien der Parlamente. -- Gruppieren wir da8 Vermögen in 
Baden, dann ergibt ſich folgende Zuſammenſtellung: Es verſteuern 

unter 5000 Mk. . . . . . . 48,02 Prozent, 

unter 25000 Mk. . . . . . . 86 Prozent, 

meh1 als 1000000 Mk. . . . . . . 0,22 Prozent. 

Einbegriffen ſind darin jede3mal die 324 in Baden beſtehenden 
Aktiengeſellſchaften, die 500 Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
und die 117 Kommanditgeſellſchaften. Die Zahl der Perſonen und 
Geſellſchaften, welhe mehr als eine Million Vermögen verſteuern, 
beträgt 8431 ſie beſiten zuſammen 2700 Millionen Mark und ver- 
teilen ſich auf folgende Städte: Es wohnen
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Vermögens- Einkommens8- Zuſammen 
Millionäre 

in Mannheim 209 223 432 
in Karlsruhe 95 116 211 
in Freiburg 90 87 177 
in Heivdelberg 57 | 75 132 
in Pforzheim 36 65 101 
in Baden-Baden 35 22 57 

Dieſe Zahlen lehren augenſcheinlich, wie vaſch der Umwandlung 
Badens in einen halbinduſtriellen Staat die Mehrung der Ver- 
mögen und Einfommen gefolgt iſt. Den beſten Beleg bietet Mann - 
heim: dieſe badiſche Induſtriezentrale wird mit ihren 432 Milliv- 
nären nur von wenigen Städten in Deutſchland, die ungefähr die 
gleiche Einwohnerzahl haben, übertroffen. Aber auch ſonſt ſtehen 
3. B. den 247000 Einfommenſteuerzahlern, die unter 1500 Mk. 
jährlich verdienen und deShalb äußerſt ſparſam leben müſſen, noch 
recht hohe Vermögen gegenüber. Beſizen doch in Baden neun Per- 
ſonen mehr al38 je 20 Millionen Mark Vermögen; 10--20 Millionen 
Vermögen ſind ſchon 22 Beſizern nachweisbar und 3--5 Millionen 
beſigen 61 Perſonen. 

So exgibt alſo auch die badiſche Steuerſtatiſtik, daß die Kluft. 
zwiſchen den geringen und mittleren Einkommen einerſeits und den 
großen Einkommen und Vermögen andererſeits immer größer wird. 
Und darin liegt der Kern der ſozialen Frage; es darf auch nicht außer 
acht gelaſſen werden, daß die Steuerſcc<eu bei unſeren Beſigenden 
ſtarf ausgeprägt iſt, während der Lohnarbeiter den lezten Pfennig 
verſteuern muß. Erſt vor einem Jahre hat der Verein badiſcher 
Grundherren (gez. Freiherx Göler von Ravensburg) an den 
Reich8kanzler eine Eingabe gerichtet, in welcher die badiſchen Jun- 
fer den Schuß des Reichskanzlers gegen die badiſche Steuerbehörde 
anrufen. Es wird darin ausgeführt, daß die badiſche Steuerbehörde 
immer die ungünſtigſten Beſtimmungen des Reichserbſchaftsſteuer- 
geſeßes (das bekanntlich die Kinder und Ehegatten frei läßt) bei ihren 
Einſchäkungen gegen die Grundherren änwende. Die Grundherren 
forderten nun, daß auch die Staatsöſteuern, ſowie die Beförſte- 
rungsſteuer, die allgemeine Kirchenſteuer, die Feuerverſicherungs- 
bveiträge und etwaige Kirchenpatronatslaſten in Abzug gebracht werden 
dürfen. Ob der Reichs8kanzler dem Erſuchen ftattgegeben, iſt uns 
nicht befannt, aber es zeugt wenigſtens von glühendem Patriv- 
tiSmus der allerdurchlauchtigſten Herren, die zugleich Geſebgeber 
in der 1. badiſchen Kammer ſind, wenn ſie ſich beim Reichskanzler 
über den eigenen Heimatſtaat beſchweren, weil dieſer es wagt, ſie 
gleich anderen Staat5bürgern ſteuerlich zu belaſten. 

Dieſem ſtaat3erhaltenden Vorgehen reiht ſich würdig an der Ge- 
neralpardon für Steuerdrüc>eberger, den das badiſche 
Finanzminiſterium im Frühjahr 1912 “ erließ. Es wurde „„Steuer- 
pflichtigen, die bisher ihr Vermögen oder ihr Einkommen vder
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beides gar nicht oder zu niedrig verſteuert hatten, die nachträg- 
liche Anmeldung erleichtert. Wer das Verſäumte freiwillig und 
innerhalb der geſtellten Friſt nachholte, blieb nicht allein ſtraf- 
frei, ſondern hatte auch für das vergangene Zahr keine Steuer 
nachträglich zu zahlen.“ Dieſer Steuerpardon mußte ſogar wie- 
derbolt werden, damit die Herrſchaften von Beſit. und vielleicht 
auch Bildung wegen Vernachläſſigung ihrer Steuerpflicht nicht all- 
zuſchr kompromittiert wurden. 

Die ſozialdemokratiſche Vewegung. 
Es iſt nicht beabſichtigt, im nachſtehenden eine Geſchichte ber 

Sozialdemokratie Badens zu ſchreiben. Das8 muß berufeneren Federn 
überlaſſen bleiben, weil dazu vor allem auch perſönliches Erleven 
gehört. Die ſtatiſtiſchen und ſonſtigen Nachweiſe fehlen -- abgeſehen 
von den amtlichen Veröffentlichungen jiber Reich38- und Landtags8- 
wahlen -- für die 80er und 90er Jahre des verfloſſenen Jahrhun- 
derts faſt vollſtändig. Nur ſoviel ergeben die Wahlziffern über die 
Reichstagswahlen, daß die ſozialdemokratiſche Partei Badens im 
Jahre 1874 zum erſtenmal ſich an den Reichstagswahlen beteiligte. 
Ganz ſelbſtverſtändlich waren es die Induſtriekreiſe Mannheim, 
Pforzheim und Karlsruhe, die bahnbrechend vorangingen, und zwar 
Pforzheim mit 1599, Mannheim mit 1056 und Karlsruhe mit 627 
ſozialdemokratiſchen Stimmen; auch im Heidelberger und Lörracher 
Kreiſe wurden ſchon Stimmen »- 64 und 19 -- abgegeben. Im 
Abſtande folgten dann die Kreiſe Konſtanz, Freiburg bei der Wahl 
von 1877, dann Baden 1878, Villingen, Lahr, Bretten 1884, Wald3- 
hut und Tauberbiſchofsheim 1890. Die nachfolgende Tabelle verzeich- 
net das zahlenmäßige und Prozentuule Anwachſen der badiſchen 
Sozialdemokratie bei den ' 

Reichstags8wahlen: 

Stimmen Prozente der ab- 
gegebenen Stimmen 

1874 3516 1,5 
1877 3593 1,5 
1878 3803 1,7 
1881 4.700 2,3 
1884 11027 5 
1887 13 088 4,8 
1890 30 094 11,4 
1893 37559 141 
1898 50 329 19,0 
1903 72 300 21,9 
1907 93 300 "23,9 
1912 117154 28,3 

Wir bemerken ein faſt pöllig gleichmäßiges Anſchwellen der ſozial= 
demofkratiſchen Stimmen. Seit 1903, alſv innerhalb eines8 Zeit-
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raumes von 81% Jahren, betrug die Zunahme 44854 oder 62 Proz. 
Mit großer Betrübnis ſtellte auch vor zwei Jahren, am 13. Zuli 
1910, der Vertreter des grundherrlichen Adels, der klerikale Frhr. 
v. Stozingen, in der 1. Kammer feſt, daß von 1887 bis 1907 die 
Sozialdemokratie im Reiche um 320 Proz., in Baden aber um 
614 Prvz. an Stimmen gewachſen ſei. -- Mit dieſem Zu- 
geſtändnis können wir zufrieden ſein. Wenn gleichwohl zurzeit die - 
badiſche Sozialdemokratie nur durch einen Reichstag3abgeovrdneten 
(Dr. Frank für Mannheim) vertreten iſt, während das Zentrum mit 
129 134 Stimmen 6 Abgeordnete, der liberale BloX mit 138979 
Stimmen ebenfalls 6, die Konſerpativen ſchon mit 13524 (unter 
denen ſich noch viele Zentrumsſtimmen befinden) einen Abgeordneten 
nach Berlin entſenden, ſov offenbart ſich in dieſer Tatſache auch 
für Baden die kraſſe Ungerechtigkeit der jezigen Wahlkreiseinteilung. 
Im Durchſchnitt entfallen -- nach den Wahlziffern vom 12. Januar 
-- auf einen gewählten Sozialdemokraten im Reiche 38 639 Stimmen; 
unſere Partei als zweitſtärkſte in Baden (Zentrum 129134, Nativ»- 
nalliberale 107947, Fortſchrittl. Volkspartei 31 032) hätte ſomit 
Anſpruch auf mindeſten8 drei Reichstag3mandate. = Günſtiger Uiegen 
die Verhältniſſe bei den 

Landtags8walhlen. 

Eine Stimmenzählung unter dem indirekten Wahlrecht iſt nicht 
tunlich, da die ſozialdemokratiſche Partei bei den Wahlmänner- 
wahlen mehrfach für ſögenannte Kompromiß-Kandidaten (Demokmten- 
Freiſinnige, Zentrum) ſtimmen mußte, zum ſich überhaupt eine Ver- 
tretung im Landtage zu ſichern. Nach Einführung des direkten 
Wahlrechts ergeben ſich die folgenden Zahlen : 

- Sttmmen Proz. der abgeg. 
Stimmen 

1905 . . . - - - 50431 17 
19099 . . . . . . 86078 28 

Die Zunahme beträgt 35647 oder 65 Prozent. Die 

Mandatsverhältniſſe 

verzeichnen die fo[gende Entwiceklung. Die badiſche Sozialdemokratie 
war vertreten in den Gefeßgebungßa)euoden . ' 

Landtag Reichötag 
1891 durch 2 Abgeordnete . 1890 durch 1 A'bgeorduete 
1898 „ 3 „ 183 , 0 „ 
188 „ 3 „ 188 „ 3 „ 
1897 „ 5 „ 1903 „ 3 „ 
189 8 , 7 „ : 1907 „ 3 „ 
1901 „ 6 „ 192 „ 1 „ 
193 „ 6 „ 
1905 „ 12 „ 
19038 „ 20
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Die politiſiche Organiſation 

der badiſchen Sozialdemokratie hatte ſelbſtverſtändlich ſchon in den 
neunziger Jahren des dorigen Jahrhunderts in den Wahlvereinen 
der Städte und auch einzelner Landorte Mitglieder aufzuweiſen ; eine 
zahlenmäßige Ueberſicht iſt aber, da, wie ſchon oben bemerkt, nähere 
Anhalt3punkte fehlen, erſt vom Jahre 1903 ab möglich. Sie ge- 
ſtaltei ſich wie folgt: 

Mitgliedſchaften Münnliche Weiblihe Zuſammen YFunahme 
Mitglieder 

1903 88 : 4004 -- 4004 -- 
1904 9 - 6 350 - 6 350 2346 
1905 114 7332 - 7 332 : 982 
1908 171 - 12 985 350 13 335 5003 
1909 167 - 13 403 384 13 787 447 
1910 196 : 14188 455 14643 856 
1911 208 : 17245 1437 18632 4039 
1912*) 218 18 688 1574 20 262 1580 

An den vorſtehenden Zahlen iſt überraſchend die geradezu ſprung- 
hafte Zunahme der Organiſierten in einzelnen Jahren. Daß noch 
viele ſozialdemokratiſche Wähler für die Organiſativon gewonnen wer- 
den können, ergibt ein Vergleich mit den ſozialdemokratiſchen Wähler- 
ſtimmen für den Reichstag und Landtag ganz von ſelbſt. -- Der 

derzeitige Stand der Parteibewegung in Baden 

iſt folgender: 

1 Reichötagsabgeordneter, 
20 Landtagsabgeordnete, 

1486 Gemeindevertreter, 
118 Gemeinde- und Stadträte,' 

2 Bürgermeiſter, 
117154 Stimmen bei der Reichstagswahl von 1912, 
86 078 Stimmen bei der Landtagswahl von 1909, . 
45 000 Abonnenten der ſozialdem. Preſſe BadenZ, 
20 262 Mitglieder der ſozialdemokratiſchen Vereine. 

Die entſprechenden Zahlen für ganz Deutſchland, die Herr 
Watcker auch in ſeiner Ravensburger Rede zitierte und die ihm die 
ſozialdemokratiſche Gefahr noc<h verſtärkten, ſehen ſo aus:t 

110 Reichstagsabgeordnete, 
220 Landtag3abgevrdnete, 

8 910 Gemeindevertreter, 
4250 000 Stimmen bei der Reichstagswahl von 1912, 

900 000 Mitglieder der ſozialdemokratiſchen Vereine, 
1 450 000 Abonnenten der Parteiblätter. 

*) Bi8 1. April.
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An dieſer organiſierten Macht der deutſchen Arbeiterklaſſe im 
allgemeinen, der badiſchen im beſonderen, werden, müſſen alle Scharf- 
macherpläne des Taktikers Wacker ſcheitern. 

Die Gewerkſchaftsbewegung. 

Will man die Entwicklung der gewerkſchaftlichen Bewegung im 
Großherzogtum Baden zurückverfolgen bis in die 70er Jahre des 
verſloſſenen Jahrhunderts8, ſo findet man nur wenige Gebilde ge- 
werkſchaftlichen Charakters. Es waren in damaliger Zeit vornehm- 
lich die Buchdrucker und Hutmacher, die als Gewerkſchaften in Be- 
tracht kamen. Daneben waren vereinzelt auch in verſchiedenen an- 
deren Berufen Organiſationen gewerkſchaftlichen Charakter8, insbe- 
ſondere in den ſogenannten Fachvereinen, zu finden. Die Fachvereins3- 
bewegung nahm in den 80er Jahren trotz Sozialiſtengeſeß in erfreu- 
licher Weiſe zu. Leider liegt Zahlenmaterial, das Anſpruch auf 
Zuverläſſigkeit erheben könnte, aus jener Zeit nicht vor. Auch aus 
den 90er Jahren iſt das Zahlenmaterial ſo unvollſtändig und lücken- 
haft, daß ſich damit nichts anfangen läßt. Das Statiſtiſche Jahrbuch 
für das Großherzogtum Baden enthält anfangs der 90er Jahre 
feinerlei Angaben über die Arbeiterorganiſationen, etn Beweis dafür, 
daß man in jener Zeit den Organiſationen der Arbeiterſchaft im 
Großherzogtum Baden noch keinerlei Bedeutung beimaß. 

In Ermangelung zuverläſſigen Zahlenmaterials aus früherer 
Zeit geben wir eine Gegenüberſtellung der Zahlen über die gewerk- 
ſchaftlichen Organiſationen aus den Jahren 1901 und 1909. (S. 
Seite 49.) 

Die freien Gewerkſchaften ſind in dem Zeitraum von 1901 
bi3s 1909 von 12410 auf 53954 Mitglieder angewachſen, ſie haben 
alſo ihre Mitgliederzahl um über das Vierfache geſteigert, 
wäöhrend die Hirſch-Dun>erſchen Organiſationen in derſelben Zeit 
von 28995 auf 3970 zurückgingen. Die Hirſch-Duncerſchen Organi- 
ſationen kommen als Gewerkſchaften ernſtlich nicht mehr in Be- 
tracht, zumal ein nicht unerheblicher Teil ihrer Mitglieder nicht der 
Arbeitcrſchaft zugezählt werden kann. Die <riſtlichen Organiſationen 
zägen ein Anwachſen ihrer Mitgliederzahl von 6584 auf 21833, 
ſie ſind alſo prozentual nahezu ebenſv angewachſen, wie die freien. 
Gewerkſchaften. Dabei iſt allerdings in Betracht zu ziehen, daß die 
ſtärkſte der in vorſtehender Tabelle aufgeführten <riſtlichen Organi- 
ſationen, die der Eiſenbahnbedienſteten mit ihren 14342 
Mitgliedern, kaum als eine gewerkſchaftliche Organi- 
ſativn afigöſprochen werden kann. 

Alles in allem kann geſagt werden, daß die Entwicklung der 
gewerkſchaftlichen Organiſativnen in Baden eine erfreuliche iſt, ſie 
zeigt ein ſtetes Fortſchreiten während der lezten Jahre: die Zahlen 
aus dem Jahre 1911, die noch nicht vorliegen, werden dasſelbe Bild
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Freie Ge- Hirſch- Chriſtl. Ge- 

Berufsorganiſationen werkſchaften | Dunker werkſc<haften 

1901 | 1909 | 1901 ] 1909 | 1901 ] 1909 

| 
Bäcker 110| 479 -- = -- -- 
Barbiere, Friſeure 37 29| -| - -1 = 
Bauarbeiter bezw. Handwerker . 130 | 1132 28| 168 - 560 
Bildhauer 135 61 34 14 - 
Bött<her 211 264 - -- - -- 
Brauer 388 | 1512 -- - - 
Buchbinder 145!| 958 - -- --- 
Buchdrucker 1219, 2049 -- -- -- 35 
Buchdruereihilfsarbeiter =- | 8319 - --- -- --- 
Dachdecker 106 76 - -- -- --- 
Eiſenbahnbedienſtete - | 2615 -- -- | 5497 14342 
Fabrikarbeiter 106 | 2864| 729| 575 -- -- 
Fleiſcher -- | 256 - - -- - 
Formitecher 3 -- -- - - -- 
Gaſtwirtsgehilfen -/ 174 =| - - - 
Gärtner 4| 106 - -! 41 
Gemeindearbeiter 403 | 1828 -- | =- -- | 1220 
Glaſer 26 281 - -) -- -- 
Graph. Beruf (Malexx Steindrucker) | 449 | 385| 189 85 24| 196 
Hafenarbeiter 103: 555 -| =- - -- 
Handel3- und TmnSportatbe[tN 133 | 1376 =- = = = 
Handſchuhmacher 2/ -1 - | -1 - - 
Hausangeſtellte -- | 145 -- = -- -- 
Holzarbeiter 1513 | 3360 -- | 78| 197| 502 
Hutmacher 50; 32 -1 = -- --- 
Kaufleute -! 149| 121! 2401 --| 568 
Klempner, Maſchinenbauer und j 

Metallarbeiter 2743 ] 17134 | 985| St1| 174 954 
Kupferſchmiede 80; 124 =- = -/ = 
Kürſchner - 2 -- | --- - -- 
Maler -] 8| - -| -| 1682 
Maſchiniſten 147 534 - -- -- 
Maurer 459 | 5000 - -- 19 -- 
Mühlenarbeiter 153 | 406 - -- -- - 
Nichtgewerbliche Arbeiter =| = -- 53 
Porzellanarbeiter 144 / 139 =- -- -- | - 
Sattler 52 10| -| - -/ - 
Schmiede 155 | 5838 - - -- -- 
Schneider 834 | 1015| 248. 222 25| 203 
Schreiner -| -| 231 [ - -! - 
Schuhmacher und Ledexarbeiter 394 | 1082| 219 225 20| 132 
Steinarbeiter 388 865 - - -- -- 
Stukfateure 65| 636 -| = -- - 
Tapezierer 240 250| -| - - 
Textilarbeiter 248 | 1404 10: 10| 178 1190 
Töpfer 81 2533 38] 92 - -- 
Uhreninduſtriearbeiter -- - -(/ =/ 215 - 
Vergolder 6 -- -- -- -- 
Zigarren- und Tabakarbeiter 268 | 1499| 1163| 1510| 182;: 1718 
Zimmerleute 392 | 961 - = -- -- 

Zuſammen ULW | 53954 | 3995 | 3970 | 6584 | 21823 
1 .
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zeigen. Mit dieſer Entwicklung der gewerkſchaftlichen Bewegung iſt 
der allgemeinen Arbeiterbewegung eine kräftige Stütßze gegeben. 

Die gewerkſchaftlichen Erfolge. 

Inwieweit die Organiſationen der Arbeiterſchaft auf gewerk- 
ſchaftlichem Gebiete ihre Aufgabe erfüllen, zeigt uns ein Blick in den 
lekten Jahresberick)t des badifck)eu Gewerbeaufſichtsamtes. Wir fin- 
den dort, daß im Jahre 1911 im Großherzogtum Baden 52 Streiks 
und AuSſperrungen ſtattfanden, 37 davon wegen Lohnfragen, 40 
wegen Regelung der Arbettvzett und 12 wegen Tarifabſchluß. Von 
den Streiks endeten mit einem vollen Erfolg 9, mit teilweiſem Er- 
folg 19, ohne Erfolg 15, mit Abſchluß eines Tarifvertrags 7. Im 
Jahre 1911 wurden ins8geſamt 20 Kollektivverträge im Großherzog- 
tum Baden abgeſchloſſen. Die Zahl der abgeſchloſſenen VCinzelver- 
träge belief ſich 1911 auf 22. Bei dem Zuſtandekommen der 20 
Kollektivverträge waren die freien Gewerkſchaften in 15 Fällen, 
bei dem Abſchluß der Einzelverträge in 19 Fällen beteiligt. Die 
Regelung der Lohn- und Arbeitsverhältniſſe vollzieht ſich alſo faſt 
durchweg unter dem Einfluß der gewerkſchaftlichen Organiſationen. 
Die Erfolge der Lohnbewegungen zeigen ſich in höheren Löhnen, 
verkürzter Arbeit3zeit und auch in beſſerer Belfandlung, in beſſerem 
Schuß der Arbeiterſchaft gegenüber den Gefahren, denen ſie bei der 
Arbeit ausgeſezt ſind. Daneben unſerlaſſen die geiverkſchaftlichen 
Organiſationen nicht, mehr und mehr Aufmerkſamkeit der Hebung 
de3 geiſtigen Niveaus der Arbeiterſchaft zuzuwenden. Die Ausge- 

' ſtaltung der Bibliotheken, der Gewerkſchaft3vrgane und des Verſamm- 
lungsleben8 zeigt erfreuliche Fortſchritte. So ſind die Gewerkſchaften 
auch im Großherzogtum Baden ein Hebel des8 Fortſchritt8, der kul- 
turellen Entwicklung der arbeitenden Bevölkerung, aber auch ein 
ſicherer Rückhalt im Kampfe um die materielle Beſſerſtellung des ar- 
beitenden Volkes geworden. 

Die Genoſſenſchaft3bewegung 

iſt in Baden innerhalb der Arbeiterſchaft noch nicht in der Weiſe 
entwickelt, wie z. B. im Königreich Sachſen, in vielen Provinzen 
Preußens, in Hamburg uſw. Immerhin find auch in Baden - u. a. 
in Mannheim, RPforzheim, Freiburg, Lörrach und anderen Orten -- 
recht hübſche Anſäge zum AusSbau des Genoſſenſchaftsweſens vor- 
handen; zurzeit ſind bereits 44 badiſche Vereine mit 23450 Mit- 
gliedern dem Zentralverband deutſcher Konſumvereine angeſchloſſen. 
In den meiſten Vereinen befinden ſich freivrganiſierte Arbeiter in füh- 
render Stellung. Zedenfalls werden der modernen Arbeiterbewegung 
altch au8 dem Genoſſenſchaft8weſen neue Kräfte zur Entfaltung ihrer 
Macht zuflteßen Denn der Wert des genoſſenſchaftlichen Zuſammen- 
ſchluſſes wird in der Zeit der ftet;gen Teuerung mehr und mehr 
erfannt.



Veſteht alſo die ſozialdemokratiſche Gefahr? 
Ja und nein! Sie beſteht in dem Sinne, daß die in den vor- 

hergehenden Kapiteln vorgenommenen Unterſuchungen über die lang- 
ſame, aber ſichere Induſtrialiſierung Badens, über die Anhäufung 
von großen Vermögen in immer wenigeren Händen, über den ſchweren 
Exiſtenzkampf der unteren und mittleren Bevölkerungsſchichten Ba- 
dens, über das allmähliche Anwachſen der ſozialdemokratiſchen Stim- 
men und Mandate, über die erfreuliche Entwicklung der Gewerk- 
ſchaftäöbewegung 2c. ohne weiteres ergeben, daß die badiſche Sozial- 
demokratic ſich noch mehr ausdehnen wird. Unter den Beamten 
und Unterbeamten, unter den Kleinhandwerkern und Kleinbauern, 
wie überhaupt unter der bäuerlichen Bevölkerung nimmt ihre Aus- 
breitung zu. Schon heute befinden ſich unter den eingeſhrie- 
benen Mitgliedern der badiſchen Sozialdemokratie 
Angehörigefaſt aller Berufsgruppen. Die ſozialdemokra- 
tiſche Gefah1 beſteht aber nicht in d er Auffaſſung, die Herr Wacker 
ſchon ſeit drei Jahren der Regierung, den öffentlichen Gewalten und 
den anderen bürgerlichen Parteien einreden will. Ihr Urheber hat 
ſich nie bemüht, tiefer in das Weſen der modernen Arbeiterbewegung 
einzudringen, er wurde ſich nie darüber klar, daß die kapitaliſtiſche 
Geſellſhaft8ordnung mit ihren politiſchen, ſozialen und geſellſchaft- 
lichen Mißſtänden und Ungerechtigkeiten der Boden iſt, auf dem die So- 
zialdemokratie wachſen und gedeihen -- muß. Für ihn hat es nie 
eine Rolle geſpielt, daß die Sozialdemokratie eine geſchichtliche Miſ- 
ſion zu erfüllen hat, die ihr der Kapitaliomus für die Gegenwart 
und nicht minder für die Zukunft aufgedrängt hat. Es war ihm 
immer und ift ihm heute noch gleichgültig, wie die Klaſſengegenſäte, 
die ſich täglich zwiſchen Beſibloſen und Beſitenden auftun, &inmal 
ihre Löſung finden ſollen. Bekennt Herr Wacker doch in ſeiner, wie- 
derholt erwähnten, im November 1911 im Badiſchen Beobachter er- 
ſchienenen Artikelſerie: „Zuſammenbruch der Wacker-Politik betr.“, 
daß zur Zeit, al8 die Nationalliberalen das politiſche Leben Baden8 
beherrſchten, „niemand denken oder auch nur ahnen konnte, 
der Sozialdemokratie würde jemal38 ein ſolcher Ein- 
fluß eingeräumt werden, wie man es jeht al8 Tatſache vor 
ſich ſähe“. Das iſt eine politiſche Bankerotterklärung des Geiſtl. 
Rat3 Wacker, eine ſozialökonomiſche Kurzſichtigkeit, die er allerdings 
mit dem verſtorbenen Bismarc>, mit ſeinen Nachfolgern und mit 
anderen Staat8männern -- ſiehe den bayeriſchen Miniſterpräſiden- 
ten Frhru. v. Hertling -- durchaus teilt. Wac>er hat nicht das ge- 
ringſte Verſtändnis für die wirtſchaftliche Seite der modernen Ar-= 
beiterbewegung; er verſteht nichts vom praktiſchen Gewerkſchaft8- 
fampf, er unterſchäßt vollſtändig die friedliche und kulturell über= 
093 wertvolle Arbeit der 2% Millionen Arbeiter und Arbeiterinnen, 
die in den freien Gewerkſchaften organiſiert ſind. Er iſt nur Tak- 
tifer, und damit allein kommt der Politiker von heute, der der
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Sozialdemokratie an den Kragen gehen will, nicht mehr aus. In 
ſeiner Ravensburger Rede greift er die ſozialdemokratiſche Preſſe, 
unſere Wahlerfolge, die ſog. Mitläufer und die jetzige Stellung 
der Sozialdemofkratie im Stagts8leben heraus und demonſtriert daran 
unſere Gemeingefährlichkeit und die ſozialdemokratiſche Gefahr in 
Baden. Wir prüfen in aller Sachlichkeit ſeine Argumente wnd 
kominen zu den folgenden Ergebniſſen : 

Die Preſſe. Die vier ſozialdemokratiſchen Tageszeitungen 
Badens verfügen zuſammen zurzeit über eine Abonnentenzahl von 
45 000. Da nachweislich viele ſozialdemokratiſche Wähler und auch 
ſonſtige Staat5bürger =- wie z. B. die in abhängiger Stellung be- 
findlichen Staat8= und Gemeindebeamten, 'Staat8- und Kommunal- 
arbeiter -- die ſozialdemokratiſche Preſſe nicht abonnieren künnen, 
aber gleichwohl ihre eifrigen Leſer ſind, da ferner in den Wirtſchaften, 
Reſtaurant8s und Cafes die ſozianldemokratiſchen Blätter 
zu den meiſt geleſenen Zeitungen zählen, darf man die 
jozialdemokratiſche Leſerſchar Badens ohne weiteres auf 70 000 ein- 
ſchäten. Sehr viele Abonnenten der politiſchen ſozialdemokratiſchen 
Tagespreſſs ſind aber auch gewerkſchaftlich organiſiert und 
gehören ſonſtigen Korporativnen der modernen Arbeiterbewegung an. 
Es werden deshalb geleſen die Gewerkſchaftsblätter, die Arbeiter- 
Turnzeitung, der Arbeiter-Radfahrer, der Arbeiter-Sänger, der Ar- 
beiter-Stenograph, der Arbeiter-Abſtinent, der Naturfreund, von den 
Frauen die Frauenzeitſchrift Gleichheit uſw. Dazu kommt die viel- 
ſeitige Broſchüren-Literatur, die gekauften und den Leihbibliotheken 
entnommenen Bücher, und man kann ſich eine ungefähre Vorſtel- 
lung machen, in wie hohem Maße die Arbeiterpreſſe in Baden 
an der puvlitiſchen - Aufklärung der badiſchen Stagatsbürger, 
an der Vorbereitung zur wirtſchaftlichen Hebung der Arbeiterklaſſe, 
an der Fulturellen und geiſtigen Auſwürt3entwicklung der unteren 
Schichten de2 Volkes arbeitet. Für Herrn Warker vollzieht ſie aller- 
dings nur -- ſiehe Ravensburger Rede =- einen unabläſſigen Ver- 
giftungsprozeß an der Lebens8kraft und Geſundheit des Volkes. Wir 
ſtellen dieſer Behauptung gegenüber die unanfechtbare Tatſache, daß 
in den lezten Jahren an den in Baden begangenen Vergehen oder 
größeren Verbrechen ſozialdemokratiſche Arbeiter ſoviel wie gar 
nicht beteiligt waren. Die ſozialdemokratiſche Preſſe hat auch in 
Baden gar viele Roheit3- und andere Exzeſſe verhütet, ein Um- 
ſtand, dec ſich natürlich nicht ſtatiſtiſch. erfaſſen läßt. Wo die ſozial- 
demvkratiſche Preſſe hindringt, herrſcht Kultur, Sitte und ein poli- 
tiſch und geiſtig regſames Leben. Kann dies die Zentrums- 
preſſe immer von ihrem Verbreitungsgebiet behaupten ? -- Herr 
Warker ſpricht von einem gottentfremdeten, gottesfeindlichen Ge- 
ſchlecht, das in der Schule der ſozialdemokratiſchen Preſſe Yheran:- 
wachſe. Gottesfurcht und Gottvertrauen ſind nicht gleichbedeutend 
mit tiefer Sittlichfeit und hoher Moral; und niemand wird näch- 
weiſen können, daß in den ſogen. Zentrum8domänen die Bewohne1



im allgemeinen beſſer, ſittlicher, moraliſcher und tugendhafter ſind. 
Man kann ſich überhaupt die ſozialdemokratiſche Preſſe aus dewr. 
öffentlichen Leben Badens nicht mehr wegdenken. Sie iſt gleichſam 
das politiſche Barometer in Baden; gewiſſenhaft redigiert bildet 
ſie auch eine vorzügliche Nachrichtenquelle, und das badiſche Volk er- 
fährt viele Dinge erſt dur< die Mannheimer Volksſtimme, den 
Karlsruher Volksfreund, die Pforzheimer Freie Preſſe und die Frei- 
burger Volks8wacht. Auf dieſe Blätter trifft völlig zu, was die gut 
bürgerliche Zeitſchrift Der Türmer vor mehreren Jahren über 
die ſozialdemokratiſche Preſſe im allgemeinen ſagte: „Es iſt dahin 
gefommen, daß man der ſozialdemokratiſchen Preſſe freiwillig ein 
Mouopol aufdie Aufde>ungund Kritik einerganzen 
Reihe öffentlicher Mißſtänd e eingeräumt hat und fort und 
fort weiter einräumt. Für den wahrheitsliebenden Leſer iſt es 
tatſächlich kaum noch möglich, ſich ein Bild von den wirklichen 
Vorgängen und Zuſtänden auf gewiſſen Gebieten zu bilden ohne 
Zuhilfenahme der ſozialdemokratiſchen Preſſe.“ 

Und der von Wacer behauptete Vergiftungs8prozeß wird am 
beſten widerlegt durch ein Gutachten des Leiters der Heidelberger 
Journaliſtenakademie, des Prof. Koc<, in dem u. a. bezüglich des 
Unterhaltungsſtoffes unſerer Preſſe bemerkt war: „Ich ſtehe nicht 
au zu erklären, daß die ſpzialdemokratiſche Preſſe, was das Feuil- 
leten anlangt, entſchieden auf einem höheren Standpunkt 
ſteht, al 8 faſt die geſamte bürgerliche Preſſe“. Was wol- 
len dieſen obijektiven Urteilen gegenüber Die kleinlichen, giftigen 
Jeremiaden Wackers beſagen ?! ' 

Die ſozialdemokratiſchen Wahlerfolge. Auch Herrn 
Wacker hat das gewaltige Anwachſen der Sozialdemokratie hei den 
leeten Wahlen heilloſen Schre>en eingejagt, de8wegen die Beſorgnis 
und die ſtatiſtiſchen Nachweiſe, „daß in abſehbarer Zeit die Sozial- 
demvfratie im Deutſchen Reichstag die Mehrheit bekommen kann.“ 
Und was dann ? fragt Herr Wacker. Nun, dann muß ſich eben die 

' Geſebgebung in fortſchrittlicheren Bahnen bewegen, wie unter dem 
jehigen Reichstagsregiment des ſchwarzblauen. Blo>s. Auch ſonſt 
wird ſich die Demokratiſierung aller ſtaatlichen und geſellſchaftlichen 
Einrichtungen raſcher vollziehen. . Darin liegt aber keineswegs eine 
Gefahr für das Deutſche Reich; im Gegenteil wird erſt dann den 
Intereſſen der Millionen Wähler der Sozialdemokratie diejenige För- 
derung zuteil, die ſie nuf Grund ihrer Zahl verlangen können, per- 
langen müſſen. Er habe -- ſo ſagt Wacker =- keine Antwort auf die 
Frage: Was dann ? parat. Wir haben ſie ihm im vorſtehenden ge- 
geben. Herr Wacker hat uns vor dem 12. ZJanuar d. J. in einex 
Rede in Villingen 103 Mandate garantiert; wir beſcheinigen ihm, 
daß er gut gerechnet hat. Und ſind wir in 10 Jahren im Beſik 
von 140--150 Reichstag8-Mandaten, dann ſteht das Deutſche Reich 
ebenfalls nicht vor dem Untergang. Beſtätigt man doch dem 
jehigen Reichstag -- ſiehe Frankf. Ztg. vom 7. Juni 1912, Abend-
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blatt --, „daß die Sozialdemokratie die Hoffnungen des Abg. v. 
Heydebrand auf einen unfruchtbaren Reichstag zerſtört habe; der 
neue Reichstag habe in ſeiner erſten Seſſion ſogar ſehr fleißig 
und fruchtbar gearbeitet.““ Der badiſche Kollege des voſt- 
elbiſchen Junkers  (in punkto politiſcher Scharfmacherei) dürſte alſfo 
vergeblich verſuchen, die -politiſche Welt Badens mit den 140--150 
Reichetagsſizen zu ſchrecen. 

- Die Mitläufer bereiten Herrn Wacker beſondere Schmerzen. 
Er nennt ſie die traurigſten Elemente im politiſchen Leben. Es 
iſt jedoch die Frage aufzuwerfen : Welche Partei beſitt die 
meiſten Mitläufer? Herr Wacer meint, in der Sozialdemo- 
kratie ſei die Sammelſtelle für dieſe Sorte minderwertiger Wähler. 
Das iſt nicht richtig. Wenn wir den Stil umdrehen und die Wahl- 
ſtatiſtik ſprechen laſſen, dann bezeugen die 86 Mandate, die daS 
Zentrum im Januar 1912 im erſten Wahlgang erorberte, daß die 
größte Schar der „traurigen Elemente“ bei der Zentrums3partei 
zu finden iſt. Bevor ein Wähler den ſogialdemokratiſchen Stimme 
zettel abgibt, hat er ſchon politiſch denken gelernt. Viele ZentrumS- 
anhänger fragen aber nach den politiſchen Grundſäten des Zentrums 
gar nichts, es genügt ihnen das Bewußtſein, daß das Zentrum die 

. Religion ſchüßt und verteidigt. Alles andere iſt den Zentruims- 
Mitläufern Nebenſache. Und keine Partei in Deutſchland dürfte es 
wagen, ihren Wählern das zu bieten, was ſich das Zentrum an 
politiſchen und ſfozialen Verſtößen gegen die Intereſſen ſeiner Wühler 
leiſtet. Hexrr Wacker würde alſo gut tun, in dieſem Punkte weniger 
anklagend aufzutreten. Möge er ſich das Bekenntnis zu Herzen 
nehmen, das im April 1903 die Weſtdeutſche Arbeitexr-» 
zeitung, das Organ der kathvoliſchen Arbeitervereine, abge- 
legt hat. E3 ſagte: 

„Der Kampf zwiſchen uns und der Svpzialdemokratie wird mit 
zu ungleichen Mitteln geführt. Die Sozialdemokratie erzieht 
jeden ihrer Anhänger zu einem ſelbſtändigen, 
ſchlagfertigen, energiſchen Kämpfer, der überall und 
mit ſeltenem Geſchi> aus eigenem Antrieb die Agitation betreibt. 
Das iſt es, was uns fehlt. Der große Unterlaſſungsfehler, 
der ſeit Jahrzehnten von uns begangen wurde, iſt die Vernacch- 
läſſigung der ſozialen und politiſchen Schulung 
und Erziehung des fatholiſchen Volkes,“ 

Hier ſpricht ein Wiſſender, Herr Wacker, denn es iſt ja offene 
kundig, daß die ſozialdemokratiſche Partei bezüglich der Agitation, 
der Abhaltung von öffentlichen und Vereinsverſammlungen, der Ver- 
breitung von politiſcher Aufklärung uſw. von keiner anderen Partei 
Deutſchlands übertroffen wird. -- Herrn Wackers Bannfluch auf 
die Mitläufer iſt aber auch noch unter dem Geſichtspunkt der G e - 
fährdung des allgemeinen, gleichen und direkten Reichstags3- 
wahlrechts zu betrachten, denn der Stratege von Zäühringen
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will den Mitläufern das Wahlrecht nehmen, ſobald ſie -- ſozial- 
demekratiſch wählen! Damit bekennt ſich Herr Wacker als G e g- 
ner des Reichstags8- und damit auch des Landtag8- 
wahlrechts8. Da ſich nicht unterſcheiden läßt, welcher Wähler 
Mitläufer, welcher überzeugter Anhänger der politiſchen Partei iſt, 
für die er ſeine Stimme abgibt, läuft Wackers Vorſchlag auf einen 
Angriff auf das allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht, auf die 
Entziehung desſelben für alle Sozialdemokraten hinaus. Es iſt 
eine Ironie ſondergleichen, wenn der ſeinerzeitige energiſche Kämpfer 
für die Einführung des direkten Wahlrechts in Baden und für eine 
gerechte WahlkreiSeinteilung 20 Jahre ſpäter aus Angſt vor der 
wachſenden Sozialdemokratie der Beſeitigung oder wenigſtens Be- 
ſchneidung dieſes Wahlrechts das Wort redet. Wir bitten unſere 
Freunde, ſich das Ravensburger Geſtändnis des badiſchen Zentrums8- 
führers für die beginnende Agitation zu den badiſchen Landtags8- 
wahlen recht gut einzuprägen. Man weiß ja längſt, daß das Zen- 
trum immer nur ein lauer Freund des Reich3tags8wahlrechts war. 
Die am 21. Mai 1912 im preußiſchen Abgeordnetenhaus 
fehlenden 43 Zentrumsabgeordneten, welche durch ihr 
Fernbleiben verſchuldeten, daß die freiſinnigen Wahlrechtsanträge mit 
einer Mehrheit von 30 Stimmen abgelehnt wurden, haben erneut 
bewieſen, daß es den preußiſchen Zentrumsabgeordneten gar nicht 
einfällt, dem Dreiklaſſenwahlrecht in Preußen den verdienten TodeS- 
ſtoß zu geben. Herrn Wackers Sorge um die ſozialdemokratiſchen 
Mitläufer bedeutet alſov in aller Form einen reaktionären Vorſtoß 
gegen das Reichstagswahlrecht. 

Wacker3 politiſche Scharfmacherei beſteht zunächſt in 
dem Vorſchlag, in ſämtlichen deutſchen Bundesſtaaten ſogenannte 
Ueberwachungs8ämter für die ſozialdemokratiſche Preſſe -- 
zunächſt auf drei Jahre -- zu errichten. Herr Wacker will damit die 
Staat8anwälte und ſonſtige öffentliche Behörden zur Verfolgung 
unferer Preſſe anſpornen. Dieſes unſaubere Geſchäft betreibt ſchon 
heute die Kyffhäufer-Korreſpondenz und der Reichösverband zur 
Bekämpfung der Sozialdemokratie mit dem Erfolge, 
daß in der jüngſt ſtattgefundenen Generalverſammlung dieſer Ver- 
einigung fkonſtatiert wurde: „Es iſt ſchwer, in der Verſuchung nicht 
zu unterliegen, die Flinte ins Korn zu werfen. Das Ergebnis des 
Wahblkampfes vom 12. Januar iſt das Gegenteil von dem, was der 
Reichsverband erſtrebt hat.“ 

Herr Wacker möchte auch wiſſen, wie viel Prozent unſerer Stim- 
men von Mitläufern herrühren und demnach von den am 12. Januar 
abgegebenen 4% Millionen eigentlich abgezogen werden müßten. 
Dieſe Neugier iſt vorläufig nicht zu befriedigen, da wir glülicherweiſe 
beim Reichstagswahlrecht, ebenſo beim Landtagswahlrecht geheime 
Stimmabgabe haben. Herr Wacker möchte ferner wiſſen, wie groß 
die Zahl der Beamten und Arbeiter iſt, welche im Dienſte des 
Reiches und des badiſchen Staates und im Dienſte der Gemeinden
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ſtehen und mit der Sozialdemokratie ſympathiſieren. Die Beamten 
möchte er ihren Behörden denunzieren und die Arbeiter nach den 
Grundſägen behandeln, die das bayeriſche Miniſterium Hertling gegen- 
über dem Süddeutſchen Eiſenbahnerverband aufgeſtellt 
hat. Herr Wacker hat ganz vergeſſen, daß in den ſiebziger und 
achtziger Jahren im badiſchen Landtag und im deutſchen Reichätag 
das Zentrum' es ſcharf brandmarkte, wenn der Verdacht entſtand, 
Beamte ſeien wegen ihres Bekenntniſſes zur katholiſchen Religion 
verſett oder gar gemaßregelt worden. Heute iſt das alles anders! 

' Herrn Wackers ganzer Haß gegen die Unksſtehenden Parteien 
iſt aus der Frage zu erkennen, wie viele Volksſchullehrer und Uni- 
verſitätsprofeſſoren auf der Seite der Sozialdempkratie ſtehen und 
tropdem an der Erziehung und Heranbildung der heutigen Zugend 
arbeiten. Es beſteht unter einſichtigen nichtzentrümlichen Politikern 
Badens gar kein Zweifel darüber, daß das badiſche Schulweſen 
nach rückwärt3 revidiert würde, falls wir eine klerikal- 
fonſervative Landtagsmehrheit bekämen. Nicht umſonſt hat man 
auf dem vorjährigen Katholikentag in Mainz eine beſondere Organi- 
ſation zur Erhaltung des Religivnsunterrichts in der Schule ge- 
ſchaffen. Herr Wacker möchte weiter auch die Geſinnung dexr 
vom Militär entlaſſenen Mannſ<aften kennen lernen; 
jedenfalls um zu wiſſen, ob bei einer „lezten Auseinanderſetzung“ 
der bewafſneten Macht mit den ſvzialdemokratiſchen Volks8maſſen den 
lebteren gediente Svldaten zur Verfügung ſtehen. Der Zukunfts8- 
taktiker Wacker geht alſo aufs8 Ganze! Herrn Wacker beunruhigen auch 
nvc< die Millivnen Mark, welche die ſozialdemokratiſche Arbeiterwelt 
zur Führung ihrer politiſchen und wirtſchaftlichen Kämpfe ausgibt. 
Er meint, dieſe Gelder hätte zum großen Teil die bürgerliche 
Geſellſchaft zahlen müſſen. Dieſe Auffaſſung zwingt uns zur Gegen- 
frage:! Woher das Zentrum und die <riftlichen Gewerkſchaften die 
Mittel zum Kampfe gegen die Sozialdemokratie und die freien Ge- 
werkſchaften nehmen ? Herr Wacker müßte uns erſt nachweiſen, daß 
die vielen Sekretäre des Zentrums und der <riſtlichen Gewerkſchaften, 
die es auch in Baden gibt, nur von den Mitgliederbeiträgen be- 
ſtritten werden. E3 iſt doch bekannt, daß im Rheinland, in Weſt- 
falen und in Schleſien die reichen Gönner der Zentrumsſache ſiven, 
und im Ruhrrevier iſt es vffenes Geheimnis8, daß die Taktik des 
Gewerkvereins <riſtlicher Bergarbeiter -- ſeine Nichtbeteiligung am 
lebten Bergarbeiterſtreif -- beeinflußt wurde durch den Umſtand, daß 
viele Gruben und Bergwerke ſich in den Händen von namhaften 
Zentrumsangehörigen befinden. Gibt uns alſo Herr Wacker darüber 
Auffchluß, dann ſind auch wir zu weiteren Auskünften gern bereit. 
Wir haben nichts zu verbergen; die Abrechnungen der Gewerk- 
ſchaften, ebenſv die Abrechnungen der ſozialdemokratiſchen Partei 
Deutſchlands werden ſtets auf den in aller Oeffentlichkeit tagenden 
Gewerkichaft8kongreſſen und Parteitagen gegeben. Herr Wacker 
möchte dann noch ſeine inquiſitoriſchen Unterſuchungen auf .die



Landtags8wahlen in den einzelnen Bundesſtaaten und auf die 
Gemeindewahlen ausgedehnt wiſſen. Dann erſt käme man zur 
Veberzeugung, daß gegenüber der ſozialdemokratiſchen Geſahr große 
Beſorgnis am Rlaßze ſei. 

Die Schlußfolgerung. 

Wir haben in den vorhergehenden Kapiteln die wirtſchaftliche 
Gliederung der badiſchen Bevölkerung, die Zunahme der Fabriken 
und Induſtriebetriebe, das Anwachſen der Induſtriearbeiterſchaft 
und die Veränderung der ſozialen Struktur des badiſchen Landes 
geſchildert. Wir wkeſen nach, wie ſich analog dieſer Verhältniſſe 
und der Umwandlung Deutſchland8s vom Agrarſtaat zum Induſtrie- 
ſtaat auch in Baden die Arbeiterſchaft politiſch und wirtſchaftlich 
vrganiſiert hat, wie die badiſche ſozialdemokratiſche Arbeiterbewegüng 
entſtanden, herangereift und zum mitbeſtimmenden Faktor im poli- 
tiſchen und ſozialen Leben Badens geworden iſt. Wir fragen nun?! 
Worin beſteht die ſozialdemokratiſche Gefahr? VWir 
machen gewiß fein Hehl daraus, daß es unſer Ziel iſt, die politiſche 
Macht zu erringen, deren wir bedürfen, um unſere Grundſäke 
durchführen zu können. Aber wir ſuchen dieſe Macht -- wie bisher 
-- auf dem Wege der ſtändigen Propaganda und der andauernden 
Aufklärung über unſere Ziele auf friedlichem Wege und inner- 
halb des Rahmens8 der beſtehenden Geſehe zu erreichen. Und der 
Landtags8abgeordnete Edm. Rebmann, der derzeitige Führer der 
badiſchen Nationalliberalen, hat nur eine Binſenwahrheit ausge- 
ſprochen al3 er am 17. Dezember 1911 in e&iner öffentlichen liberalen 
Verſammlung in Freiburg ſich über die Tätigkeit der Sozial- 
demvofraten wie folgt äußerte: 

„Wenn man mit dieſen Männern zuſammenkommt, wenn 
man beobachtet, wie emſig und fleißig ſie arbeiten in der Gemeinde, 
im Parlament, in Kommiſſionen und den verſchiedenen Körper- 
ſchaften, wenn man ſie Tag für Tag an der Arbeit ſieht in kleinen 
und großen Dingen, da muß man fragen, wo bleibt der Umſturz ?“ 

Wo bleibt der Umſturz ? ſo fragen auch wir. Auf der anderen 
Seite laufen aber Herrn Wackers politiſche Schlußſolgerungen nur 
auf die Anwendung von Gewalt hinaus. Den Kampf mit 
geiſtigen Waffen hat Herr Wacker und mit ihm das badiſche Zen- 
trum in die Rumpelkammer geworfen. Wacker will uns die ge- 
ſamte Staat8macht, den großen Regierungsapparat, die Juſtiz, die 
Polizei und nicht zulezt das Militär auf den Hals hezen. Mit 
voller Abſicht behandelt er in jedem ſeiner Vorträge die ſozial- 
demokratiſche Gefahr, wohl wiſſend, daß er damit an gewiſſen 
Stellen noc<h immer Eindruc> macht und daß man dann um ſo eher 
bereit iſt, Wackers dunkle Pläne in die praktiſche Wirklichkät zu 
übertragen. Er verfährt nach dem Grundſage: Steter Tropfen 
höhlt doch den Stein! Deswegen verdient Wackers Vorgehen gegen



uns die ernſteſte Beqck)tung„ weil ſeine neueſte Taktik gegen die 
Sozialdemokratie zu einer wtrkltck)en Gefahr für das politiſche Leben 
BadenZ3 geworden iſt. . 

Die Landtagswahlen von 1913 

ſollen dieſer Zentrumstaktik weitere Erfolge bringen. Herr Wacker 
will die Sozialdemokratie mandat3mäßig ſchwächen und politiſch iſvo- 
lieren. In einem Ende Meai d. J8. in der Köln. Volkszeitung exr= 
ſchienenen Artifel berechnet er, daß der Sozialdemokratie bei den 
nächſten Landtags8wahlen die Hälfte ihres jezigen Beſikſtandes, alſo 
10 Mandate abgenommen werden können. Er ſtübt ſich auf die Tat- 
ſache, daß nur in 10 Kreiſen von den 20, welche die Sozialdemokratie 
in "der 2. Kammer vertritt, mehr al8 50 Prozent der abgegebenen 
Stimmen auf unſere Partei gefallen ſind. Und zwar im 

Proz. der abge- 
Wahlkreis Jetziger Mandatsinhaber gebenen Stimmen 

Pforzheim-Land Stockinger 70 
Mannheim 1 Geiß '67 
Mannheim V Süßtkind 65 
Mannheim 1l Kramer 62 
Karl3ruhe 1V Kolb 61 
Karlsruhe 1 Dr. Frank 59 
Pforzheim 1l | Ge>k | 58 
Ettlingen-Raſtatt Schwall 54 
Durlach-Stadt Weber 53 
Mannheim-Schwetzingen Bechtold j 53 

Das ſind die ſicheren Wahlkreiſe; an ihnen will Herr Wacker 
ſeine Taktik nicht ausprobieren, weil er weiß, daß ſie verſagt. An- 
der3 iſt es bei den nachfolgenden 10 Wak][kreifem die erſt in den 
Stichwahl 1909 gewonnen wurden und in denen weniger als :50 
Prozent der Stimmen auf die Sozialdemokratie entfielen : 

Proz. der abge- 
Wahlkfreis Jetzigex MandaiSinhaber gebenen Stimmen 

Lahr-Stadt Monjſc< 47 
Lörrach-Stadt Röſch 45 
Bruchſal-Durlach Kurz 44 * 
Karlöxruhe 1l Willi 43 
Heidelberg-Wiesloch Pfeiſſle | 43 
Schwetzingen Kahn 39 
Lörrach-Land Breitenfeld 37 
Heidelberg-Eberbach . Maier 34 
Freiburg I1 Kräuter 33 
Schopfheim-Schönau Müllex 32 

In dieſen Kreiſen will Wacker das ſchon bei der Re[ck)ßtags- 
wahl angewandte Rezept wirken laſſen, d. h. das Zentrum unter- 
ſtüht bedingungslvs8 jeden Konſervativen, Nationalliberalen oder Fort-
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ſchrittlichen Volksparteiler, der ſich, wegen des Mandates im Kampfe 
mit dec Svozialdemofratie befindet. Die Pforzheimerei mit 
ihrer korrumpierenden Wirkung auf das politiſche Leben Badens 
ſoll auch auf die Landt-agßwoh[en übertragen werden. Da- 
durch hofft Wacker zwei Fliegen mit einer Klappe zu ſchlagen. Er wüll 
erſtens der Sozialdemokratie eine Anzahl Mandate abnehmen und 
damit ihre Bedeutung in der Kammer herabdrücken; zugleich will er 
ſie politiſch iſolieren und auf dieſe Weiſe ihren heute zweifellos vor= 
handenen großen Einfluß eindämmen. Zweitens glaubt er dadurch 
dem ihm ſo verhaßten Großblo> den Tydesſtoß verſezen zu können, 
denn er kalkuliert : Gewinnen die Nationalliberalen und Linkslibe- 
ralen durch' daZ Zentrum Mandate, beſteht für ſie keine Veranlaſſung 
mehr, den Großblock mit der Sozialdemokratie abzuſchließen. Auf 
den Trümmern des Großblo>s ſvll dann die neue konſervativ-zen- 
trümliche Herrſchaft in Baden aufgebaut werden; denn für ſich allein 
bildet der liberale Block troß etwaiger Mandats8gewinne keine Mehr- 

- heit, die Sozialdemokratie erſt recht nicht, und ſo erlebt die Wacker- 
ſche Taktik ihre glänzendſten Triumphe. 

Herr Watcker hofft auch, daß bis zum Herbſt 1913 das ihm ſo 
unſympathiſche Miniſterium Bodman den Laufpaß erhalten wird 
und die neuen Männer dem ſchwarzblauen Landtagskartell gut ge- 
wogen ſind. 

Der Wackerſche Plan wäre verflucht geſcheit, wenn nicht auch 
die beteiligten antizentrümlichen Parteien etwas zu fagen hätten. 
Zunächſt ſind der Sozialdemokratie 10 Mandate ſicher, dann erreicht 
ſie bei der Hauptwahl 1913 in noch einigen Kreiſen mehr als 
30 Prozent der abgegebenen Stimmen, das bedeutet weiteren Man- 
dat8gewinn. Ferner fällt ihr troß etwaiger antiſozialiſtiſcher Koali- 
tion noch im zweiten Wahlgang der eine oder der andere Sit zu, 
und endlich hat ſie ſchon 1909 in Pforzheim I bereits 43 und in Ett- 
lingen-Pforzheim 40 Prozent der abgegebenen Stimmen erhalten, fo 
daß atnch dieſe zwei Kreiſe eventl. für die Sozialdemokratie gewon- 
nen werden können und einen Verluſt -- herbeigeführt durch die 
Wacer-Taktik -- wieder ausgleichen. Die Lehren der verfloſ- 
ſenen ReichöStag3wahl ſprechen gleichfalls nicht fur den ſiche- 
ren Erfolg des Wacerſchen Vorſchlag8. Denn am 12. Januar 1912 
haben die ſvzialdemokratiſchen Stimmen um 25 Proz. zugenom- 
men, die des Rechtöblo>s8 (Konſervative und Zentrum) aber nur um 
1 Proz. Der liberale Blo> hat ſogar einen Verluſt an Stimmen um 
1 Proz. erlitten. Erfolgt das Wachstum der ſozialdemvokratiſchen 
Stimmen im Herbſt 1913 nur annähernd im gleichen Tempo, dann 
mußd die Wackerſche Rechnung ſofort auf eine andere Bafis geſtellt 
Wwerden. 

Nun dvangt Herr Wacker aber auch die Nationalliberalen und 
Linksliberalen in eine Rolle, die dieſen Parteien jedenfall3 nicht be- 
hagen wird; ſchwerlich wird ſich der liberale Blo> durch. den Zäh- 
ringer Strategen ohnmächtig und in der Kammer einflußlo8 machen
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laſſen. Seine ſiebenjährige Arbeit zur Fernhaltung der Zentrums- 
herrſchaft in Baden wäre damit völlig nutlos geweſen. 

So ſc<lau ausgeklügelt alſo der fertige Kriegsplan des Zähringer 
Strategen iſt, ſo beſtehen doch viele Möglichkeiten, ihn zu durch- 
freuzen, ſollte es ſelbſt die Möglichkeit ſein, daß nach dem Vor- 
bilde Bayerns die linksſtehenden Parteien ſofort im erſten Wahl- 
gange gegen die fonſervativ-zentrümliche Koalition zuſammengehen. 
Das8 des näheren hier auszuführen, iſt nicht Aufgabe dieſes Schrift- 
<hens. Mit Erfolg haben bis8her die politiſchen Gegner des Zentrums 
alle Warkerſchen Attentate auf die freiheitliche Fortentwi>klung Ba=- 
dens8 vereitelt; e8 ifſt zu hoffen, daß Herr Wacker wie ſchon 1905 
und 1909 auch beim Abſchluß der Landtagswahlen von 1913 befennen 
muß: Wieder nicht gelungen! 

Der Ginfluß der Sozialdemokratie in der Kammer. 

Auf einem der lezten Parteitage der badiſchen Sozialdemokratie 
erflärte der Referent über die Landtagswahlen, „daß fkein Geſetz 
den badiſchen Landtag verlaſſe, das nicht in der einen oder 
anderen Form den recht ſichtbaren Stempel der praktiſchen Mit- 
arbeit der ſozialdemokratiſchen Landtagsfraktion trage“. In dieſen 
kurzen Sat iſt die geſamte Tätigkeit der Sozialdemokratie in den 
Kommiſſionen und im Plenum zutreffend zuſammengefaßt. In der 
Tat war die ſvozialdemokratiſche Landtagsfraktivon mehr wie das 
befannte Zünglein an der Wage; ſie war vielfach führend, ſehr 
häufig aber anregend und vor allem ſtets vorwärts drängend. Sie 
hat auch die badiſche Regierung wiederholt gezwungen, klipp und 
tar über ihre Stellung zur Sozialdemokratie Farbe zu bekennen. 
Im nachſtehenden ſeien die Urteile zweier Miniſter wiedergegeben, 
die für dieſe Behauptung beweiskrfftiges Zeugnis ablegen. Am 
23. Februar 1904, als8 ſechs Sozialdemokraten in der Kammer ſaßen, 
führte der vor einigen Jahren verſtorbene 

Miniſter Schenkel 

aust „Die Sozialdemokratie iſt zu einem großen Teil eine berechtigte, 
aus geſunden Motiven hervorgegangene Bewegung; ic möchte 
daher ihre Vertreter hier im Hauſe nicht miſſen. Die 
Bewegung will eine Vertretung ſchaffen für die unteren Schichten 
unſeres Volkes, für diejenigen, die von der Hand in den Mund leben 
und nicht viel Kapital beſiten. Dies iſt aber keine8wegs eine unge- 
gliederte und gleichartige Maſſe von Armen oder gar etwa ausſchließ- 
lich von Fabrikarbeitern, ſondern eine ungemein verſchiedenartig 
zuſammengeſebte breite Schicht unſerer Bevölkerung. Die Sozial- 
demofraten, namentlich eine Anzahl hervorragender Führer, Leute, 
die aus unſerer Schicht, aus der Schicht der höheren Gebildeten und 
der Kapitaliſten hervorgegangen ſind, haben die ſozialen Bedürfniſſe 
dieſer großen, vielgegliederten Schicht ergründet, ſie haben verſtan- 
den, zum großen Teil die Angehörigen derſelben um ſich zu ſcharen,
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und ſie haben daraus eine bei den Wahlen in Deutſchland große 
Erfolge erzielende Partei geſchaffen. Dieſe Partei hat an ſich eine 
durchaus richtige und erſtreben8werte Aufgabe, nämlich die, die un- 
teren Schichten unſeres Volkes nicht bloß wirtſchaftlich, ſondern auch 
in ihrer Kultur weiter emporzuheben, eine Aufgabe, die naturgemäß 
nur langſam zum Erfolge führen kann.“ Herr Schenkel hatte mit 
Vertretern der ſozialdemokatiſchen Landtagsfraktion manchen leiden- 
ſchaftlichen Zuſammenſtoß; um ſo beachtlicher iſt das vorſtehend 
abgedruckte Urteil, das er nicht ohne reifliche Ueberlegung gefällt 
haben dürfte. -- Der vor zwei Jahren - verſtorbene Finanzminiſter 
Honſell hat in einer ſeiner wenigen Reden, die er gehalten, 
weil ſeine Amts8dauer inſolge der ſchweren Krankheit nur eine kurze 
war, bemerkt, „daß er die ſachliche, von großen Geſichtöpunkten 
geleitete Arbeit der Sozialdemokratie durc<hau38 an- 
erfenne.“ Ausführlicher äußerte ſich über die Sozialdemokratie 
bezw. über die moderne Arbeiterbewegung -- nachdem die Sozial- 
demvkratie 20 Vertreter in der Kammer hatte -- der jebige 

Miniſter Frhr.. v. Bodman. 

In einer Polemik gegen den Vertreter des Zentrums in der 
1. Kammer, gegen den Frhrn.: v. Stotingen, ſagte er in der vor- 
lekten Sikung der ', durchlauchtigſten Herren“ in der Seſſion 1909/10, 
am 13. Juli 1910: „Wenn Freiherr von Stozpingen die Sozialdemo- 
Fratie als eine Kranfkheit bezeichnet hat, und geſagt hat, der Revi- 
ſioni8mus ſei eine ſchleichende Krankheit, die noch gefährlicher ſei 
als die akute, ſv möchte ich demgegenüber ſagen: die Bewegung der 
Sozialdemokratie kann man doch nicht ſchlechthin .als eine Krankheit 
bezeichnen. Sie iſt in ihren Zielen, ſoweit ſie auf Abſchaffung der 
Monarchie und auf die Umgeſtaltung unſerer ganzen Geſellſchaft, auf 
die Vergeſellſchaftung des kapitaliſierten Eigentums üſw. gehen, ge- 
wiß zu bekämpfen und kann in einem gewiſſen Sinne als utopiſtiſch 
und vielleicht auch als Krankheit bezeichnet werden. Sie iſt aber 
außerdem eine großartige Arbeiterbewegung zur Be- 
freiung des vierten Stande3, zur Emporhebung der großen 
Maſſen der Arbeiter, die mitarbeiten wollen im Staatsleben, die ſich 
betätigen wollen, und in dieſer Beziehung muß man ihnen entgegen- 
fkommen.“ Und endlich darf noch ein ganz unverdächtiger Zeuge. für 
den- ſtarken Einfluß der ſozialdemokratiſchen Landtagsfraktion, und 
gwar aus allerneueſter Zeit, zitiert werden. Es8 iſt -- 

Herr Wacer 

ſelbſt. In dem ſchon erwähnten Artikel über ſeine Taktik bei den 
nächſten Landtagswahlen ſagt er, allerdings nicht, um der Sozial- 
demvokratie Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen, ſondern um ſeine in 
den übrigen Kapiteln dieſer Schrift genügend gekennzeichneten poli- 
tiſc<hen Abſichten zu ſtüßen, Ende Mai 1912 in der Köln. Volks- 
zeitung? „Wie es8 kommt, daß die Sozialdemyokratie mit ihrem ſtar-
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ken Viertel der Mandate die ganze Kammer beherrſchen kann und tat- 
fächlich beherrſcht, iſt auch außerhalb Badens bekannt und braucht 
hier nicht erörtert zu werden.“ 

Der Entſcheidungskampf zwiſchen dem Zentrum und der 
Sozialdemokratie. 

Auch in ſozialdemokratiſchen Parteikreiſen hat man ſich lange 
gegen die Erfenntnis geſträubt, daß der „lezte Kampf“ zwiſchen uns 
und dem Zentrum auszufechten ſein wird. Man wollte nicht zu- 
geben, daß  die Macht- der Kirche und ihrer politiſchen Vertretung, 
des Zentrum3, größer: ſei, wie die des organiſierten Kapitalismus 
und ſeiner ſtaatlichen Sachwalter. Nun iſt die Frage aber nicht ſo 
zu ſtellen : Zentrum und Sozialdemokratie, ſondern <riſtlich verbrämte 
kawtalcftcfck)c Staat3gewalt im Kampfe gegen die große Maſſe des 
Volkes, die in der Sozialdemokratie ihre politiſche und ſvoziale Ver- 
tretung erblickt. Kirche und Zentrum bedienen ſich der geſamten 
ſtaatlichen Machtmittel (Bürokratie, Schule, Kirche, Heer uſw.) und 
der Staat ſelbſt iſt froh, im Kampfe gegen den Umſturz die ſkrupel- 
loſen Hilfstruppen zu finden. Im Gegenſat zu Frankreich lautet 
in Deutſchland der Schlachtruf des Klerikalismus : Mit dem Staat 
gegen den Sozialiemu3, während er in unſerem Nachbarſtaate ſeine 
Kampfesfront gegen den Staat und gegen den Sozialismus richtet. 
In dieſem Sinne erklärte auch der Redakteur Cunow vom Vorwärts 
in ſeiner Beſprechung des Mainzer Katholifentages .im Auguſt 1911 
in der Neuen Zeit, der offiziellen wiſſenſchaftlichen Zeitſchrift der 
deutſchen Sozialdemokratie! „Nicht mit dem preußiſchen Zunker- 
tum, ſondern mit dem Zentrum wird der große Entſcheidungskampf 
zwiſchen dem SozialiSmus und der alten Weltordnung ausgefochten 
werden.“ Im Süden und Südweſten 'Deutſchlands iſt tatſächlich-. 
der Entfck)etdungskamépf zwiſchen un8 und dem Zentrum ſchon ent- 
brannt. 

Na<h Bayern Baden. 

Die bayeriſchen Spuren ſchrecken! Die badiſche Sozialdemokratie 
darf nicht länger im Zweifel ſein, daß nach dem Hertlingſchen Bayern 
das ehemalige liberale Muſterländle derjenige Bundesſtaat ſein wird, 
in welchem das Zentrum unter Aufbietung ſeiner ganzen organiſa- 
toriſchen Kräfte zum entſcheidenden Schlage gegen die Sozialdemo- 
kratie ausholt. Wenn wir es ſelbſt nicht glauben wollten, ſv hat 
es uns zunächſt Herr Wacker durch ſeine Taktik bei den verfloſſenen 
Reichztag8wählen bewieſen, dann aber noch deutlicher und unverhüll- 
tex der Rechtg3anwalt - und Stadtrat Trunk, der bekannte Führer 
der Karl3ruher Zentrumspartei, welcher ſic<h in einer Zentrumg- 
verſammlung, die furz vor dem 12. Januar 1912 zur konſervativen 
Kandidatur v. Gemmgen im Kreis Kar[ßmck)e Stellung nahm, darüber 
äußertet
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„Wir haben von jeher gewußt, daß unſer Schluß- und Haupt- 
kampf fallen wird mit der Sozialdemokratie, und wir haben uns 
vvn jeher darauf eingerichtet. Diejenigen Leute, die 
unſere Organiſation kennen, die wiſſen ganz genau, daß wir feit 
Jahren und Jahrzehnten alles darauf abgeſtellt haben, um den 
uns drohenden Haupt- und Entſcheidungskampf mit der Sozial- 
demofratie nicht nur wagen, ſondern beſtehen zu können.“ 

Wir haben alſo die Beſtätigung aus Gegners Mund, daß wir 
den ſchärfften Kampf zu erwarten haben. Za noch mehr, wir ſtehen 
ſchon mitten in dieſem Kampfe. 

Die Formen des Kampfes. 

Es würde zu weit führen, wollten wir verſjuchen, die Fvrmen des 
Kampfes zwiſthen uns und dem Zentrum zu ſchildern. Nur einige 
Andeutungen ſeien gegeben : Im Ländtage werden ſich die be- 
ſtehenden politiſchen Gegenſäge zwiſchen Zentrum und Sozialdemo- 
kratie ſchärfer zuſpigen; die Verbindung mit den Konſervativen wird 
inniger, und die Verſuche, die Rechtsnationalliberalen in das reaktio- 
näre Kartell einzubeziehen, werden häufiger ſein. Der Regierung wird 
man ob ihrer Haltung zum Großblo> noch gründlicher wie bisSher 
auf die Finger ſehen und ſie auf den Weg der Ausnahmebehandlung 
der Sozialdemokratie drängen. In höfiſchen Kreiſen ſpinat man 
die geheimen Fäden enger, damit jeder Miniſter beſeitigt wird, der 
ſich den Plänen der konſervativ-klerikalen Hofkamarilla widerſekt. 
Wenn bis jevt „nicht alles gelang“, ſv iſt das kein Beweis, daß es 
immer ſv ſein wird. -- Draußen im Lande betreibt die Zentrums3- 
preſſe immer ſkrupelloſer die vergiftende Agitation gegen die So- 
zialdemokratie; der religiöſe und politiſche Fanatismus, den die Zen- 
trumsblätter ſo vorzüglich nähren, indem ſie eine den Gegner be- 
laſtende Tatſache, wenn es ihnen notwendig erſcheint, dukendmal 
wiederholen, wird noch heftiger gegen uns entflammt. Der Volks- 
verein für das katholiſche Deutſchland mit ſeinen rund 56 000 Mit- 
gliedern in Baden, der Windthorſtbund, die katholiſchen Männer: 
vereine und die vielen anderen Organiſationen des Zentrums und der 
Kirche ſtellen ſich in den Dienſt zur Bekämpfung der Sozialdemo=- 
Fratie. Nicht zulepbt ſtachelt man die < riſtlichen Gewerk- 
ſchaften zum Kampfe gegen die freien Organiſationen auf, um die 
Aufmerkſamkeit von den Differenzen zwiſchen der Köln-Frankfurter 
und der Berliner Richtung -- die zu überſ<hüpven verfehlt ſein 
würde -- abzulenken. Endlich werden auch die kathol. Geiſt- 
lichen zum Anſturm auf die „ſozialdemokratiſche Gefahr“ verpflichtet 
werden, und im heiligen Kampfe um die höchſten Güter der Religion 
und der fatholiſchen Kirche werden ſie die Kanzel und den Beicht- 
ſtuhl auch künftig unentbehrlich finden, obgleich Herr Wacker ſelbſt 
im Jahre 1990 im Bad. VBeobachter noch feſtſtellte, „daß die Wahl 
eines Sozialdemokraten für die wichtigſten Rechte der Kirche weit
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weniger gefährlich ſei, als die eines Nationalliberalen“, und der Land- 
tagzabg. Kohl in der bayeriſchen Abgeordnetenkammer ausrief: „Er 
betrachte die Wahl von vielen Sozialdemokraten al3 eine Vorſehung, 
damit der Kulturkampf nicht wieder auflebe.“ Vergeſſen ſind jett 
alle Prinzipien des Zentrums8 von ehemal8, auf Kampf, unerbitt- 
lichen Kampf gegen die Sozialdemokratie iſt die Zentrumstaktik der 
Gegenwart in Baden eingeſtellt. 

Unſere Ausſichten. 

Das Zentrum führt einen Verzweiflungskampf; zu erobern ver- 
mag es nicht mehr, ſondern nur noch zu verteidigen. Es muß ſich 
auf die Erhaltung ſeines Beſiges an Mandaten und Stimmen be- 
ſchränken, während die Sozialdemokratie ſich immer in der Rolle 
des Angreifenden befindet. Die Welt des Materialismus hat die 
Grundlagen unterwühlt und unterhöhlt, aus denen das Zentrum 
die nötigen Kräfte für ſeinen Fortbeſtand zvg und noch zieht. In 
politiſcher Beziehung gibt es für das Zentrum nur no< den An- 
ſchluß an die am weiteſten recht3 ſtehenden Parteien, wie dies Herr 
Wacker kurz vor den Reichstagswahlen auf der Tagung des Auguſti- 
nus8-Vereins in Köln rückhaltlvs ausgeſprochen hat. Damit verliert 
es langſam. aber ſicher das Vertrauen, das ihm breite Schichten des 
Volkes noch heute entgegenbringen. Ein ſolcher Prozeß vollzieht ſich 
nicht von heute auf morgen; er braucht Zeit, aber die Tendenz dieſer 
Entwieklung iſt klar erkennbar. 

Anders geſtalten ſich die Ausſichten der Sozialdemokräatie. Für 
ſie arbeiten ihre ſieghaften Zdeen und alle Elemente des politiſchen 
und ſozialen Fortſchritt8. Zhre Organiſationen befinden ſich in vvller 
Blüte; ſie bilden bereits einen Staat im Staate. Das raſende Vor- 
wärt3drängen des Kapitalismus auf allen Gebieten, die techniſchen 
Umwälzungen mit ihren faſt täglich neuen Erfindungen und Entde>un- 
gen, die zahlreichen Ergebniſſe der naturwiſſenſchaftlichen Forſchungen 
und die ſonſtigen unendlich vielen geiſtigen Strömungen auf Kulti- 
vierung und Veredelung der Menſchen und der Menſchheit, die ſich in 
den Dienſt der Aufklärung ſtellen, -- ſie alle fördern, ob gewollt ovder 
ungewollt, die ſtetige Ausbreitung der Sozialdemokratie, das allmäh- 
liche Eindringen der ſozialiſtiſchen Gedanken In immer weitere Kreiſe 
der badiſchen, der deutſchen Bevölkerung. Der große Entſcheidungs- 
kampf zwiſchen uns und dem Zentrum, zwiſchen dem Neuen und 
dem Alten, dem Werdenden und dem Ueberlebten kann nur enden 
mit dem Siege des Sozialtzmus. Wir erwarten dieſen Kampf, 
weil- er unausbleiblich iſt!
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